PO T?D_A M-— Stadtverordnetenversammiung

Ny | o
Landeshauptstadt

Potsdam

92. offentliche/nicht 6ffentliche Sitzung des Hauptausschusses

Gremium: Hauptausschuss

Sitzungstermin: Mittwoch, 19.06.2013, 17:00 Uhr

Ort, Raum: R. 280 a, Stadthaus
Tagesordnung

Offentlicher Teil

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

3.6

Eroffnung der Sitzung

Feststellung der Anwesenheit sowie der
ordnungsgemafRen Ladung / Feststellung
der 6ffentlichen Tagesordnung/
Entscheidung liber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift des
offentlichen Teils der Sitzung vom
29.05.2013

Uberweisungen aus der
Stadtverordnetenversammliung

Theaterschiff
12/SVV/0810

Anderung der Geschéftsordnung - Mehr
Transparenz bei Beschlissen mit finanziellen
Auswirkungen

12/SVV/0209

Weiterfihrung des Gestaltungsrates

13/SVV/0229

Lustgarten - Anndherung an das historische Vorbild

13/SVV/0249

Mittel aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT)
13/SVV/0308

Anderung des Gesellschaftsvertrages der
ProPotsdam GmbH

13/SVV/0312

Fraktion DIE LINKE
zur Erledigung

Fraktionen SPD, Bilindnis 90/Die
Griunen, CDU/ANW, FDP

Fraktion Die Andere

Fraktion FDP

Fraktion DIE LINKE

Oberbirgermeister, Bereich
Beteiligungsmanagement



3.7

3.8

4.1

4.2

43

4.4

4.5

4.6

4.7

Anderung der Gesellschaftsvertrage der Klinik Ernst
von Bergmann Bad Belzig gemeinnutzige GmbH
und der Medizinischen Versorgungszentrum Bad
Belzig GmbH

13/SVVI/0314

Wabhlalter 16 gut vorbereiten

13/SVV/0264

Mitteilungen der Verwaltung

Bericht zur Umsetzung der Strukturveranderungen
im Biro flir Chancengleichheit und Vielfalt

Sachstandsbericht - Beauftragte/r fir die
Kooperation mit den Nachbarkreisen
gemal Beschluss: 13/SVV/0177

Sachstand zu den Gesprachen mit fairwiese e.V.
(Wagenhausburg)

Ehrenamtspass mit Potsdam-Mittelmark

13/SVV/0354

Kooperation mit Potsdam-Mittelmark im OPNV

13/SVV/0371

Wohnungsunterbringungskonzept fiir asylsuchende
und geduldete Personen

13/SVV/0344

Unterbringung von Asylsuchenden

13/SVV/0379

Sonstiges

Nicht offentlicher Teil

Feststellung der nicht 6ffentlichen
Tagesordnung / Entscheidung iiber
eventuelle Einwendungen gegen die

Niederschrift des nicht offentlichen Teils der

Sitzung vom 29.05.2013

Oberbirgermeister, Bereich
Beteiligungsmanagement

Fraktionen SPD, FDP
neue Fassung vom 05.06.2013
zur Erledigung

aus HA 13.02.13 - TOP 4.11

Oberbirgermeister, FB Soziales,
Gesundheit und Umwelt

Oberbirgermeister, FB
Stadtplanung und
Stadterneuerung

Oberbirgermeister, FB Soziales,
Gesundheit und Umweltschutz

Oberbirgermeister, FB Soziales,
Gesundheit und Umwelt

Seite: 2/3



7.1

7.2

7.3

Mitteilungen der Verwaltung

Weiterverkauf von Ufergrundstiicken Oberbirgermeister

13/SVV/0334

Gesellschafterversammlung der ProPotsdam GmbH Oberbirgermeister, Bereich
Beteiligungsmanagement

13/SVV/0378

Information Uber eine Rahmenvereinbarung Uber die
finanzielle Beteiligung an Projekten der Stiftung
Preufische Schldsser und Garten Berlin-
Brandenburg in Potsdam

gemal Beschluss: 13/SVV/0283

Sonstiges

Seite: 3/3



PO T?D_A M-— Stadtverordnetenversammiung

der

Landeshauptstadt
Potsdam

92. offentliche/nicht 6ffentliche Sitzung des Hauptausschusses

Gremium: Hauptausschuss
Sitzungstermin: Mittwoch, 19.06.2013, 17:00 Uhr
Ort, Raum: R. 280 a, Stadthaus

Nachtragstagesordnung

Offentlicher Teil

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

Eréffnung der Sitzung

Feststellung der Anwesenheit sowie der
ordnungsgemafen Ladung / Feststellung der
offentlichen Tagesordnung/ Entscheidung iiber
eventuelle Einwendungen gegen die
Niederschrift des offentlichen Teils der Sitzung
vom 29.05.2013

Uberweisungen aus der
Stadtverordnetenversammliung

Theaterschiff Fraktion DIE LINKE

Vorlage: 12/SVV/0810 zur Erledigung

Anderung der Geschiftsordnung - Mehr Fraktionen SPD, Blndnis 90/Die
Transparenz bei Beschliissen mit finanziellen Grinen, CDU/ANW, FDP

Auswirkungen
Vorlage: 12/SVV/0209

Weiterfiihrung des Gestaltungsrates Fraktion Die Andere
Vorlage: 13/SVV/0229

Lustgarten - Anndherung an das historische Fraktion FDP
Vorbild
Vorlage: 13/SVV/0249

Mittel aus dem Bildungs- und Teilhabepaket Fraktion DIE LINKE
(BuT)
Vorlage: 13/SVV/0308



3.6

3.7

3.8

4.1

4.2

4.3

4.4

4.5

4.6

4.7

Anderung des Gesellschaftsvertrages der
ProPotsdam GmbH
Vorlage: 13/SVV/0312

Anderung der Gesellschaftsvertrige der Klinik
Ernst von Bergmann Bad Belzig gemeinniitzige
GmbH und der Medizinischen
Versorgungszentrum Bad Belzig GmbH
Vorlage: 13/SVV/0314

Wahlalter 16 gut vorbereiten
Vorlage: 13/SVV/0264

Mitteilungen der Verwaltung

Bericht zur Umsetzung der
Strukturveranderungen im Biiro fir
Chancengleichheit und Vielfalt

Sachstandsbericht - Beauftragte/r fiir die
Kooperation mit den Nachbarkreisen
gemaB Beschluss: 13/SVV/0177

Sachstand zu den Gesprachen mit fairwiese e.V.

(Wagenhausburg)

Ehrenamtspass mit Potsdam-Mittelmark
Vorlage: 13/SVV/0354

Kooperation mit Potsdam-Mittelmark im OPNV
Vorlage: 13/SVV/0371

Wohnungsunterbringungskonzept fiir
asylsuchende und geduldete Personen
Vorlage: 13/SVV/0344

Unterbringung von Asylsuchenden
Vorlage: 13/SVV/0379

Sonstiges

Oberbirgermeister, Bereich
Beteiligungsmanagement

Oberbirgermeister, Bereich
Beteiligungsmanagement

Fraktionen SPD, FDP
neue Fassung vom 05.06.2013
zur Erledigung

aus HA 13.02.13 - TOP 4.11

Oberbirgermeister, FB Soziales,
Gesundheit und Umwelt

Oberbirgermeister, FB
Stadtplanung und
Stadterneuerung

Oberbirgermeister, FB Soziales,
Gesundheit und Umweltschutz

Oberbirgermeister, FB Soziales,
Gesundheit und Umwelt

Seite: 2/3



Nicht offentlicher Teil

71

7.2

7.3

Feststellung der nicht 6ffentlichen
Tagesordnung / Entscheidung liber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift des nicht
offentlichen Teils der Sitzung vom 29.05.2013

Mitteilungen der Verwaltung

Weiterverkauf von Ufergrundstiicken
Vorlage: 13/SVV/0334

Gesellschafterversammlung der ProPotsdam
GmbH
Vorlage: 13/SVV/0378

Information liber eine Rahmenvereinbarung liber
die finanzielle Beteiligung an Projekten der
Stiftung PreuBische Schlésser und Garten
Berlin-Brandenburg in Potsdam

gemaR Beschluss: 13/SVV/0283

Sonstiges

Vergabe von Auftragen

hier: Potsdam, Gartenstadt Drewitz, Errichtung
Konrad-Wolf-Park,

Freianlagen Los 1 Herrichten und AuBenanlagen
und Los 2 Pflanzen und Entwicklungspflege
Vorlage: 13/SVV/0387

Oberbirgermeister

Oberbirgermeister, Bereich

Beteiligungsmanagement

Oberbirgermeister, FB Griin-und

Verkehrsflachen

Seite: 3/3



p-() T‘D—iA M Stadtverordnetenversammlung

Ny o
Landeshauptstadt

Potsdam

Betreff:
Theaterschiff

Einreicher: Fraktion DIE LINKE

TOP 3.1

Antra g Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

12/SVV/0810

offentlich

Erstellungsdatum 13.11.2012

Eingang 902:
Beratungsfolge:
Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
05.12.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Anrainern zu fihren.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, unter Berticksichtigung der bau- und
emissionsschutzrechtlichen Voraussetzungen, die Bedingungen daflir zu schaffen, dass das
Theaterschiff an der Alten Fahrt verbleiben kann und entsprechende Gesprache mit den Havel-

Darilber ist der Stadtverordnetenversammlung im Januar 2013 Bericht zu erstatten.

Unterschrift

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruickseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
I einstimmig [ ] mit Stmmen- | Ja Nein Enthaltung Giberwiesen in den Ausschuss:
mehrheit
I erledigt [0  abgelehnt
Wiedervorlage:
] zuriickgestellt [J  zuriickgezogen




TOP 3.1

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? L Ja [J  Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne &ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Uber Monate hinweg hat sich der Kulturausschuss mit dieser Thematik beschaftigt und Empfehlungen
an die Verwaltungsspitze Ubermittelt. In der Stadtverordnetenversammlung im November 2012 ist
daruber informiert worden, dass der Oberbilrgermeister sich in etwa vier Wochen dazu auftern wird.

Der Antrag soll zur Positionsbildung des Oberbilrgermeisters beitragen.



e A w—
POTSDAM

@ Potsdam

Betreff:

TOP 3.1.1

Landeshauptstadt Mitteilu ngsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

13/SVV/0391

Der Oberblrgermeister

offentlich

Verlagerung des Theaterschiffes aus der Alten Fahrt in die Schiffbauergasse

beziiglich
DS Nr.: 13/SVV/0362

Erstellungsdatum 19.06.2013

Eingang 902: 19.06.2013

Einreicher: FB Kultur und Museum

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

19.06.2013 Hauptausschuss

Inhalt der Mitteilung: Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis:

Das Theaterschiff soll zum 01.11.2013 aus der Alten Fahrt an den Standort Schiffbauergasse verlegt
werden. Die Verlagerung an den Standort Schiffbauergasse geschieht im Konsens mit dem Betreiber
des Theaterschiffes. Die Grundlage fir eine Verlagerung des Theaterschiffes ist ausfuhrlich in einer
Matrix-Gegenuberstellung mit Vergleich verschiedener Standorte in der DS 13/SVV/0362 geschildert,
auf die hier ausdrticklich Bezug genommen wird.

Folgende Voraussetzungen miissen zudem erfillt sein:
1) Der Betrieb der Gastronomie ist aus konzeptionellen und wirtschaftlichen Grinden fir die

Weiterfllhrung des Betriebs des Theaterschiffes essenziell. Die LHP schafft hierzu die
erforderlichen vertraglichen Rahmenbedingungen mit dem Betreiber des Restaurantschiffs ,John
Barnett®, spatestens zum 01.01.2015. Der Vertrag mit den Betreibern der ,John Barnett” mit der
Konkurrenzschutzklausel wurde mit Wirkung zum Ende 2014 gekiindigt. Es wird angestrebt, mit
den Betreibern der ,John Barnett zu verhandeln und die Konkurrenzschutzklausel friiher
entfallen zu lassen.

Der Betrieb der Huckleberrys Flof3station Potsdam und der Segelschule Berlin-Potsdam als
Anbieter attraktiver Wasserfreizeitangebote an der Schiffbauergasse wird weiterhin
gewabhrleistet.

Der Diskobetrieb auf dem Theaterschiff gehdért zu den zentralen Elementen des
Betreiberkonzepts und ist moglich (s. DS 13/SVV/0362). Sollten sich diesbezlglich
Schwierigkeiten mit aktuellen oder kiinftigen Anrainern ergeben, die Auswirkungen auf den
Diskobetrieb haben, kénnen keinerlei Ausgleichszahlungen seitens der LHP erfolgen.

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

]  zuriickgestellt O zurtickgezogen Uberwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:




Biro der Stadtverordnetenversammlung

Finanzielle Auswirkungen? O

TOP 3.1.1

Ja

Nein

(Ausfiuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Standort Schiffbauergasse

Ca. 200.000 EUR fur die Planung und Umsetzung der technischen Erschlieffung Uber einen
Steg sind sanierungsbedingt und damit férderfahig und werden aus dem Treuhandvermoégen

finanziert.

Im Rahmen der Kulturférderung wird dem Betreiber des Theaterschiffes mit dem Haushalt
2013/2014 der LHP eine Zuwendung in Héhe von maximal 95.000 EUR jahrlich zur
Verfugung gestellt. Darin enthalten sind fur die Haushaltsjahre 2013/2014 maximal 30.000
EUR jahrlich fur einen ggf. erhohten Férderbedarf infolge der Umverlegung des

Theaterschiffes.

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberburgermeister

Geschaftsbereich 1

Geschéftsbereich 3

Geschaftsbereich 2

Geschéftsbereich 4




TOP 3.2

m‘m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

\ \Vf ' der
Landeshauptstadt 1 2/SW/0209

Potsdam

offentlich
Betreff:
Anderung der Geschéaftsordnung - Mehr Transparenz bei Beschliissen mit finanziellen Auswirkungen

Einreicher: Fraktionen SPD, Biindnis 90/Die Griinen, CDU/ANW, | Erstellungsdatum 16.03.2012

FDP

Eingang 902:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
04.04.2012 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam X

Beschlussvorschlag: Die Stadtverordnetenversammlung maoge beschliefien:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, zur Verbesserung der Folgeabschatzung und der
Steuerungsmoglichkeit bei Beschlissen mit finanziellen Auswirkungen folgende MalRnahmen umzusetzen:

1. Erganzung der Geschaftsordnung der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt
Potsdam im § 14 Beschlussvorlagen und Antrage gemaf Anlage um eine § 14a Beschlussvorlagen
und Antrage mit finanziellen Auswirkungen (Anlage im ALRIS)

2. Die 2. Seite der Beschlussvorlage soll an die doppischen Gegebenheiten angepasst werden. Dazu
soll die Verwaltung anhand der in der Anlage aufgefihrten Informationen bis Mai 2012 einen Entwurf
vorlegen. (Anlage im ALRIS)

3. Im Rahmen des halbjahrlichen Berichtswesens erstellt die Verwaltung fiir die
Stadtverordnetenversammlung eine Ubersicht, aus der die finanziellen Auswirkungen von
Beschllissen im laufenden Haushaltsjahr ersichtlich sind. Dabei sollen die kumulierten Auswirkungen
auf die Produkt-, Fachbereichs- und Geschéftsbereichsbudgets und die aus den Beschliissen
resultierenden Vorabdotierungen ersichtlich sein.

gez. M. Schubert gez. S. Hineke gez. M. Schroder gez. J.von der Osten-Sacken

Fraktionsvorsitzender Fraktionsvorsitzende Fraktionsvorsitzender  Fraktionsvorsitzender
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
[0  einstimmig [ ] mit Stmmen- | Ja Nein Enthaltung liberwiesen in den Ausschuss:
mehrheit
] erledigt [J  abgelehnt
Wiedervorlage:
] zuriickgestellt [J  zuriickgezogen




TOP 3.2

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? 0 Ja L1 Nein

(Ausfiuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne &ffentl.
Foérderung), beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Die Stadtverordnetenversammlung legt mit ihrer bisherigen Vorgehensweise einen geringeren Maf3stab an
ihre haushalterische Sorgfalt, als dies nach §15 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg
(BbgKVerf) von den Burgerinnen und Burgern bei Blirgerbegehren verlangt wird. Ein Blirgerbegehren
muss ,einen nach den gesetzlichen Bestimmungen durchflihrbaren Vorschlag zur Deckung der
voraussichtlichen Kosten der verlangten MaRnahme im Rahmen des Gemeindehaushalts enthalten.”

Darlber hinaus fuhrt die derzeitige Praxis der Verabschiedung von Antragen ohne konkrete Deckung aus
dem Haushalt, zu einer Beschlussfassung ohne finanzielle Folgeabschatzung. Das bisherige Verfahren ist
ungeeignet, die angespannte Haushaltslage der Landeshauptstadt Potsdam gemag der Pflichten der
Stadtverordnetenversammlung zu steuern.

Die Landeshauptstadt Potsdam hat zum Jahr 2008 ihr Rechnungswesen auf die Doppik umgestellt. Zur
Verbesserung des Verstandnisses, der Folgeabschatzung und der Steuerungsmoglichkeiten der
Stadtverordneten soll die bisherige 2. Seite der Beschlussvorlage an die doppischen Gegebenheiten
angepasst werden.

Derzeit bildet das Formular im Bereiche finanzielle Auswirkungen lediglich in umfangreicher Textform die
Auswirkungen auf den stadtischen Haushalt ab. Die Darstellung folgt nicht der doppischen
Haushaltssystematik und erlaubt daher nur unzureichend die Méglichkeit, Auswirkungen auf den Haushalt
vergleichbar abzubilden. Dies soll mit dem veranderten Formular verbessert werden.

Anlage :
e Anderung der Geschéaftsordnung der Stadtverordnetenversammilung der LHP
e Anderung der 2. Seite der Beschlussvorlage



TOP 3.2

Anlage |
Anderung der Geschéaftsordnung der Stadtverordnetenversammlung der LHP

NEU § 14a Beschlussvorlagen und Antrage mit finanziellen Auswirkungen

(1) Alle Beschlussvorlagen und Antréage mit finanziellen Auswirkungen, bediirfen vor der Be-
schlussfassung durch die Stadtverordnetenversammlung einer Darstellung ihrer finanziellen
Auswirkungen und werden im Finanzausschuss beraten.

(2) Zu allen Beschlussvorlagen und Antrage mit finanziellen Auswirkungen, erhalt die Ver-
waltung die Gelegenheit, die finanziellen Auswirkungen auf den laufenden Haushalt und die
mittelfristige Planung zu prifen und innerhalb von sechs Wochen eine Stellungnahme abzu-
geben. Die Befassung im Ausschuss darf erst nach Eingang der Stellungnahme oder nach
vier Wochen auf die Tagesordnung gesetzt werden.

(3) Der Finanzausschuss auf3ert sich zur Stellungnahme der Verwaltung und unterbreitet der
Stadtverordnetenversammlung, auf Vorschlag des Antragstellers einen Vorschlag Uber das
in Anspruch zu nehmende Produkt- oder Fach- bzw. Geschaftsbudget.

(4) Wird die Héhe der finanziellen Auswirkungen oder der Deckungsvorschlag von der Stadt-
verordnetenversammlung abgelehnt, gilt die Vorlage bzw. der Antrag als abgelehnt.



Anlage Il

Anderung der 2. Seite der Beschlussvorlage

TOP 3.2

Finanzielle Auswirkungen

Ja

Nein

Pflichtaufgabe

Ja

Nein

HaushaltskonsolidierungsmalRnahme

Ja

Nein

Produkt

Auswirkungen auf den Ergebnishaushalt Jahr

Ertrag

Sachkonto

Bezeichnung

EUR

Davon bereits
veranschlagt

Mehr- bzw. Min-
derertrag

Summe

Aufwand

Sachkonto

Bezeichnung

EUR

Davon bereits
veranschlagt

Mehr- bzw. Min-
derertrag

Summe

Mittelfristige Ergebnisplanung

Ertrag

Jahr Sachkonto

Bezeichnung

EUR

Davon bereits
veranschlagt

Mehr- bzw.
Minderertrag

Summe

Aufwand

Jahr Sachkonto

Bezeichnung

EUR

Davon bereits
veranschlagt

Mehr- bzw.
Minderertrag

Summe

Auswirkungen auf den Finanzhaushalt Jahr

Ertrag

Sachkonto

Bezeichnung

EUR

Davon bereits
veranschlagt

Mehr- bzw. Min-
derertrag




TOP 3.2

| Summe | |
Aufwand
Sachkonto Bezeichnung EUR Davon bereits Mehr- bzw. Min-
veranschlagt derertrag
Summe

Mittelfristige Finanzhaushaltsplanung

Ertrag

Jahr Sachkonto | Bezeichnung EUR Davon bereits | Mehr- bzw.
veranschlagt Minderertrag

Summe

Aufwand

Jahr Sachkonto | Bezeichnung EUR Davon bereits | Mehr- bzw.

veranschlagt

Minderertrag

Summe




Antrag mit finanziellen Auswirkungen
wird in den Finanzausschuss tberwiesen

%tellungnahme der Verwaltung zu den finan. )
Auswirkungen und ggf. Vorschlag zur De-

ckung innerhalb von 6 Wochen
- J

e : ™
Beschluss des Finanzausschusses zur Stel-
lungnahme und zum Deckungsvorschlag in

Abstimmung mit dem Antragsteller
N J

TOP 3.2

Beschluss der SVV zum Antrag und zum
Deckungsvorschlag

Bei Ablehnung der Deckungsquelle ist der
Antrag abgelehnt.




TOP 3.3

m‘m Stadtverordnetenversammiung Antra g Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
Ny |
Landeshauptstadt
Potsdam 1 3ISW/0229
offentlich
Betreff:

Weiterfuhrung des Gestaltungsrates

Einreicher: Fraktion Die Andere Erstellungsdatum 10.04.2013

Eingang 902:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

08.05.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, bei der Weiterfihrung des Gestaltungsrates und der
Neubesetzung der Sitze sicherzustellen, dass der Gestaltungsrat

1. neuere Entwicklungen in der Architektur in seiner beratenden Tatigkeit starker bertcksichtigt

2. in seinen Empfehlungen das Ziel der sozialen Durchmischung und Vielfalt der Bevdlkerung
bertcksichtigt (Alter und Lebensphasen der Bewohner/innen, sozio-6konomischer Status und
Lebensformen)

3. in seinen Empfehlungen die folgenden 6ffentlichen Belange in der Beratung mit berlcksichtigt:

- Ausbau der sozialen, wirtschaftlichen, und kulturellen Infrastruktur (z.B. Ladenflachen, Gaststatten,
Raumlichkeiten fur kulturelle Veranstaltungen, Bandproberaume, Atelierflachen, etc.)

- Vertraglichkeit mit sich verandernden Anforderungen fir Verkehr (insb. mehr Stellplatze fir
Fahrrader).

Die Aufgabenstellung und Geschéftsordnung des Gestaltungsrates sollen entsprechend Uberarbeitet
werden und sind den Stadtverordneten zur Beschlussfassung vorzulegen.

In Zusammenhang mit den Punkten 2. und 3. ist weiterhin zu prufen, inwiefern die fachliche Besetzung
des Gremiums verandert bzw. erweitert werden muss.

Der Stadtverordnetenversammlung ist bis September 2013 Bericht zu erstatten.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
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Uberwiesen in den Ausschuss:

] einstimmig | [J mit Stimmen- | Ja Nein Enthaltung
mehrheit

[ erledigt [0  abgelehnt

I zuriickgestellt 1 zuriickgezogen

Wiedervorlage:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? L Ja [J  Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der Gestaltungsrat wurde vor drei Jahren eingerichtet. Eine Neubesetzung des Gremiums steht bis
Ende des Jahres an. Die Aufgabe des Gestaltungsrates ist ,Vorhaben im Hinblick auf stadtebauliche,
architektonische und gestalterische Qualitdten zu beurteilen und die Beteiligten in dieser Hinsicht zu
beraten.” Die ,Einordnung in die charakteristischen Qualitaten des Potsdamer Stadtbildes® wird dabei
besonders hervorgehoben. Der Aufgabenstellung folgend ist das Gremium mit Fachleuten aus
Architektur, Stadtebau und Landschaftsplanung besetzt.

Im Zuge der Neubesetzung des Gestaltungsrates gilt es eine Zwischenbilanz zu ziehen. Die
Probleme des Gestaltungsrates in der Praxis sind vierfach zu betrachten.

Erstens, die gestalterischen Empfehlungen des Gestaltungsrates sind sehr stark an den vorhandenen
Strukturen orientiert. Die Weiterentwicklung neuer gestalterischer Konzepte wird haufig verhindert. So
wurde gleich in der ersten Sitzung (TOP 7) ein Vorhaben gering geschatzt mit den Worten: ,Der
Gestaltungsrat empfiehlt, vor Sanierung der Fassaden und Balkone ein speziell zu ihrem ‘frechen’
Dach kontrastierendes ruhiges Farbkonzept und die Planung angemessener Balkonanlagen.”
(Hervorhebung im Original) Dergleichen Beispiele finden sich in den Protokollen in grof3er Zahl. Damit
gibt der Gestaltungsrat eine Linie vor, die darauf hinauslauft, dass neue Ideen despektierlich bewertet
werden und die Empfehlungen den Weg weisen in Richtung: unauffallig, gewdhnlich, angepasst. Das
Potsdamer Stadtbild ist im Wesentlichen dadurch entstanden, dass es wahrend verschiedener
Epochen bewusst weiterentwickelt wurde. Diesem Gedanken muss auch der Gestaltungsrat
verpflichtet werden, so dass neue Ideen und Konzepte Raum fur die Umsetzung finden.

Zweitens, die Empfehlungen des Gestaltungsrates betreffen nicht nur die Gestalt der Baukorper,
sondern gehen darlber hinaus. Es sollen einige Beispiele angefihrt werden, um das zu
veranschaulichen. Bei dem oben genannten Beispiel beginnt die Empfehlung mit dem folgenden
Absatz: ,Der Gestaltungsrat empfiehlt dem Bauherren noch einmal, die sozialen Konsequenzen des
Vorhabens zu Uberdenken. Das Konfliktpotential zwischen der ruhigen alteren Bewohnerschaft der
bescheidenen Architektur der unteren Geschosse und den aktiven jungen Bewohnern im ‘frechen’
Dachgeschoss ist als erheblich anzunehmen.” Hier geht der Gestaltungsrat klar Uber das
urspringliche Beratungsmandat hinaus, da die Empfehlung die angestrebte sozial-rdumliche
Zusammensetzung der Bewohnerschaft betrifft. In der 16. Sitzung wurde im TOP 1 ein Vorhaben mit
231 Wohnungen behandelt und folgende Empfehlung ausgesprochen: ,Trotz der innerstadtischen
Dichte fehlen stadtische Strukturmerkmale wie etwa [...] Nicht-Wohnnutzungen im Erdgeschoss.”
Auch hier geht die Empfehlung ganz klar Uber das Beratungsmandat hinaus, da hier die Funktion der
Gebaude behandelt wird. Das Problem besteht nicht in den Aussagen zur Sache selbst. Es ist im
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Gegenteil so, dass eine Beratung Uber den rein gestalterischen Aspekt hinaus sehr wiinschenswert
ist. Deswegen werden im Antragstext auch noch weitere Aspekte mit angefihrt.

Der dritte Punkt bezieht sich auf die Vorschlage, die die Anpassung und Erweiterung des
Beratungsmandats betreffen. Der Gestaltungsrat hat bislang nur sehr klassische Funktionen
(Wohnen, Gewerbe) von Gebauden berlcksichtigt. Das ist keineswegs falsch, aber weitere
Funktionen sollen in Zukunft pro-aktiv angeschoben werden. In den letzten Jahren sind verstarkt
kulturelle Orte verloren gegangen, die in unsanierten Gebauden aufgrund privater Initiative genutzt
wurden. Im Zuge weiterer Sanierungen fallen in einem schleichenden Prozess Elemente einer
kleinteiligen Struktur weg, die seit der Wende 1989 fiir das Potsdamer Kulturleben pragend war.
Tagesaktuell steht die Sanierung der Brauerei am Brauhausberg an. Es besteht ein Nutzungskonflikt
mit den dort beherbergten Probe- und Atelierrdumen. In diesem Fall scheint sich eine Einigung mit
dem Eigentiumer abzuzeichnen. Leider ist das nicht immer so. Dem Gestaltungsrat soll es zur
Aufgabe gemacht werden Bauherrn DenkanstofRe zu geben, wie Raumlichkeiten gewonnen werden
konnen, die kulturelle Initiativen in kleinteiligen Strukturen ermoglichen. Es erscheint weiterhin
sinnvoll, in Zukunft starker zu berticksichtigen, dass die Nutzung des Fahrrades die Anforderungen an
Bauvorhaben verandert. Mit dem vorliegenden Antrag soll geprift werden, inwiefern die funktionalen
Aspekte kiunftiger Bauvorhaben in der Aufgabenstellung eines solchen Gremiums verankert werden
kénnen. Es ware dann konsequenterweise auch zu fragen, inwiefern der Name ,Gestaltungsrat” die
Aufgabenstellung tGberhaupt noch widerspiegelt oder nicht besser eine Umbenennung angebracht ist.

Der vierte Punkt folgt aus dem zweiten und dritten. Das Gremium ist bislang mit Experten der
gestalterischen Fachdisziplinen besetzt. Im Zuge der Arbeit haben sich Fragen der Funktionalitat als
wichtiger und dréangender herausgestellt. Damit ist aber auch die Fachexpertise der
Gremiumsmitglieder Uberstrapaziert. Wenn also die Aufgabenstellung des Gremiums erweitert wird,
um den notwendigen Beratungsbedarf zu tragen, muss der Kreis der Fachdisziplinen erweitert
werden, die in das Gremium berufen werden.

Es sei abschlieRend noch angemerkt, dass die Infrastrukturaspekte unter Punkt zwei und drei die
Stadt vor eine besondere Herausforderung stellen kénnen. Die genannten Infrastruktureinrichtungen
werten die Umgebung auf, wobei die Kosten aber nur dem jeweiligen Bauherren zu Buche schlagen.
Die Aufwertung der bestehenden Gebdude kommt anderen als nur dem jeweiligen Bauherren zu
Gute, dessen Vorhaben im Rat jeweils zur Beratung ansteht. Wenn es sich zeigen sollte, dass die
Verbesserung der Infrastruktur angezeigt ist, ware es unfair, diese Kosten dem Bauherren alleine auf
zu blrden. Es stellt sich also die Frage, auf welche Art und Weise die Stadt den Bauherren
dergleichen Investitionen ,schmackhaft* machen koénnte. Es koénnte beispielsweise angedacht
werden, dass es zwischen verschiedenen Bauherren, Eigentimern des Bestandes und sonstigen
Parteien zu Ausgleichszahlungen kommen kann, die von der Stadt oder einem Trager moderiert oder
auch treuhanderisch verwaltet werden.
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m‘m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
@ der
Landeshauptstadt
—ar 13/SVV/0249
offentlich

Betreff: Lustgarten - Anndherung an das historische Vorbild

Einreicher: Fraktion FDP Erstellungsdatum 19.04.2013

Eingang 902:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

08.05.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberburgermeister wird beauftragt, die Sanierungsziele im neuen Lustgarten dahingehend
Uberarbeiten zu lassen, dass die urspriingliche Ausrichtung des Lustgartens zum Stadtschloss (neuer
Landtag) und zur Stadt wieder aufgenommen wird. Als Bezugspunkt soll neben dem Landtagsneubau
im Norden der Neubau der Weissen Flotte am slUdlichen Ende des Gartens einbezogen werden.
Weiterhin sollen Gestaltungsprinzipien erstellt werden, die als Leitfaden fiir eine langfristige
Weiterentwicklung dienen.

Als erste MaRnahme zur Sichtbarmachung dieser Ausrichtung kénnte eine Baumbepflanzung an der
Havelkante nach historischem Vorbild umgesetzt werden. Kosten der Manahme und der mégliche
Zeitplan sind im Vorfeld zu prifen und im Bauausschuss vorzustellen.

Die Planungen sind mit den Architekten des Lustgartens Dietz/Joppien und mit dem Architekten der

Weissen Flotte Prof. Karl-Heinz Winkens abzustimmen.

gez. Johannes von der Osten genannt Sacken
Fraktionsvorsitzender FDP

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
]  einstimmig | [J mit Stimmen- | Ja Nein Enthaltung iberwiesen in den Ausschuss:
mehrheit
[ erledigt [0  abgelehnt
Wiedervorlage:
O zuriickgestellt 0  zuriickgezogen
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? L Ja [J  Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne &ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Die Architekten Dietz/Joppien haben den Lustgarten in ihren Planungen anlasslich der
Bundesgartenschau 2001 Richtung ostlicher Havelkante ausgerichtet. In den damaligen
Uberlegungen konnte noch nicht beriicksichtigt werden, dass der Landtagsneubau in Gestalt des
ehemaligen Stadtschlosses am historischen Standort entstehen wirde. Gleichsam war der Abriss des
heutigen Hotel Mercure zu damaligen Zeiten noch nicht in der Diskussion.

Diese beiden mafigeblichen Entwicklungen machen es aus heutiger Sicht langfristig moglich, dass
die urspringliche Ausrichtung und Sichtbeziehung von Schloss und Lustgarten wieder hergestellt
werden kann und so eine optische Einheit mit der neu entstehenden Innenstadt sichtbar wird.

Die Entscheidung der Stadtverordneten fur die Verschiebung des Neubaus der Weissen Flotte an das
sudliche Ende des Neptun-Beckens beeinflusst die neu entstehende Ausrichtung vom Schloss zum
Lustgarten positiv. Die urspringliche Beziehung zum Wasser, welche durch den Bahndamm wegfallt,
kdnnte dann zum Flottenneubau hergestellt werden. Die Planungen zum Neubau missten diesen
Uberlegungen angepasst werden. Auch der kiinftige Wegfall des temporéaren Palmenzeltes macht die
Baumreihe entlang der Havelkante Uberhaupt erst moglich.

In der in Anlage 1 beigefligten Darstellung eines virtuellen Modells des Lustgartens um 1700 kann
man sowohl die historische Ausrichtung des Gartens als auch die dadurch entstehende Verflechtung
mit der Stadt erkennen. Mit den geplanten Veranderungen wird die Beziehung des Lustgartens zur
Innenstadt hergestellt und die trennende Wirkung der Breiten Strale deutlich abgemildert. Die
Baumbepflanzung in Anlehnung an das historische Vorbild macht diese Entwicklung in einem ersten
Schritt deutlich.

In der Anlage 2, ein Lageplan von 1835, wird die Gestaltung des 19. Jahrhundert klar und auch hier
sieht man die Baumreihe an der Havelkante.

(Quelle: Ausschnitt ,, Plan von der Stadt Potsdam® gezeichnet von Baucondukteur Vogel, 1835.
SPSG, Plansammlung Potsdam)



Anlage: Darstellung des Lustgartens als vereinfachtes virtuelles Modell

© www.arstemipano.de 2013/

Quelle: http://www.arstempano.de/potsdam/galerie/potsdam/schloesser-und-gaerten/lustgarten-1713/



Anlage 2: Lageplan von 1835
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Quelle: Ausschnitt ,, Plan von der Stadt Potsdam” gezeichnet von Baucondukteur Vogel, 1835, SPSG,
Plansammlung Potsdam
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- [] Anderungsantrag zur Drucksache Nr.

POTSDAM Stadtverordnetenversammlung |:| Eras trag

(= der rganzungsan
v Landeshauptstadt 1 3/SVV/0249

Potsdam X] Neue Fassung
X] 6ffentlich

Einreicher: Fraktion FDP
Betreff: Lustgarten - Ann&herung an das historische Vorbild

Erstellungsdatum 27.06.2013

Eingang 902:
Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
13.08.2013 Ausschuss fir Stadtentwicklung und Bauen X
14.08.2013 Hauptausschuss
04.09.2013 Stadtverordnetenversammlung

Anderungs-/Erganzungsvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschlieBen:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, die Sanierungsziele im neuen Lustgarten dahingehend
Uberarbeiten zu lassen, dass die urspriingliche Ausrichtung des Lustgartens zum Stadtschloss (neuer
Landtag) und zur Stadt wieder aufgenommen wird. Als Bezugspunkt soll neben dem Landtagsneubau
im Norden der Neubau der Weissen Flotte am stdlichen Ende des Gartens einbezogen werden.
Weiterhin sollen Gestaltungsprinzipien erstellt werden, die als Leitfaden fir eine langfristige
Weiterentwicklung dienen.

Die Planungen sind mit den Architekten des Lustgartens Dietz/Joppien und mit dem Architekten der
Weissen Flotte Prof. Karl-Heinz Winkens abzustimmen.

Begriindung:

Die Architekten Dietz/Joppien haben den Lustgarten in ihren Planungen anlasslich der
Bundesgartenschau 2001 Richtung &stlicher Havelkante ausgerichtet. In den damaligen Uberlegungen
konnte noch nicht berlicksichtigt werden, dass der Landtagsneubau in Gestalt des ehemaligen
Stadtschlosses am historischen Standort entstehen wirde. Gleichsam war der Abriss des heutigen
Hotel Mercure zu damaligen Zeiten noch nicht in der Diskussion.

Diese beiden maBgeblichen Entwicklungen machen es aus heutiger Sicht langfristig méglich, dass die
ursprungliche Ausrichtung und Sichtbeziehung von Schloss und Lustgarten wieder hergestellt werden
kédnnen und so eine optische Einheit mit der neu entstehenden Innenstadt sichtbar wird.

Die Entscheidung der Stadtverordneten fiir die Verschiebung des Neubaus der Weissen Flotte an
das stdliche Ende des Neptun-Beckens beeinflusst die neu entstehende Ausrichtung vom Schloss
zum Lustgarten positiv. Die urspringliche Beziehung zum Wasser, welche durch den Bahndamm
wegfallt, konnte dann zum Flottenneubau hergestellt werden. Die Planungen zum Neubau mussten
diesen Uberlegungen angepasst werden.
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In der in Anlage 1 beigefluigten Darstellung eines virtuellen Modells des Lustgartens um 1700 kann
man sowohl die historische Ausrichtung des Gartens als auch die dadurch entstehende
Verflechtung mit der Stadt erkennen. Mit einer geplanten Veranderungen kann die Beziehung des
Lustgartens zur Innenstadt hergestellt und die trennende Wirkung der Breiten StraBe deutlich
abgemildert werden.

In der Anlage 2, ein Lageplan von 1835, wird die Gestaltung des 19. Jahrhundert klar. (Quelle:
Ausschnitt ,, Plan von der Stadt Potsdam® gezeichnet von Baucondukteur Vogel, 1835. SPSG,
Plansammlung Potsdam)

Eine Neuinterpretation des Lustgartens kann sich sowohl an der barocken, als auch an der Gestaltung
des 19. Jahrhunderts orientieren.

gez. Johannes von der Osten-Sacken
Fraktionsvorsitzender
Fraktion FDP

Unterschrift
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m‘m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
@ der
Landeshauptstadt
N | Lancoon 13/SVV/0308
offentlich
Betreff:

Mittel aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT)

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum 15.05.2013

Eingang 902: 15.05.2013

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

05.06.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, den Hauptausschuss monatlich tber den Stand der Gesprache
zum Umgang mit den nicht verausgabten Mitteln aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (ca. 800 T €) zu
informieren.

Die Entscheidung Uber den Umgang mit diesen nicht verausgabten Mitteln ftrifft die
Stadtverordnetenversammlung.

gez. Dr. Hans- Jlirgen Scharfenberg
Fraktionsvorsitzender

Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: ] Termin:

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
0  einstimmig | [J mit Stimmen- | Ja Nein Enthaltung liberwiesen in den Ausschuss:
mehrheit
[ erledigt [0  abgelehnt
Wiedervorlage:
0 zuriickgestellt 0  zuriickgezogen
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? L Ja [J  Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne &ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Im Jahr 2012 sind etwa 800 T € aus dem Bildungs- und Teilhabepaket nicht verausgabt worden.
Nach Auffassung des Oberbilrgermeisters miissen diese Mittel vor dem Hintergrund einer méglichen
Ruckgabeforderung des Bundes vorgehalten werden.

Nach Aussage des brandenburgischen Sozialministers sowie nach offiziellen Aussagen der
Bundesregierung ist mit einer solchen Rickforderung jedoch nicht zu rechnen.

Im wahrscheinlichen Fall, dass die Mittel nicht zurlick gegeben werden mussen, ftrifft die
Stadtverordnetenversammlung die Entscheidung uber die Verwendung dieser Mittel.



e A w—
POTSDAM

@ Potsdam

Der Oberblrgermeister

Betreff:

Anderung des Gesellschaftsvertrages der ProPotsdam GmbH

Landeshauptstadt

Einreicher: Bereich Beteiligungsmanagement

TOP 3.6

BeSChlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

13/SVV/0312

offentlich

Erstellungsdatum 16.05.2013

Eingang 902: 16.05.2013

Beratungsfolge:

Empfehlung |Entscheidung

Datum der Sitzung

Gremium

05.06.2013

Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Anderung des Gesellschaftsvertrages der ProPotsdam GmbH gemaR Anlage.

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruickseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
[0 einstimmig [ ] mit Stmmen- | Ja Nein Enthaltung Giberwiesen in den Ausschuss:
mehrheit
I erledigt [0 abgelehnt
Wiedervorlage:
[0 zuriickgestellt [0 zuriickgezogen
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? 0 Ja 0  Nein

(Ausfihrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

keine

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschaftsbereich 2

Geschéftsbereich 3 Geschaftsbereich 4
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Berechnungstabelle Demografiepriifung:

Bedarfsgerechtes Selbstbe
Wirtschaftswachs-| _. . Gute Wohnbe- und qualitativ .
tum férdern Ein Klima von dingungen fur hochwertiges stimmtes
. ’ Toleranz und |. gung 9 Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- . junge Menschen Betreuungs- und o . .
Offenheit in der . . . Leben bis ins index Demografie-
gebot erhalten .. und Familien Bildungsangebot flr .
Stadt fordern - ) hohe Alter |Demografie| relevanz
bzw. ausbauen . ermdglichen Kinder u. JugendI. -
. Gewichtung: 10 . . ermoglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 anbieten . .
. Gewichtung: 20
Gewichtung: 20
0 keine

Begriindung:

l. Sachverhalt

Fir die ProPotsdam GmbH gilt gegenwartig der Gesellschaftsvertrag in der Fassung vom 02.12.2005,
zuletzt geandert am 01.02.2012. Die letzte Anderung betraf die Erweiterung des Aufsichtsrates auf
zwolf Mitglieder.

Am 30.01.2013 hat die Stadtverordnetenversammlung den iiberarbeiteten Mustergesellschaftsvertrag fiir
Mutterunternehmen der Landeshauptstadt Potsdam beschlossen (DS Nr. 12/SVV/0827). Die Uberarbeitung des
Mustergesellschaftsvertrages erfolgte vor dem Hintergrund der Anderungen der Kommunalverfassung des
Landes Brandenburg und aufgrund der Empfehlungen der Transparenzkommission. Ferner wurde beschlossen,
dass die Gesellschaftsvertrige der Holdinggesellschaften der Landeshauptstadt Potsdam an die Regelungen des
Mustergesellschaftsvertrages anzupassen sind.

Auf Grundlage des Mustergesellschaftsvertrages fiir Mutterunternehmen wurde der Gesellschaftsvertrag der
ProPotsdam GmbH iiberarbeitet. In der beiliegenden Synopse werden der derzeit giiltige Gesellschaftsvertrag
der ProPotsdam und der Vorschlag eines angepassten Gesellschaftsvertrages fiir die ProPotsdam GmbH
gegeniibergestellt.

Die kommunalrechtlichen Vorgaben - insbesondere nach § 96 Abs. 1 BbgKVerf - sind im angepassten
Gesellschaftsvertrag gesichert.

Der Katalog der zustimmungspflichtigen Geschéfte im angepassten Gesellschaftsvertrag der ProPotsdam GmbH
entspricht dem des Mustergesellschaftsvertrages. Bei der Festlegung der Wertgrenzen in § 7 Abs. 1 und § 10
Abs. 5 des angepassten Gesellschaftsvertrages wurden unternehmensspezifische Besonderheiten beriicksichtigt.

In § 8 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages ist wie bisher geregelt, dass drei der zwdlf Mitglieder von der
Gesellschafterversammlung bestellt werden. Es handelt sich dabei um sachverstandige Dritte, die
nicht Vertreter der Gemeinde sind. In Abstimmung mit dem Ministerium des Inneren ist dies nun mit
einem Vorschlags- bzw. Benennungsrecht von externen sachkundigen Fachverbanden verbunden.
Das Vorschlags- bzw. Benennungsrecht fur das Mitglied, welches Volljurist sein soll, soll die
Rechtsanwaltskammer des Landes Brandenburg, fur das Mitglied mit speziellen Erfahrung im
Bankwesen soll der Ostdeutsche Sparkassenverband (OSV) und fir das Mitglied mit speziellen
Erfahrung in  der Wohnungswirtschaft soll der Verband Berlin-Brandenburgischer
Wohnungsunternehmen e. V. (BBU) wahrnehmen.

Diese drei Fachverbande wurden im Vorfeld angeschrieben und - vorbehaltlich der Zustimmung der
Stadtverordnetenversammlung zum angepassten Gesellschaftsvertrag der ProPotsdam GmbH -
deren generelle Bereitschaft der Wahrnehmung des Vorschlags- bzw. Benennungsrechts fur jeweils
ein Mitglied des Aufsichtsrates der ProPotsdam GmbH erfragt. Die Fachverbande haben ihr Interesse
bekundet, das Vorschlags- bzw. Benennungsrecht wahrzunehmen.

ll. Handlungsbedarf
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Gemall § 13 Abs. 3 der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam entscheidet die
Stadtverordnetenversammlung tUber den wesentlichen Inhalt von Satzungen von Gesellschaften, an
denen die Landeshauptstadt Potsdam unmittelbar oder mittelbar mehr als ein Viertel der Anteile halt.

Somit wird der angepasste bzw. Uberarbeitete Gesellschaftsvertrag der ProPotsdam GmbH nochmals
separat der Stadtverordnetenversammlung zur Beschlussfassung vorgelegt.

lll. Rechtliche Grundlagen

Rechtliche Grundlagen fir die Anderungen des Gesellschaftsvertrages der ProPotsdam GmbH sind
die Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, die Hauptsatzung der Landeshauptstadt
Potsdam und das Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschrankter Haftung.

Anlage
— Synopse zu den beabsichtigten Anpassungen bzw. Anderungen des Gesellschaftsvertrages der

ProPotsdam GmbH
— angepasster bzw. geanderter Gesellschaftsvertrag der ProPotsdam GmbH



Synopse zu den beabsichtigten Anderungen des Gesellschaftsvertrages der ProPotsdam GmbH

Gesellschaftsvertrag der ProPotsdam GmbH in der Fassung vom
02.12.2005, zuletzt gedndert am 01.02.2012

Vorschlag zur Anderung des Gesellschaftsvertrag der ProPotsdam
GmbH (auf Grundlage des Mustergesellschaftsvertrages)

§1

Firma, Sitz
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Potsdam.

§1

Firma, Sitz
(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:
.ProPotsdam GmbH,,.

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in der Landeshauptstadt Potsdam.

Gegenstand und Zweck des Unternehmens, Grundsatze

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und das Bewirtschaften
von Immobilien und das Halten von Beteiligungen an kommunalbeteiligten
Unternehmen der Landeshauptstadt Potsdam, insbesondere von Unternehmen der
Stadtentwicklung, der Stadtsanierung und der Wohnungswirtschaft im Rahmen der
kommunalen Aufgabe gemal §-3-Abs—2 der-Gemeindeordnrung—fir-das—Land
Brandenburg, die Durchfiihrung samtlicher Tatigkeiten, die
Unternehmensgegenstand der gehaltenen Beteiligungen sind sowie die Erbringung
folgender Dienstleistungen fiir die Landeshauptstadt Potsdam:

- Finanzierung und Durchfiihrung von baulichen MaRnahmen am im Eigentum der
Landeshauptstadt Potsdam stehenden bzw. von ihr genutzten Einrichtungen,

- Betrieb im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam stehender oder von ihr
genutzter oder der Erflllung offentlich-kommunaler Aufgaben dienender
Einrichtungen des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des
Sports, der Erholung sowie von Einrichtungen &hnlicher Art, soweit private
Unternehmen zur Ubernahme des Betriebs dieser Einrichtungen nicht oder nicht zu
fur die Landeshauptstadt Potsdam angemessenen Bedingungen bereit stehen oder
soweit seitens der Landeshauptstadt Potsdam der Wille besteht, die Gestaltung des
Betriebs dieser Einrichtungen dauerhaft und nachhaltig beeinflussen zu kénnen und
dies durch eine Ubertragung des Betriebs auf private Unternehmen nicht
ausreichend sichergestellt werden kann.

§2
Zweck und Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und das Bewirtschaften
von Immobilien und das Halten von Beteiligungen an kommunalbeteiligten
Unternehmen der Landeshauptstadt Potsdam, insbesondere von Unternehmen der
Stadtentwicklung, der Stadtsanierung und der Wohnungswirtschaft im Rahmen der
kommunalen Aufgabe gemaR § 2 Abs. 2 der Kommunalverfassung des Landes
Brandenburg, die Durchfiihrung samtlicher Tatigkeiten, die
Unternehmensgegenstand der gehaltenen Beteiligungen sind sowie die Erbringung
folgender Dienstleistungen fiir die Landeshauptstadt Potsdam:

- Finanzierung und Durchfiihrung von baulichen MalRnahmen an im Eigentum der
Landeshauptstadt Potsdam stehenden bzw. von ihr genutzten Einrichtungen,

- Betrieb im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam stehender oder von ihr
genutzter oder der Erfillung o&ffentlich-kommunaler Aufgaben dienender
Einrichtungen des Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des
Sports, der Erholung sowie von Einrichtungen ahnlicher Art, soweit private
Unternehmen zur Ubernahme des Betriebs dieser Einrichtungen nicht oder nicht zu
fur die Landeshauptstadt Potsdam angemessenen Bedingungen bereit stehen oder
soweit seitens der Landeshauptstadt Potsdam der Wille besteht, die Gestaltung des
Betriebs dieser Einrichtungen dauerhaft und nachhaltig beeinflussen zu kénnen und
dies durch eine Ubertragung des Betriebs auf private Unternehmen nicht
ausreichend sichergestellt werden kann.




(2) Die Gesellschatft ist zu allen MaRnahmen und Geschaften berechtigt, durch die der
Unternehmensgegenstand unmittelbar gefordert werden kann. S&e—kann—sreh—zu#

(2) Die Gesellschatft ist zu allen MaRnahmen und Geschéaften berechtigt, durch die der
Unternehmensgegenstand unmittelbar geférdert werden kann. Hierzu gehoéren
auch die Errichtung von Zweigniederlassungen sowie der Erwerb und die
Errichtung von anderen Unternehmen sowie Beteiligungen an solchen,

soweit sich diese innerhalb des Tatigkeitsumfangs des
Gesellschaftsgegenstandes der Muttergesellschaft betéatigen,
gemeinderechtlichen Regelungen nicht entgegenstehen, der
Landeshauptstadt Potsdam unter Beriicksichtigung des § 8 des

Gesellschaftsvertrages eine angemessene Einflussnahme ermdglicht wird
und der Unternehmensgegenstand nach Art und Umfang in einem
angemessenen Verhdltnis zur Leistungsfihigkeit und zum Bedarf der
Landeshauptstadt Potsdam steht.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmensvertrage, insbesondere
Gewinnabfiihrungs- und Beherrschungsvertrage, abzuschlieBen.

Dauer der Gesellschaft, Geschéftsjahr

(1) Bie-GesselischattistautunbestimmieZeit geschlossen:

(2) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§3
Dauer der Gesellschaft, Geschéftsjahr

(1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt.

(2) Das Geschaftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§4
Stammkapital

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt € 51.130.000 (in Worten: einundfiinfzig-
millioneneinhundertdreifigtausend Euro).

2\ Alleinice.G ftorin it die | P .

§4
Stammkapital, Stammeinlage

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 51.130.000 € (in Worten: einundfiinfzig-
millioneneinhundertdreifligtausend Euro).

(2) Die Landeshauptstadt Potsdam ist alleinige Gesellschafterin und hat eine
Stammeinlage von 51.130.000 € lbernommen. Die Stammeinlage ist voll
erbracht.




§5
Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind
- die Gesellschafterversammlung,

- der Aufsichtsrat,
- die Geschéaftsfuhrung.

§5
Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind:

1.die Gesellschafterversammlung,
2.der Aufsichtsrat,
3. die Geschéaftsfuhrung.

§6
Gesellschafterversammliung

{2) Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschéftsfiihrung in-Abstimmung-mit
dem/der—Aufsichisratsvorsitzenden schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung
und Ubersendung der dazugehorlgen Unterlagen elnberufen weﬂn—Besehlusse—zu

Gese#sehaﬂ—nehwe#@g—ist— ZW|schen dem Tag der—AbseneIHng der Ladung
{Poststempel-des-Absendeortes—ist-malgeblich)}-und dem Tag der Sitzung muss

mindestens eine Frist von vier Wochen Jeder—Geschaftsfilhrer —ist

einberufungsberechtigh

liegen.

{3) Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten acht Monaten des
Geschéftsjahres statt.

{4} In der Gesellschafterversammlung wird die Landeshauptstadt Potsdam durch den

Oberburgermeister eder-durch-einen-von-ihm-Bevollmachtigten-vertreten.

(1)

)

@)

(4)

§6
Gesellschafterversammlung

Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschaftsfihrung schriftlich unter
Mitteilung der Tagesordnung und unter Ubersendung der dazugehérigen
Unterlagen, insbesondere der Beschlussantrége, einberufen. Die
Gesellschafterversammlung findet grundsitzlich am Sitz der Gesellschaft
statt. Zwischen dem Tag des Zugangs der Ladung und dem Tag der Sitzung
muss mindestens eine Frist von vier Wochen liegen.

In dringenden Fillen kann die Einberufungsfrist verkiirzt werden; darf aber
auch in diesen Féllen nicht weniger als vier Werktage betragen. Abs. 3 bleibt
davon unberiihrt.

Eine ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten acht Monaten des
Geschéftsjahres statt.

AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn
dies im Interesse der Gesellschaft erforderlich ist. Die Einberufung aus
einem wichtigen Grund im Interesse der Gesellschaft kann von der
Gesellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat oder der Geschiftsfiihrung
unter Angabe des Grundes und der Eilbediirftigkeit verlangt werden. Dabei
kann in eilbediirftigen Fallen auf Form und Frist bei der Einberufung
verzichtet werden, wenn die Gesellschafterin dem zustimmt.

In der Gesellschafterversammlung wird die Landeshauptstadt Potsdam durch den/
die Oberblrgermeister/in vertreten. Er/ sie kann eine/n Beschaftigte/n der
Landeshauptstadt Potsdam unter Einhaltung der kommunalrechtlichen
Vorschriften betrauen.

Vollmachten sind schriftlich zu erteilen und verbleiben in Verwahrung der




igen—In der Niederschrift sind mindesters—Ort und Tag der
Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstande der Tagesordnung und die Beschlisse
der Gesellschafterversammlung im Wortlaut anzugeben. Die Urschrift der
Niederschrift ist zu den Akten der Gesellschaft zu nehmen.

®)

(6)

@)

(8)

Gesellschaft.

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach
ordnungsgemifBer Einberufung die Gesellschafterin oder deren
Bevollméchtigte vertreten sind.

Beschlisse der Gesellschafterin werden grundsatzlich in einer
Gesellschafterversammlung gefasst. Gesellschafterbeschliisse kénnen in
besonderen Féllen auch schriftlich, per E-Mail oder per Telefax (schriftliches
Abstimmungsverfahren) gefasst werden. Findet das schriftliche
Abstimmungsverfahren auf Betreiben der Geschiftsfilhrung oder des
Aufsichtsrates statt, so sind der Beschlussgegenstand und eine Begriindung
liber das besondere Abstimmungsverfahren darzulegen; es muss ein
ausformulierter Beschlussvorschlag unterbreitet werden, der durch einfache
Zustimmung angenommen werden kann. Im schriftlichen
Abstimmungsverfahren gefasste Beschliisse sind von der Geschaftsfiihrung
unverziiglich zu protokollieren und der Gesellschafterin und dem Bereich
Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam bekannt zu geben.

Die Geschiftsfilhrung nimmt an den Gesellschafterversammlungen teil,
sofern die Gesellschafterversammlung im Einzelfall nichts anderes bestimmt.
Die Teilnahme weiterer Personen an den Sitzungen bestimmt die
Gesellschafterversammliung.

Vertreter/innen des Bereiches Beteiligungsmanagement der
Landeshauptstadt Potsdam sind befugt, an den Sitzungen der
Gesellschafterversammlung aktiv mit Rederecht teilzunehmen.

Uber den Verlauf und die Beschliisse der Gesellschafterversammlung hat die
Geschiftsfiihrung - soweit nicht notarielle Beurkundung erfolgt -
unverziiglich eine Niederschrift anzufertigen. Bei Abwesenheit der
Geschiftsfiihrung ist ein/ eine Protokollfiihrer/in durch die
Gesellschafterversammlung zu benennen. In der Niederschrift sind Ort, Tag
und Dauer der Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/ die Versammlungsleiter/in,
die Feststellung der Beschlussfahigkeit sowie der OrdnungsmaRigkeit der
Ladung, die Gegenstande der Tagesordnung, der wesentliche Verlauf und die
Beschlisse der Gesellschafterversammlung im Wortlaut sowie das
Abstimmungsergebnis anzugeben. Die Urschrift der Niederschrift ist vom/ von
der Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung sowie dem/ der
Protokollfiihrer/in zu unterzeichnen und zu den Akten der Gesellschaft zu
nehmen. Abschriften der Niederschriften sind der Gesellschafterin sowie dem
Bereich Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam zu
tibersenden.




§7
Aufgaben der Gesellschafterversammlung

{4 Die Gesellschafterversammlung beschlieBt insbesondere Uber folgende

Angelegenheiten, seweit—diese—Zustandigkeiten—nicht—durch—diesen
Geseusehaﬁsveptpag—auf—den—Aui&ehtspat—ubemagen—wwden' & .

a) Anderung des Gesellschaftsvertrages einschlieRlich Kapitalerhdhung und
Kapitalherabsetzung,

b) Umwandlungen gemal Umwandlungsgesetz

&} Veraulerung des Unternehmens im Ganzen oder wesentlichen Teilen,

&) Auflésung der Gesellschaft und Verwendung des Gesellschaftsvermégens,

§7

Aufgaben der Gesellschafterversammliung

(1) Die Gesellschafterversammlung beschlief3t insbesondere Uber folgende

Angelegenheiten:

a) Anderung des Gesellschaftsvertrages einschlieRlich Kapitalerhéhung bzw.
Kapitalherabsetzung,

b) Umwandlung des Unternehmens gemafl® Umwandlungsgesetz,

c) VerauBlerung des Unternehmens im Ganzen oder wesentlichen Teilen,

d) Auflésung der Gesellschaft und Verwendung des Gesellschaftsvermdgens,

e) Teilung von Geschiftsanteilen und Aufnahme von Gesellschaftern,

f) Belastung, VerduBerung oder Einziehung von Geschiftsanteilen, soweit
nicht schon im Wirtschaftsplan enthalten,

g) Erwerb, Errichtung, Umwandlung, VerauBerung, Auflésung sowie Pacht
von Unternehmen, Teilen von Unternehmen und Beteiligungen; die
kommunalrechtlichen Vorschriften sind einzuhalten,

Geschiftsfelder und

h) Aufnahme  neuer Aufgabe

Geschaftsfelder,

bisheriger

i) Abschluss, Anderung, Aufhebung und Kiindigung von
Unternehmensvertragen, insbesondere Gewinnabfiihrungs-,
Beherrschungs-, Betriebspacht-, Betriebsiiberlassungs- und

Betriebsfiihrungsvertrage,
j) Vereinbarungen liber Sozialpldne und Interessenausgleich,

k) Aufnahme und Hingabe von Darlehen, Ubernahme von Biirgschaften,
Verpflichtungen aus Gewahrvertragen und Bestellung von Sicherheiten
oberhalb einer Wertgrenze von 100.000 €, soweit nicht bereits im
Wirtschaftsplan enthalten,

) Erwerb, VerdauBerung und dingliche Belastung von Grundstiicken und
grundstiicksgleichen Rechten oberhalb einer Wertgrenze von 100.000 €,




erfolgt ist.
) Feststellung des Jahresabschlusses und Verwendung des Ergebnisses,

p) Wahl des Abschlusspriifers,

) Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Geschéftsfiihrung,

) Genehmigung der Geschaftsordnung des Aufsichtsrates,

i) 7 tbbe H Hl g Ug I’ KH S.G ts ats' I.tgllede ll
k) Festlegung der Vergiitung und des Auslagenersatzes far—die—Mitglieder—des
Aufsichisrates

A) Befreiung der Geschaftsfiihrer von den Beschrankungen des § 181 BGB,

u) Stimmabgabe der Geschéaftsflihrung in ihrer Eigenschaft als Vertreterin des
Gesellschafters in den Gesellschafterversammlungen von Tochterunternehmen in
Angelegenheiten, die nach dem jeweiligen Gesellschaftsvertrag in die Zustandigkeit
der Gesellschafterversammlung fallen.

t)

soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten,

Feststellung des Jahresabschlusses, des Konzernabschlusses und

Verwendung des Ergebnisses,

Wahl des Abschlusspriifers/ der Abschlusspriiferin,

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Geschéftsflihrung,
Feststellung des Wirtschaftsplanes und dessen Anderung,

und seiner

Genehmigung der Geschéaftsordnung des Aufsichtsrates

Ausschiisse,
Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern, die gemaR § 8
Abs. 1 von der Gesellschafterversammlung bestellt werden,

Festlegung der  Vergltung und des
Aufsichtsratsmitglieder,

Auslagenersatzes der

Bestellung und Abberufung der Geschéftsfiihrer/innen sowie Abschluss,
Anderung, Aufhebung und Kiindigung der Anstellungsvertrige der
Geschaiftsfiihrer/innen,

Befreiung der Geschéftsfiihrer/innen von den Beschrankungen des § 181
BGB,

Abschluss und Anderung von D & O - Versicherungen,
Erteilung und Widerruf von Prokura,

Stimmabgabe der Geschéftsfiihrung in ihrer Eigenschaft als Vertreterin des
Gesellschafters in den Gesellschafterversammlungen von Tochter- und
Beteiligungsunternehmen in Angelegenheiten, die nach dem jeweiligen
Gesellschaftsvertrag in die Zustandigkeit der Gesellschafterversammlung
fallen.




{2) Ist ein Geschaftsfuhrer zugleich Geschéftsfuhrer in Unternehmen, in denen die
Gesellschaft die Gesellschafteranteile ganz oder mehrheitlich halt, bedarf es des
Beschlusses der Gesellschafterversammlung Uber die Entlastung des
Geschéftsfluhrers bezliglich seiner Amtsfiihrung bei diesen
Beteiligungsgesellschaften auch in dem Fall, in dem sich der Geschaftsfihrer
ansonsten selbst Entlastung erteilen muisste.

Die Gesellschafterversammlung wird dazu den Geschéftsfihrer schriftlich
bevollméachtigen, in der jeweiligen Gesellschafterversammlung der Tochter oder
mehrheitlichen-Beteiligungsgesellschaft einem Entlastungsbeschluss zuzustimmen.

Durch Beschluss kann die Gesellschafterversammlung weitere Geschafte an sich
ziehen oder fiir zustimmungspflichtig erklaren.

)

@)

(4)

Fiir Angelegenheiten, die gemaB der jeweils giiltigen Fassung der
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg bzw. der Hauptsatzung der
Landeshauptstadt Potsdam der Entscheidung der
Stadtverordnetenversammiung der Landeshauptstadt Potsdam bediirfen, ist
diese unabdingbar.

Ist ein/ eine Geschaftsfiihrer/in zugleich Geschéaftsfihrer/in in Unternehmen, in
denen die Gesellschaft die Gesellschaftsanteile ganz oder mehrheitlich halt, bedarf
es des Beschlusses der Gesellschafterversammlung Uber die Entlastung des
Geschéftsfihrers/der Geschaftsfiihrerin beziglich seiner/ ihrer Amtsfihrung bei
diesen Tochter- und Beteiligungsgesellschaften auch in dem Fall, in dem sich der/
die Geschaftsfihrer/in ansonsten selbst Entlastung erteilen musste.

Die Gesellschafterversammlung wird dazu den/ die Geschéaftsfuhrer/in schriftlich
bevollmachtigen, in der jeweiligen Gesellschafterversammlung der Tochter- oder
Beteiligungsgesellschaft einem Entlastungsbeschluss zuzustimmen.

Durch Beschluss kann die Gesellschafterversammlung weitere Geschéafte an sich
ziehen oder fiir zustimmungspflichtig erklaren sowie Wertgrenzen gemaR § 7
Abs. 1 und § 10 Abs. 5 neu festlegen.

§8

Bildung, Zusammensetzung und Amtszeit des Aufsichtsrates

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Fir ihn gelten die Bestimmungen des § 52
GmbHG sowie die dort genannten Vorschriften und der § 394 AktG entsprechend,
soweit dieser Gesellschaftsvertrag nichts Abweichendes bestimmt.

(2) Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern. Dem Aufsichtsrat gehéren an:

bzw: Ube;'

ist

(1)

§8
Zusammensetzung, Bildung und Amtsdauer des Aufsichtsrates

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Fir ihn gelten insbesondere die
Bestimmungen des § 394 AktG und des § 52 GmbHG sowie die dort genannten
Vorschriften soweit dieser Gesellschaftsvertrag nichts Abweichendes bestimmt.
Der Aufsichtsrat besteht aus 12 Mitgliedern. Dem Aufsichtsrat gehdren an:

a) der/ die Oberbiirgermeister/in der Landeshauptstadt Potsdam bzw. ein
von ihm/ ihr zu betrauender Beschiftigter der Landeshauptstadt
Potsdam als Vorsitzender/ Vorsitzende des Aufsichtsrates,

b) acht Aufsichtsratsmitglieder, die von der Stadtverordnetenversammiung
der Landeshauptstadt Potsdam entsprechend den kommunalrechtlichen




Berufserfahrung im Bankwesen bzw. Stadiplanung—und Wohnungswirtschaft verfigt

Die Amtszeit des Aufsichtsrates—als—Organ—beginnt—wenn—samilicheMitgliederdie
Annahme—hres—An%es—gegembepde.LGeseusehaﬁ—eﬂdaﬁ—habew Die Amtszeit der

Beendigung der Gesellschafterversammlung, die
Uber die Entlastung fiir das vierte Geschaftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit
beschlieRt. Das Geschéftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.
Der—amtierende—Aufsichisrat behaltseine—Funktion bis zur Bildung eines neuen
Aufsichtsrates entsprechend Satz 1. Die erneute Bestellung ist zuldssig. Scheidet ein
Aufsichtsratsmitglied wahrend der Amtszeit aus, so erfolgt eine neue Bestellung fir den
Rest der Amtszeit.

)

®)

Regelungen entsandt werden,

c) drei Mitglieder, von denen ein Mitglied Volljurist ist, ein Mitglied Uber
Berufserfahrung im Bankwesen und ein Mitglied tber Erfahrung in der
Wohnungswirtschaft verfugt, die von der Gesellschafterversammlung auf
Vorschlag von Fachverbédnden bestellt werden. Das Vorschlagsrecht fiir
jeweils ein Mitglied soll die Rechtsanwaltskammer des Landes
Brandenburg, der Ostdeutsche Sparkassenverband (OSV) und der
Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e. V. (BBU)
wahrnehmen.

Der/ die stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates wird vom
Aufsichtsrat aus seiner Mitte gewahlt.

Die Amtszeit des Aufsichtsrates beginnt mit seiner konstituierenden Sitzung.
Die Amtszeit endet mit Beendigung der Gesellschafterversammlung, die Gber die
Entlastung fiir das vierte Geschaftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschlief3t. Das
Geschéftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Der alte
Aufsichtsrat fiihrt die Geschifte bis zur Bildung des neuen Aufsichtsrates
entsprechend Satz 1 fort. Scheidet ein Aufsichtsratsmitglied wahrend der Amtszeit
aus, so erfolgt eine neue Bestellung/Entsendung fiir den Rest der Amtszeit. Die
erneute Bestellung/Entsendung zum Aufsichtsratsmitglied nach Ablauf der
Amtszeit ist moglich.

Bestellte bzw. entsandte Mitglieder des Aufsichtsrates konnen ihr Amt unter
Einhaltung einer vierwochigen Frist durch schriftliche Erklarung gegeniiber
der Gesellschaft niederlegen.




§9

Innere Ordnung des Aufsichtsrates, Sitzungen, Beschlussfassung

(2) Der Aufsichtsrat wird Rach—Abstimmung—mit—dem—\Vorsitzenden—von—der
Geschéafisfihrung einberufen, sebaldund sooft es die Geschafte der Gesellschaft
erfordern. Die Einberufung erfolgt schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung und
Ubersendung der dazugehérigen Unterlagen, insbesondere Beschlussantrage.
Zwischen dem Tag der-Absendung der Ladung {dabeiist-derPosistempel-des
Absendeortes-mallgeblich) und dem Tag der Sitzung muss mindestens eine Frist

von zwei Wochen liegen. In dringenden Fallen kann die-Geschaftstuhrung—nach

eine andere Form der Einladung und eine

Abstimmung—mit—dem—orsitzenden—
kiirzere Frist wahlen. l:adang—und—Unteﬂagen—smd—zeﬂg@eh—de#zustand@en—Steﬂe

(3) Der Aufsichtsrat ist einzuberufen, wenn dies von einem Geschéaftsflihrer oder
mindestens-einem-Drittel der Aufsichtsratsmitglieder unter Angabe des Zwecks und
der Grunde verlangt wird. Abs—2-Satz2-und-3-gelten entsprechend.

A Die Geschéftsfihrung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern dieser
im Einzelfall nichts anderes bestimmt.

Die Teilnahme weiterer Personen an den Sitzungen bestimmt der Aufsichtsrat.
Vertreter des Beteiligungsmanagements der Landeshauptstadt Potsdam kénnen-an
den Sitzungen des Aufsichtsrates ehne-Stimmrecht teilnehmen.

§9

Innere Ordnung des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat wird vom/ von der Aufsichtsratsvorsitzenden oder im
Verhinderungsfall von dessen/ deren Stellvertreter/in einberufen, so oft es die
Geschéafte der Gesellschaft erfordern, mindestens jedoch einmal im
Kalenderhalbjahr. Die Einberufung erfolgt schriftlich (mit Empfangsbekenntnis,
per Boten oder mit Einwurf-Einschreiben) unter Mitteilung der Tagesordnung
und Ubersendung der dazugehdrigen Unterlagen, insbesondere der
Beschlussantrage. Zwischen dem Tag des Zugangs der Ladung und dem Tag der
Sitzung muss mindestens eine Frist von drei Wochen liegen. In dringenden Féllen
kann der/ die Vorsitzende eine andere Form der Einladung und eine kirzere Frist
wahlen; § 6 Abs. 1 S. 4 gilt entsprechend. Abs. 7 bleibt davon unberiihrt.

(2) Der Aufsichtsrat ist einzuberufen, wenn dies von einem/ einer Geschéaftsfiihrer/in
oder einem Viertel der Aufsichtsratsmitglieder unter Angabe des Zwecks und der
Grunde verlangt wird. Absatz 1 gilt entsprechend.

(3) Die Geschéftsfiihrung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern der
Aufsichtsrat im Einzelfall nichts anderes bestimmt. Die Teilnahme weiterer
Personen an den Sitzungen bestimmt der Aufsichtsrat. Vertreter/innen des
Bereiches Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam sind befugt,
an den Sitzungen des Aufsichtsrates aktiv mit Rederecht teilzunehmen.




darunter—de@»lepy%zende—eder—sem—&euvemetep- an der Beschlussfassung
teilnehmen. Im Falle der Beschlussunfahigkeit ist unverziglich mit einer Frist von
einer Woche eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung sechriftlich
einzuberufen. Absatz 2, Satz 2 gilt entsprechend. In dieser Sitzung ist der
Aufsichtsrat ohne Ricksicht auf die Zahl der an der Beschlussfassung
teilnehmenden Mitglieder beschlussfahig. Hierauf ist in der Ladung hinzuweisen.

(5) Beschlisse kommen mit einfacher Mehrheit der an der Beschlussfassung
teilnehmenden Mitglieder zustande. Bei Stimmengleichheit ist die Stimme des
Vorsitzenden, falls—dieser—an—derBeschlussfassung—nicht—teilnimmi—die—des
stellvertrelendenVorsiizenden-ausschlaggebend.

(6) In eilbedirftigen oder einfach gelagerten Angelegenheiten karn—nach Ermessen

des/der Vorsntzenden des Aufsmhtsrates bmnen—emeren—mesem#dwseru
werden, wenn
ke|n M|tg||ed mnerhalb der vom Vorsﬂzenden gesetzten Frlst dem Verfahren
widerspricht.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn er ordnungsgemafR geladen wurde und
mindestens die Halfte der Mitglieder, aus denen er nach diesem
Gesellschaftsvertrag zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen,
darunter der/ die Vorsitzende oder sein/elihr/e Stellvertreter/in. Im Falle der
Beschlussunfahigkeit ist unverziglich mit einer Mindestfrist von einer Woche eine
neue Sitzung mit derselben Tagesordnung einzuberufen. In dieser Sitzung ist der
Aufsichtsrat ohne Ricksicht auf die Zahl der an der Beschlussfassung
teilnehmenden Mitglieder beschlussfahig; auf diesen Umstand ist in der Einladung
hinzuweisen.

(5) Unter Verzicht auf Form und Frist bei der Einberufung ist der Aufsichtsrat
beschlussfihig, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrates dem zustimmen.

(6) Beschlisse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Sie

kommen mit einfacher Mehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden
Mitglieder zustande, sofern nicht durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag etwas
anderes bestimmt ist. Stimmenthaltungen werden bei der Auszihlung der
Voten nicht beriicksichtigt. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/
der Vorsitzenden; bei dessen/ deren Abwesenheit die seines/ihres
Stellvertreters/ seiner/ihrer Stellvertreterin. Abwesende
Aufsichtsratsmitglieder konnen in Anwendung von § 108 Abs. 3 AktG an der
Beschlussfassung teilnehmen.
Zudem koénnen Beschliisse auch im gemischten Abstimmungsverfahren
gefasst werden, wenn durch einstimmigen Beschluss der anwesenden
Aufsichtsratsmitglieder abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern die Moglichkeit
einer nachtraglichen schriftlichen Stimmabgabe gegeben werden soll.

(7) In eilbedurftigen oder einfach gelagerten Angelegenheiten kénnen nach dem
Ermessen des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden Beschliisse auch auBerhalb der
Aufsichtsratssitzung durch Einholung schriftlicher (auch per Telefax)
Erklarungen gefasst werden, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrates innerhalb der
vom/ von der Vorsitzenden gesetzten Frist dem Verfahren widerspricht. Ein
Beschluss kommt nur zustande, wenn mindestens die Halfte der Mitglieder
des Aufsichtsrates an der Beschlussfassung durch Stimmabgabe teilnehmen.
Im  schriftichen Abstimmungsverfahren gefasste Beschliisse sind
unverziiglich von der Geschiftsfiihrung zu protokollieren und den
Aufsichtsratsmitgliedern sowie dem Bereich Beteiligungsmanagement der
Landeshauptstadt Potsdam schriftlich bekannt zu geben.




(8) Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates hat die Geschaftsfilhrung unverziiglich-eine
Niederschrift anzufertigen, die vom Awfsichisratsvorsitzenden und ver—einrem
Geschaftsfihrer zu unterzeichnen ist. In der Niederschrift sind mindesters-Ort und
Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die Gegenstande der Tagesordnung, der

wesentliche irhalt—der—Beratung und die Beschlisse im Wortlaut sowie das
Abstimmungsergebnis (Anzahl der abgegebenen Stimmen, davon Beflirwortungen,

Gegenstlmmen St|mmenthaltungen) anzugeben Jedem—Aais&ehtsratsmﬂghed—ust

(10) Erklarungen des Aufsichtsrates werden von dessen/deren Vorsitzenden/er oder im
Verhinderungsfall—von dessen/deren Stellvertreter/in namens des Aufsichtsrates
unter der Bezeichnung "Aufsichtsrat der PRO-POTSDAM-GmbH" abgegeben.

(11) der

Gesellschafterversammlung bedarf. Der Aufsu:htsrat kann aus seiner Mitte
beratende und empfehlende Ausschisse bilden. Naheres regelt die
Geschaftsordnung.

(8) Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates hat die Geschaftsfiihrung innerhalb von
vier Wochen eine Niederschrift anzufertigen, die so dann vom/ von der
Vorsitzenden der Sitzung und dem/ der Protokollfiihrer/in zu unterzeichnen ist.
In begriindeten Ausnahmefillen kann diese Frist in Absprache mit dem
Aufsichtsratsvorsitzenden um bis zu zwei Wochen verldngert werden. In der
Niederschrift sind Ort, Tag und Dauer der Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/ die
Sitzungsleiter/in, die Feststellung der Beschlussfihigkeit sowie der
OrdnungsmaBigkeit der Ladung, die Gegenstande der Tagesordnung, der
wesentliche Verlauf und die Beschlisse des Aufsichtsrates im Wortlaut sowie
das Abstimmungsergebnis (Anzahl der abgegebenen Stimmen, davon
Beflirwortungen, Gegenstimmen, Stimmenthaltungen) anzugeben. Abschriften
der Niederschriften sind den Aufsichtsratsmitgliedern und dem Bereich
Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam zu iibersenden.

(9) Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit (iber
erhaltene vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. Die
Regelungen der §§ 93 Absatz 1 Satz 3 und 116 Satz 2 AktG gelten nicht fiir
Berichte gegeniiber dem / der Oberbiirgermeister/in der Landeshauptstadt
Potsdam.

(10) Erklarungen des Aufsichtsrates werden von dessen Vorsitzenden/ deren
Vorsitzender oder bei dessen/ deren Verhinderung von dessen/ deren
Stellvertreter/in namens des Aufsichtsrates unter der Bezeichnung ,Aufsichtsrat
der ProPotsdam GmbH" abgegeben.

(11) Ist der/die Vorsitzende des Aufsichtsrates an der Ausiibung der ihm/ ihr
durch Gesetz, Gesellschaftsvertrag und Geschiftsordnung des
Aufsichtsrates auferlegten Aufgaben verhindert, so hat diese fiir die Dauer
der Verhinderung der/ die Stellvertreter/in zu iibernehmen.

(12) Der Aufsichtsrat hat sich durch Beschluss eine Geschiftsordnung zu geben,
die der Genehmigung der Gesellschafterversammlung bedarf. Der Aufsichtsrat
kann beratende bzw. empfehlende Ausschlsse bilden. Das Nahere regelt die
Geschaftsordnung.




§10
Aufgaben des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat nimmt die vom Gesetz und diesem Gesellschaftsvertrag
zugewiesenen Aufgaben wahr. Ilnsbesendere berat und Uberwacht er die
Geschaftsfihrung und vertritt die Gesellschaft gegentiber den Geschéftsfiihrern
gerichtlich und auRergerichtlich sewie—bei-derErteilung-des—Prifaufirages—an-den
Abschlusspriferfirdendahresabschluss-gemafl-§H1-Abs 2 S 3-AKIG.

(2) Der Aufsichtsrat berat eigene Vorlagen und die Vorlagen der Geschaftsfiihrung fir

dle Beschlisse der Gesellschafterversammlung und g}bt—msbesmvrdere—zu—darf

(4) Der Aufsichtsrat beschlief3t Gber:
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§10
Aufgaben des Aufsichtsrates

(1) Der Aufsichtsrat nimmt die vom Gesetz und diesem Gesellschaftsvertrag
zugewiesenen Aufgaben wahr. Der Aufsichtsrat berdt und Uberwacht die
Geschéftsfihrung, insbesondere deren rechtméBiges und wirtschaftliches
Handeln. Er kann die zu diesem Zweck erforderlichen MaBnahmen und
Priifungen veranlassen. Der Aufsichtsrat erledigt die ihm dariiber hinaus von
der Gesellschafterversammlung ibertragenen Aufgaben, soweit sie
gesellschafts- oder kommunalrechtlich nicht ausschlieflich der
Gesellschafterversammlung vorbehalten sind. Die Geschaftsfiihrung hat dem
Aufsichtsrat auf Verlangen Auskiinfte umfassend und nach den Grundsétzen
einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu erteilen.

Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegeniber den Geschaftsfihrern
gerichtlich und aufiergerichtlich. Dies gilt nicht fiir den Abschluss, die Anderung,
die Aufhebung und die Kiindigung von Geschéftsfiihreranstellungsvertragen.

(2) Der Aufsichtsrat berat eigene Vorlagen und die Vorlagen der Geschaftsfiihrung fir
die Beschlisse der Gesellschafterversammlung und kann hierzu eigene
Beschlussempfehlungen fiir die Gesellschafterversammlung geben.

(3) Der Aufsichtsrat priift den Jahresabschluss, den Lagebericht und den
Vorschlag fiir die Verwendung des Bilanzergebnisses. In Anwendung des
§ 171 Abs. 2 AktG berichtet er der Gesellschafterversammlung schriftlich
tiber das Ergebnis seiner Priifung. Zudem berdt der Aufsichtsrat den

Wirtschaftsplan sowie dessen Anderung; er gibt dazu eine
Beschlussempfehlung fiir die Gesellschafterversammlung ab.

(4) Der Aufsichtsrat beschlieRt tber:
a) Geschiftsordnung der Geschiftsfiihrung sowie

Geschiftsverteilungsplan fiir die Geschiftsfiihrung bei Vorhandensein
mehrerer Geschiftsfiihrer/innen,




b)

Geschidfte zwischen der Gesellschaft und Mitgliedern der
Geschiftsfiihrung oder des Aufsichtsrates oder diesen nahe stehenden
Personen auBerhalb des gewohnlichen Geschaftsbetriebes,
insbesondere die Gewahrung von Darlehen an Geschéftsfiihrer/innen,
Prokuristen/innen, Handlungsbevollméachtigte und deren Angehérige.

(5) Folgende Geschafte der Geschaftsfiihrung bediirfen der vorherigen
Zustimmung des Aufsichtsrates, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan
budgetiert:

a)

b)

Einleitung gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren
Beendigung durch Riicknahme der Antrdge und Vergleiche oberhalb
einer Wertgrenze von 800.000 €,

Leistungen  freiwilliger = sozialer = Zuwendungen (einschlieBlich
sogenannter Gratifikationen) und von sonstigen auBerordentlichen
Vergiitungen soweit die Gesamtheit der Leistungen eine Wertgrenze von
50.000 € iibersteigt,




—Kann auch die Zustimmung des/der Aufsichtsratsvorsitzenden
nicht eingeholt werden, so entscheidet-die Geschaftsflihrung nach pflichtgemalem
Ermessen. Die Griinde fir die Notwendigkeit der Eilentscheidung und die Art der
Erledigung sind dem Aufsichtsrat unverziiglich mitzuteilen.

(6)

™

(8)

c) Hingabe von Spenden, Schenkungen und sonstigen freiwilligen
Zuwendungen oberhalb einer Wertgrenze von 25.000 €,

d) Abschluss und Anderung von Vertrigen auBerhalb des Konzerns mit
einem einmaligen oder einem jahrlich wiederkehrenden von der
Gesellschaft zu zahlenden Entgelt oberhalb einer Wertgrenze von
300.000 €,

e) Vergleiche, Stundung, Erlass von Forderungen und Abgabe von
Anerkenntnissen, ausgenommen bei Liefergeschiften und sonstigen
Geschidften des gewohnlichen Geschiftsverkehrs oberhalb einer
Wertgrenze von 100.000 €.

Der Aufsichtsrat beauftragt den/ die Abschlusspriifer/in mit der Priifung des
Jahresabschlusses gemaR § 111 Abs. 2 S. 3 AktG.

Soweit in den Tochter- oder Beteiligungsunternehmen der Gesellschaft ein
Aufsichtsrat existiert und dieser bereits eine Beschlussempfehlung an die
Gesellschafterversammlung des jeweiligen Tochter- bzw.
Beteiligungsunternehmens gegeben hat, findet Abs. 2 i.V.m. § 7 (1) x) keine
Anwendung.

Der Aufsichtsrat behandelt strittige Beschlussempfehlungen des
Aufsichtsrates von den Tochterunternehmen, an denen die Gesellschaft
alleinige Gesellschafterin ist, wenn die Gesellschafterversammlung des
Tochterunternehmens den Beschlussempfehlungen des Aufsichtsrates des
Tochterunternehmens nicht gefolgt ist.

Die Zustimmung des Aufsichtsrates nach Abs. 5 kann in Fillen, in denen
unverziigliches Handeln im Interesse der Gesellschaft geboten erscheint und
eine Beschlussfassung des Aufsichtsrates nicht rechtzeitig herbeigefiihrt
werden kann, durch vorherige Zustimmung des/ der
Aufsichtsratsvorsitzenden ersetzt werden, der/ die sich mit seinem/seiner/
ihrem/ihrer Stellvertreter/in nach Méglichkeit abstimmen soll. Kann auch die
Zustimmung des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden nicht rechtzeitig eingeholt werden,
so handelt die Geschaftsfiihrung nach pflichtgemalRem Ermessen. Die Griinde fiir
die Notwendigkeit der Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind dem
Aufsichtsrat unverziiglich, spéatestens jedoch in der ndchsten Sitzung
mitzuteilen. Gleiches gilt fiir Beschliisse nach Absatz 4.




§11
Geschiftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschéftsfihrer, die—von—der

Gesellschafterversammlung-bestelitund-abberufen-werden.

(2) Ist nur ein Geschéftsflhrer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschaftsfiilhrer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei
Geschéftsfuhrer gemeinschaftlich oder einen Geschaftsfihrer in Gemeinschaft mit
einem Prokuristen vertreten.

(3) Die Gesellschafterversammlung kann einen oder mehrere Geschaftsfiihrer ganz
oder teilweise von den Beschrankungen des § 181 BGB befreien.

(5) Die Geschéftsflihrung leitet die Gesellschaft unter Beachtung der Gesetze, dieses
Gesellschaftsvertrages, der Beschliisse der Gesellschafterversammlung und des
Aufsichtsrates sowie der Anstellungsvertrage und auf Grundlage einer vom
Aufsichtsrat zu besehlieRenden Geschaftsanweisung.

(6) Die Geschaftsflihrung hat geeignete Malinahmen zu treffen, insbesondere ein
Uberwachungssystem einzurichten, damit die den Fortbestand der Gesellschaft
gefahrdende Entwicklungen frihzeitig erkannt werden.

(1)

)

@)

(4)

®)

(6)

)

§11
Geschaftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft
eine  Geschéftsfuhrerfin  oder mehrere

Die Gesellschaft hat einen/

Geschaftsfiihrer/innen.

Ist nur ein/ eine Geschaftsflihrer/in bestellt, so vertritt er/ sie die Gesellschaft
allein. Sind mehrere Geschaftsflihrer/innen bestellt, so wird die Gesellschaft durch
zwei Geschéaftsfuhrerfinnen gemeinschaftlich oder einen/ eine Geschéaftsfuhrer/in
in Gemeinschaft mit einem/ einer Prokuristen/in vertreten.

Die Gesellschafterversammlung kann einen/ eine Geschéaftsfiihrer/in oder
mehrere Geschéftsfuhrer/innen ganz oder teilweise von den Beschrankungen des
§ 181 BGB befreien.

Die Geschiftsfiihrung vertritt die Gesellschaft gerichtlich und

auBergerichtlich.

Die Geschaftsfihrung leitet die Gesellschaft unter Beachtung der Gesetze, dieses
Gesellschaftsvertrages, der Beschliisse der Gesellschafterversammlung und des
Aufsichtsrates sowie der Anstellungsvertrage auf der Grundlage einer vom
Aufsichtsrat zu bestatigenden Geschaftsordnung.

Sind mehrere Geschéaftsfiihrer/innen bestellt, so haben diese einen
Geschiftsverteilungsplan  aufzustellen. In  Verbindung mit der
Geschiftsordnung und unbeschadet der gemeinsamen Verantwortung fiir

alle Geschiftsvorgiange ergeben sich aus diesem die Arbeits- und
Verantwortungsbereiche der einzelnen Geschéftsfiihrer/innen. Der
Geschiftsverteilungsplan bedarf des Einvernehmens aller

Geschiftsfiihrer/innen und der Zustimmung des Aufsichtsrates. Kénnen
sich die Geschaftsfiihrer/innen auf keinen Geschiftsverteilungsplan einigen,
wird dieser vom Aufsichtsrat erlassen.

Die Geschéftsfihrung hat geeignete Malinahmen zu treffen, insbesondere ein
Uberwachungssystem einzurichten, damit die den Fortbestand der Gesellschaft
gefahrdenden Entwicklungen friihzeitig erkannt werden.




(7) Die Geschaftsfuhrung berichtet dem Aufsichtsrat gemaR-§-90-AkiGinsbesondere

mindestens vierteljahrlich schriftlich Gber den Gang der Geschafts, die Lage und
Liquiditat der Gesellschaft.

(®)

©)

Die Geschéaftsfuhrung berichtet dem Aufsichtsrat mindestens vierteljahrlich
schriftlich Gber den Gang der Geschafte, die Lage und Liquiditéat der Gesellschaft
sowie Uber die beabsichtigte Geschéftspolitik und andere grundsatzliche
Fragen der kiinftigen Geschéftsfiihrung; diese Berichte sind zeitgleich den
Gesellschaftern zu (ibersenden. Aus wichtigem Anlass hat die
Geschiftsfihrung dem Aufsichtsrat, in dringenden Féllen dem/ der
Vorsitzenden, unverziiglich in geeigneter Form zu berichten; die Berichte
sind baldmoglichst schriftlich niederzulegen.

Die  Geschiftsfilhrung  berichtet dem  Aufsichtsrat und  der
Gesellschafterversammlung in geeigneter Form und zeitnah iiber die
wesentlichen Beschliisse des Aufsichtsrats und der
Gesellschafterversammlung der Tochter- und Beteiligungsunternehmen.

§12
Wirtschaftsplan

(1) Die Geschaftsfiihrung stellt so rechtzeitig einen jahrlichen Wirtschaftsplan auf, dass
die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Geschéaftsjahres hieridber
beschlielen kann.

mmdestens

funfjahrige,

PeatseFerﬂh@l@n%mgL Dem ertschaftsplan ist eine

fortzuschreibende Finanzplanung zugrunde zu legen.

(3) Die Geschéaftsfuhrung unterrichtet die Gesellschafterversammiung und den

Aufsichtsrat dber—die—Entwicklung—des—Geschaftsjahres;,—insbesondere—iber

(1)

(2

@)

(4)

§12
Wirtschaftsplan

Die Geschéftsfiihrung stellt so rechtzeitig einen jahrlichen Wirtschaftsplan auf,
dass ihn die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Geschéftsjahres
genehmigen kann.

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemaBer Anwendung der fir Eigenbetriebe
geltenden Vorschriften aufzustellen. Dem Wirtschaftsplan ist eine mindestens
finfjahrige, fortzuschreibende Erfolgs- und Finanzplanung zugrunde zu legen.

Zudem sind Wirtschaftsplane fiir alle Beteiligungsgesellschaften
aufzustellen (Konzernplanung).
Geschafte, die geman §7 einer Beschlussfassung der

Gesellschafterversammlung bedirfen sowie Sponsoringleistungen und Spenden
sind im Wirtschaftsplan als solche auszuweisen und zu erldutern, soweit noch
keine separate Beschlussfassung erfolgt ist.

Die Geschaftsfihrung unterrichtet die Gesellschafterversammlung und den
Aufsichtsrat liber den Vollzug des Wirtschaftsplanes im Rahmen der
Berichterstattung gemaf § 11 Abs. 8 Satz 1.




§13
Buchfiihrung, Jahresabschluss, Lagebericht und Priifung

(1) Die Rechnungs- und Buchfiuihrungspflichten richten sich nach den Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches.

(2) Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von der Geschéftsfihrung in den
ersten drei Monaten des Geschéftsjahres fir das vergangene Geschaftsjahr
aufzustellen.

(3) Die Geschéftsfliihrung hat den Jahresabschluss zusammen mit dem Lagebericht
sowie den Vorschlag zur Ergebnisverwendung unverziglich nach Eingang des
Prifungsberichtes dem Aufsichtsrat zur Prifung und sedann-den Gesellschaftern

zurFeststellung-des—Jahresabschlusses vorzulegen. Der-Aufsichisrat-legt-Art-und

Prifberichtesfest: Der Bericht des Aufsichtsrates Uiber das Ergebnis seiner Prifung
ist den Gesellschaftern zusammen mit dem Vorschlag der Geschaftsflihrung zur
Ergebnisverwendung ebenfalls unverzlglich vorzulegen.

(4) Die Gesellschafter haben bis spatestens zum Ablauf der ersten acht Monate des
Geschéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses und die
Ergebnisverwendung zu beschliel3en.

(5) Jahresabschluss und Lagebericht sind nach den fiir groRe Kapitalgesellschaften
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen
und zu prufen. Der Auftrag an den Abschlussprifer hat-sieh auch auf die Aufgaben
nach § 53 Abs. 1, Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsatzegesetz zu erstrecken.

(6) Dem Rechnungspriifungsamt der Landeshauptstadt Potsdam werden die Rechte
aus § 54 Haushaltsgrundsatzegesetz im Rahmen seiner Betatigungsprifung
eingeraumt. Diese Rechte gelten auch im Hinblick auf die Tochtergesellschaften.

(1)

)

@)

(4)
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(6)

§13
Buchfiihrung, Jahresabschluss, Lagebericht und Priifung

Die Rechnungs- und Buchfuhrungspflichten richten sich nach den Vorschriften
des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches.

Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und
Lagebericht sind von der Geschéaftsfihrung in den ersten drei Monaten des
Geschéftsjahres fir das vergangene Geschaftsjahr aufzustellen. Soweit ein
Konzernabschluss und ein Konzernlagebericht aufzustellen ist, gelten die
einschlédgigen Vorschriften des Handelsgesetzbuches.

Die Geschaftsfihrung hat den Jahresabschluss zusammen mit dem Lagebericht
und dem Priifungsbericht des Abschlusspriifers/ der Abschlusspriiferin
sowie den Vorschlag zur Ergebnisverwendung unverziiglich nach Eingang des
Prifungsberichtes dem Aufsichtsrat zur Prifung und gleichzeitig der
Gesellschafterin vorzulegen. Beizufiigen ist eine schriftliche Stellungnahme
der Geschiftsfilhrung, in der auch die MaBRnahmen anzugeben sind, die sie
zur Behebung im Prifungsbericht festgestellter Mangel zu ergreifen
beabsichtigt. Der Bericht des Aufsichtsrates Uber das Ergebnis seiner Priifung ist
der Gesellschafterin zusammen mit dem Vorschlag der Geschéaftsfuhrung zur
Ergebnisverwendung ebenfalls unverziglich vorzulegen.

Die Gesellschafterin hat bis spatestens zum Ablauf der ersten acht Monate des
Geschéftsjahres (ber die Feststellung des Jahresabschlusses des vorigen
Geschéftsjahres und die Ergebnisverwendung zu beschlie3en.

Jahresabschluss und Lagebericht sind nach den fiir grolRe Kapitalgesellschaften
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen
und zu prifen. Der Auftrag an den Abschlusspriifer/ die Abschlusspriiferin ist
auch auf die Aufgaben nach § 53 Abs. 1 Haushaltsgrundsatzegesetz zu
erstrecken.

Dem Rechnungsprifungsamt der Landeshauptstadt Potsdam werden die Rechte
aus § 54 Haushaltsgrundsatzegesetz im Rahmen ihrer Betatigungspriifung
eingeraumt. Diese Rechte gelten auch im Hinblick auf die Tochter- und
Beteiligungsgesellschaften.







Bekanntmachungen

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nach gesetzlicher—\orsehrift—und

§14
Bekanntmachungen
der

Die Bekanntmachungen Gesellschaft erfolgen

Vorschriften.

nach den gesetzlichen

Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein oder
werden oder aus Rechtsgriinden nicht durchgefiihrt werden kénnen, soll dadurch die
Glltigkeit der Ubrigen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages nicht berihrt
werden. Die unwirksame oder undurchfiihrbare Bestimmung ist durch eine andere
rechtlich zulassige Regelung zu ersetzen, die den mit der unwirksamen oder
undurchfihrbaren Bestimmung angestrebten Zweck und der wirtschaftlichen
Zielsetzung gerecht wird.

§15
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein, oder
werden, oder aus Rechtsgriinden nicht durchgefiihrt werden kénnen, soll dadurch die
Glltigkeit der Ubrigen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages nicht berihrt
werden. Die unwirksame oder undurchfihrbare Bestimmung ist durch eine andere
rechtlich zulassige Regelung zu ersetzen, die dem mit den unwirksamen oder
undurchfiihrbaren Bestimmungen angestrebten Zweck und der wirtschaftlichen
Zielsetzung gerecht wird.
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§ 1

Firma, Sitz
Die Firma der Gesellschaft lautet:
,ProPotsdam GmbH,,.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in der Landeshauptstadt Potsdam.

§2
Zweck und Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und das Bewirtschaften von
Immobilien und das Halten von Beteiligungen an kommunalbeteiligten Unternehmen der
Landeshauptstadt Potsdam, insbesondere von Unternehmen .der Stadtentwicklung, der
Stadtsanierung und der Wohnungswirtschaft im Rahmen der kommunalen Aufgabe
gemall § 2 Abs. 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, die
Durchfuhrung samtlicher Téatigkeiten, die Unternehmensgegenstand der gehaltenen
Beteiligungen sind sowie die Erbringung folgender Dienstleistungen fur die
Landeshauptstadt Potsdam:

- Finanzierung und Durchfihrung von baulichen Malnahmen an im Eigentum der
Landeshauptstadt Potsdam stehenden bzw. von ihr genutzten Einrichtungen,

- Betrieb im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam stehender oder von ihr genutzter
oder der Erflllung offentlich-kommunaler Aufgaben dienender Einrichtungen des
Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der Erholung sowie
von Einrichtungen &hnlicher Art, soweit private Unternehmen zur Ubernahme des
Betriebs dieser Einrichtungen nicht oder nicht zu fir die Landeshauptstadt Potsdam
angemessenen Bedingungen bereit stehen oder soweit seitens der Landeshauptstadt
Potsdam der Wille besteht, die Gestaltung des Betriebs dieser Einrichtungen dauerhaft
und nachhaltig beeinflussen zu kénnen und dies durch eine Ubertragung des Betriebs
auf private Unternehmen nicht ausreichend sichergestellt werden kann.

Die Gesellschaft ist zu allen MalRnahmen und Geschaften berechtigt, durch die der
Unternehmensgegenstand unmittelbar geférdert werden kann. Hierzu gehéren auch die
Errichtung von Zweigniederlassungen sowie der Erwerb und die Errichtung von anderen
Unternehmen sowie Beteiligungen an solchen, soweit sich diese innerhalb des
Tatigkeitsumfangs des Gesellschaftsgegenstandes der Muttergesellschaft betatigen,
gemeinderechtlichen Regelungen nicht entgegenstehen, der Landeshauptstadt Potsdam
unter Berlcksichtigung des § 8 des Gesellschaftsvertrages eine angemessene
Einflussnahme erméglicht wird und der Unternehmensgegenstand nach Art und Umfang
in einem angemessenen Verhdltnis zur Leistungsfahigkeit und zum Bedarf der
Landeshauptstadt Potsdam steht.

Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmensvertrage, insbesondere
Gewinnabflhrungs- und Beherrschungsvertrage, abzuschliel3en.
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§3
Dauer der Gesellschaft, Geschiftsjahr

Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt.
Das Geschaftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.
§4
Stammkapital, Stammeinlage

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 51.130.000 € (in Worten: einundfunfzig-
millioneneinhundertdreilRigtausend Euro).

Die Landeshauptstadt Potsdam ist alleinige Gesellschafterin und hat eine Stammeinlage
von 51.130.000 € ibernommen. Die Stammeinlage ist voll erbracht.

§5
Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind:

(1)

1. die Gesellschafterversammlung,
2. der Aufsichtsrat,
3. die Geschaftsfiihrung.

§6
Gesellschafterversammliung

Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschéaftsfihrung schriftlich unter
Mitteilung der Tagesordnung und unter Ubersendung der dazugehdrigen Unterlagen,
insbesondere der Beschlussantrage, einberufen. Die Gesellschafterversammlung findet
grundsatzlich am Sitz der Gesellschaft statt. Zwischen dem Tag des Zugangs der
Ladung und dem Tag der Sitzung muss mindestens eine Frist von vier Wochen liegen.

In dringenden Fallen kann die Einberufungsfrist verklrzt werden; darf aber auch in
diesen Fallen nicht weniger als vier Werktage betragen. Abs. 3 bleibt davon unberihrt.

Eine ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten acht Monaten des
Geschéftsjahres statt.

AuRerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn dies im
Interesse der Gesellschaft erforderlich ist. Die Einberufung aus einem wichtigen Grund
im Interesse der Gesellschaft kann von der Gesellschafterversammlung, dem
Aufsichtsrat oder der Geschaftsfihrung unter Angabe des Grundes und der
Eilbedurftigkeit verlangt werden. Dabei kann in eilbedirftigen Fallen auf Form und Frist
bei der Einberufung verzichtet werden, wenn die Gesellschafterin dem zustimmt.
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In der Gesellschafterversammlung wird die Landeshauptstadt Potsdam durch den/ die
Oberburgermeister/in vertreten. Er/ sie kann eine/n Beschéaftigte/n der Landeshauptstadt
Potsdam unter Einhaltung der kommunalrechtlichen Vorschriften betrauen.

Vollmachten sind schriftlich zu erteilen und verbleiben in Verwahrung der Gesellschaft.

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemalier
Einberufung die Gesellschafterin oder deren Bevollmachtigte vertreten sind.

Beschlusse der Gesellschafterin werden grundsatzlich in einer
Gesellschafterversammlung gefasst. Gesellschafterbeschlisse kdnnen in besonderen
Fallen auch schriftlich, per E-Mail oder per Telefax (schriftliches Abstimmungsverfahren)
gefasst werden. Findet das schriftiche Abstimmungsverfahren auf Betreiben der
Geschaftsfuhrung oder des Aufsichtsrates statt, so sind der Beschlussgegenstand und
eine Begriindung Uber das besondere Abstimmungsverfahren darzulegen; es muss ein
ausformulierter Beschlussvorschlag unterbreitet werden, der durch einfache Zustimmung
angenommen werden kann. Im schriftlichen Abstimmungsverfahren gefasste
Beschlisse sind von der Geschaftsfiihrung unverziglich zu protokollieren und der
Gesellschafterin und dem Bereich Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt
Potsdam bekannt zu geben.

Die Geschaftsfuhrung nimmt an den Gesellschafterversammlungen teil, sofern die
Gesellschafterversammlung im Einzelfall nichts anderes bestimmt. Die Teilnahme
weiterer Personen an den Sitzungen bestimmt die Gesellschafterversammlung.
Vertreter/innen des Bereiches Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam
sind befugt, an den Sitzungen der Gesellschafterversammlung aktiv mit Rederecht
teilzunehmen.

Uber den Verlauf und die Beschliisse der Gesellschafterversammlung hat die
Geschéftsfuhrung - soweit nicht notarielle Beurkundung erfolgt - unverzuglich eine
Niederschrift anzufertigen. Bei Abwesenheit der GeschéaftsfUhrung ist ein/ eine
Protokollfihrer/in  durch die Gesellschafterversammlung zu benennen. In der
Niederschrift sind Ort, Tag und Dauer der Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/ die
Versammlungsleiter/in, die Feststellung der Beschlussfahigkeit sowie der
OrdnungsmaRigkeit der Ladung, die Gegenstande der Tagesordnung, der wesentliche
Verlauf und die Beschlisse der Gesellschafterversammlung im Wortlaut sowie das
Abstimmungsergebnis anzugeben. Die Urschrift der Niederschrift ist vom/ von der
Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung sowie dem/ der Protokollfihrer/in zu
unterzeichnen und zu den Akten der Gesellschaft zu nehmen. Abschriften der
Niederschriften sind der Gesellschafterin sowie dem Bereich Beteiligungsmanagement
der Landeshauptstadt Potsdam zu Gbersenden.

§7

Aufgaben der Gesellschafterversammlung
Die  Gesellschafterversammliung beschliet  insbesondere Uber  folgende
Angelegenheiten:
a) Anderung des Gesellschaftsvertrages einschlieBlich Kapitalerhdhung bzw.

Kapitalherabsetzung,

b) Umwandlung des Unternehmens gemall Umwandlungsgesetz,



f)

g)
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VeraulRerung des Unternehmens im Ganzen oder wesentlichen Teilen,
Auflésung der Gesellschaft und Verwendung des Gesellschaftsvermdgens,
Teilung von Geschéaftsanteilen und Aufnahme von Gesellschaftern,

Belastung, Veraulierung oder Einziehung von Geschéaftsanteilen, soweit nicht schon
im Wirtschaftsplan enthalten,

Erwerb, Errichtung, Umwandlung, Veraulerung, Auflosung sowie Pacht von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen und Beteiligungen; die
kommunalrechtlichen Vorschriften sind einzuhalten,

Aufnahme neuer Geschéaftsfelder und Aufgabe bisheriger Geschéftsfelder,
Abschluss, Anderung, Aufhebung und Kindigung von Unternehmensvertragen,
insbesondere Gewinnabfuhrungs-, Beherrschungs-, Betriebspacht-,
Betriebsliberlassungs- und Betriebsfuihrungsvertrage,

Vereinbarungen uber Sozialplane und Interessenausgleich,

Aufnahme und Hingabe von Darlehen, Ubernahme von Burgschaften,
Verpflichtungen aus Gewahrvertragen und Bestellung von Sicherheiten oberhalb
einer Wertgrenze von 100.000 €, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten,
Erwerb, Veraullerung und dingliche Belastung von Grundsticken und
grundstlicksgleichen Rechten oberhalb einer Wertgrenze von 100.000 €, soweit
nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten,

Feststellung des Jahresabschlusses, des Konzernabschlusses und Verwendung
des Ergebnisses,

Wahl des Abschlussprifers/ der Abschlussprtferin,

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Geschaftsflihrung,
Feststellung des Wirtschaftsplanes und dessen Anderung,

Genehmigung der Geschaftsordnung des Aufsichtsrates und seiner Ausschusse,

Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern, die gemaR § 8 Abs. 1 von
der Gesellschafterversammlung bestellt werden,

Festlegung der Vergutung und des Auslagenersatzes der Aufsichtsratsmitglieder,

Bestellung und Abberufung der Geschéaftsfiihrer/innen sowie Abschluss, Anderung,
Aufhebung und Kindigung der Anstellungsvertrage der Geschaftsfihrer/innen,

Befreiung der Geschaftsfuhrer/innen von den Beschrankungen des § 181 BGB,
Abschluss und Anderung von D & O - Versicherungen,

Erteilung und Widerruf von Prokura,
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x) Stimmabgabe der Geschéaftsfihrung in ihrer Eigenschaft als Vertreterin des
Gesellschafters in den Gesellschafterversammlungen von Tochter- und
Beteiligungsunternehmen in  Angelegenheiten, die nach dem jeweiligen
Gesellschaftsvertrag in die Zustandigkeit der Gesellschafterversammlung fallen.

Fur Angelegenheiten, die gemal der jeweils giltigen Fassung der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg bzw. der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam der
Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam
bedurfen, ist diese unabdingbar.

Ist ein/ eine Geschaftsfihrer/in zugleich Geschaftsflhrer/in in Unternehmen, in denen
die Gesellschaft die Gesellschaftsanteile ganz oder mehrheitlich halt, bedarf es des
Beschlusses der  Gesellschafterversammlung Uber die  Entlastung des
Geschaftsfuhrers/der Geschaftsfuihrerin beziglich seiner/ ihrer Amtsfliihrung bei diesen
Tochter- und Beteiligungsgesellschaften auch in dem Fall, in dem sich der/ die
Geschéftsfuhrer/in ansonsten selbst Entlastung erteilen musste.

Die Gesellschafterversammlung wird dazu den/ die Geschéaftsfuhrer/in schriftlich
bevolimachtigen, in der jeweiligen Gesellschafterversammlung der Tochter- oder
Beteiligungsgesellschaft einem Entlastungsbeschluss zuzustimmen.

Durch Beschluss kann die Gesellschafterversammlung weitere Geschéafte an sich ziehen
oder fur zustimmungspflichtig erklaren sowie Wertgrenzen gemafl § 7 Abs. 1 und § 10
Abs. 5 neu festlegen.

§8
Zusammensetzung, Bildung und Amtsdauer des Aufsichtsrates

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Fir ihn gelten insbesondere die Bestimmungen
des § 394 AktG und des § 52 GmbHG sowie die dort genannten Vorschriften soweit
dieser Gesellschaftsvertrag nichts Abweichendes bestimmt. Der Aufsichtsrat besteht aus
12 Mitgliedern. Dem Aufsichtsrat gehdren an:

a) der/ die Oberbiurgermeister/in der Landeshauptstadt Potsdam bzw. ein von ihm/ ihr
zu betrauender Beschéftigter der Landeshauptstadt Potsdam als Vorsitzender/
Vorsitzende des Aufsichtsrates,

b) acht Aufsichtsratsmitglieder, die von der Stadtverordne-tenversammiung der
Landeshauptstadt Potsdam entsprechend den kommunalrechtlichen Regelungen
entsandt werden,

c) drei Mitglieder, von denen ein Mitglied Volljurist ist, ein Mitglied Uber
Berufserfahrung im Bankwesen und ein Mitglied Uber Erfahrung in der
Wohnungswirtschaft verfugt, die von der Gesellschafterversammlung auf Vorschlag
von Fachverbanden bestellt werden. Das Vorschlagsrecht fir jeweils ein Mitglied
soll die Rechtsanwaltskammer des Landes Brandenburg, der Ostdeutsche
Sparkassenverband (OSV) und der Verband Berlin-Brandenburgischer
Wohnungsunternehmen e. V. (BBU) wahrnehmen.

Der/ die stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates wird vom Aufsichtsrat aus seiner
Mitte gewahilt.
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Die Amtszeit des Aufsichtsrates beginnt mit seiner konstituierenden Sitzung. Die
Amtszeit endet mit Beendigung der Gesellschafterversammlung, die Uber die Entlastung
fur das vierte Geschéaftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschlieRt. Das Geschéftsjahr, in
dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Der alte Aufsichtsrat fihrt die
Geschéfte bis zur Bildung des neuen Aufsichtsrates entsprechend Satz 1 fort. Scheidet
ein Aufsichtsratsmitglied wahrend der Amtszeit aus, so erfolgt eine neue
Bestellung/Entsendung flir den Rest der Amtszeit. Die erneute Bestellung/Entsendung
zum Aufsichtsratsmitglied nach Ablauf der Amtszeit ist mdglich.

Bestellte bzw. entsandte Mitglieder des Aufsichtsrates kénnen ihr Amt unter Einhaltung
einer vierwochigen Frist durch schriftiche Erklarung gegeniiber der Gesellschaft
niederlegen.

§9

Innere Ordnung des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat wird vom/ von der Aufsichtsratsvorsitzenden oder im Verhinderungsfall
von dessen/ deren Stellvertreter/in einberufen, so oft es die Geschéafte der Gesellschaft
erfordern, mindestens jedoch einmal im Kalenderhalbjahr. Die Einberufung erfolgt
schriftlich (mit Empfangsbekenntnis, per Boten oder mit Einwurf-Einschreiben) unter
Mitteilung der Tagesordnung und Ubersendung der dazugehérigen Unterlagen,
insbesondere der Beschlussantradge. Zwischen dem Tag des Zugangs der Ladung und
dem Tag der Sitzung muss mindestens eine Frist von drei Wochen liegen. In dringenden
Fallen kann der/ die Vorsitzende eine andere Form der Einladung und eine kirzere Frist
wahlen; § 6 Abs. 1 S. 4 gilt entsprechend. Abs. 7 bleibt davon unberuhrt.

Der Aufsichtsrat ist einzuberufen, wenn dies von einem/ einer Geschaftsflhrer/in oder
einem Viertel der Aufsichtsratsmitglieder unter Angabe des Zwecks und der Griinde
verlangt wird. Absatz 1 gilt entsprechend.

Die Geschaftsfuhrung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern der
Aufsichtsrat im Einzelfall nichts anderes bestimmt. Die Teilnahme weiterer Personen an
den Sitzungen bestimmt der Aufsichtsrat. Vertreter/innen des Bereiches
Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam sind befugt, an den Sitzungen
des Aufsichtsrates aktiv mit Rederecht teilzunehmen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn er ordnungsgemafl geladen wurde und
mindestens die Halfte der Mitglieder, aus denen er nach diesem Gesellschaftsvertrag zu
bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen, darunter der/ die Vorsitzende oder
sein/elihr/e Stellvertreter/in. Im Falle der Beschlussunfahigkeit ist unverziglich mit einer
Mindestfrist von einer Woche eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung
einzuberufen. In dieser Sitzung ist der Aufsichtsrat ohne Rucksicht auf die Zahl der an
der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder beschlussfahig; auf diesen Umstand ist
in der Einladung hinzuweisen.

Unter Verzicht auf Form und Frist bei der Einberufung ist der Aufsichtsrat
beschlussfahig, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrates dem zustimmen.
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Beschllsse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Sie kommen
mit einfacher Mehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder zustande,
sofern nicht durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag etwas anderes bestimmt ist.
Stimmenthaltungen werden bei der Auszahlung der Voten nicht berlcksichtigt. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/ der Vorsitzenden; bei dessen/ deren
Abwesenheit die seines/ihres Stellvertreters/ seiner/ihrer Stellvertreterin. Abwesende
Aufsichtsratsmitglieder koénnen in Anwendung von § 108 Abs. 3 AkitG an der
Beschlussfassung teilnehmen.

Zudem kdénnen Beschlisse auch im gemischten Abstimmungsverfahren gefasst werden,
wenn durch einstimmigen Beschluss der anwesenden Aufsichtsratsmitglieder
abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern die Moglichkeit einer nachtraglichen schriftlichen
Stimmabgabe gegeben werden soll.

In eilbedurftigen oder einfach gelagerten Angelegenheiten kénnen nach dem Ermessen
des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden Beschliisse auch aulRerhalb der Aufsichtsratssitzung
durch Einholung schriftlicher (auch per Telefax) Erklarungen gefasst werden, wenn kein
Mitglied des Aufsichtsrates innerhalb der vom/ von der Vorsitzenden gesetzten Frist dem
Verfahren widerspricht. Ein Beschluss kommt nur zustande, wenn mindestens die Halfte
der Mitglieder des Aufsichtsrates an der Beschlussfassung durch Stimmabgabe
teilnehmen. Im schriftichen Abstimmungsverfahren gefasste Beschlisse sind
unverziglich  von  der  Geschaftsfihrung zu protokollieren und  den
Aufsichtsratsmitgliedern  sowie dem  Bereich  Beteiligungsmanagement  der
Landeshauptstadt Potsdam schriftlich bekannt zu geben.

Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates hat die Geschéftsfiihrung innerhalb von vier
Wochen eine Niederschrift anzufertigen, die so dann vom/ von der Vorsitzenden der
Sitzung und dem/ der Protokollfihrer/in zu unterzeichnen ist. In begriindeten
Ausnahmefallen kann diese Frist in Absprache mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden um
bis zu zwei Wochen verlangert werden. In der Niederschrift sind Ort, Tag und Dauer der
Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/ die Sitzungsleiter/in, die Feststellung der
Beschlussfahigkeit sowie der OrdnungsmaRigkeit der Ladung, die Gegenstande der
Tagesordnung, der wesentliche Verlauf und die Beschllisse des Aufsichtsrates im
Wortlaut sowie das Abstimmungsergebnis (Anzahl der abgegebenen Stimmen, davon
Befurwortungen, Gegenstimmen, Stimmenthaltungen) anzugeben. Abschriften der
Niederschriften sind den Aufsichtsratsmitgliedern und dem Bereich
Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam zu Gbersenden.

Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit Uber erhaltene
vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. Die Regelungen der §§
93 Absatz 1 Satz 3 und 116 Satz 2 AktG gelten nicht flr Berichte gegeniber dem / der
Oberburgermeister/in der Landeshauptstadt Potsdam.

(10) Erklérungen des Aufsichtsrates werden von dessen Vorsitzenden/ deren Vorsitzender

oder bei dessen/ deren Verhinderung von dessen/ deren Stellvertreter/in namens des
Aufsichtsrates unter der Bezeichnung ,Aufsichtsrat der ProPotsdam GmbH" abgegeben.

(11) Ist der/die Vorsitzende des Aufsichtsrates an der Austubung der ihm/ ihr durch Gesetz,

Gesellschaftsvertrag und Geschéftsordnung des Aufsichtsrates auferlegten Aufgaben
verhindert, so hat diese fiur die Dauer der Verhinderung der/ die Stellvertreter/in zu
Uubernehmen.

(12) Der Aufsichtsrat hat sich durch Beschluss eine Geschéftsordnung zu geben, die der

Genehmigung der Gesellschafterversammlung bedarf. Der Aufsichtsrat kann beratende
bzw. empfehlende Ausschisse bilden. Das Nahere regelt die Geschaftsordnung.
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§10
Aufgaben des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat nimmt die vom Gesetz und diesem Gesellschaftsvertrag zugewiesenen
Aufgaben wahr. Der Aufsichtsrat berat und Uberwacht die Geschaftsfuhrung,
insbesondere deren rechtmafiges und wirtschaftliches Handeln. Er kann die zu diesem
Zweck erforderlichen MaRnahmen und Prifungen veranlassen. Der Aufsichtsrat erledigt
die ihm darltber hinaus von der Gesellschafterversammlung Ubertragenen Aufgaben,
soweit sie gesellschafts- oder kommunalrechtlich nicht ausschlieRlich der
Gesellschafterversammlung vorbehalten sind. Die Geschéaftsfiuhrung hat dem
Aufsichtsrat auf Verlangen Auskiinfte umfassend und nach den Grundsatzen einer
gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu erteilen.

Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegenuber den Geschaftsfihrern gerichtlich und
aulergerichtlich. Dies gilt nicht flir den Abschluss, die Anderung, die Aufhebung und die
Kundigung von Geschaftsfuhreranstellungsvertragen.

Der Aufsichtsrat berat eigene Vorlagen und die Vorlagen der Geschaftsfiihrung fur die
Beschlisse  der  Gesellschafterversammlung und kann  hierzu  eigene
Beschlussempfehlungen fur die Gesellschafterversammlung geben.

Der Aufsichtsrat prift den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag fur die
Verwendung des Bilanzergebnisses. In Anwendung des § 171 Abs. 2 AktG berichtet er
der Gesellschafterversammlung schriftlich Gber das Ergebnis seiner Prifung. Zudem
berat der Aufsichtsrat den Wirtschaftsplan sowie dessen Anderung; er gibt dazu eine
Beschlussempfehlung fur die Gesellschafterversammlung ab.

Der Aufsichtsrat beschlief3t Uber:

a) Geschéaftsordnung der Geschéftsfihrung sowie Geschéaftsverteilungsplan fur die
Geschéftsfuhrung bei Vorhandensein mehrerer Geschaftsfuhrer/innen,

b) Geschafte zwischen der Gesellschaft und Mitgliedern der Geschaftsfliihrung oder
des Aufsichtsrates oder diesen nahe stehenden Personen auflerhalb des
gewohnlichen Geschaftsbetriebes, insbesondere die Gewahrung von Darlehen an
Geschéftsfuhrer/innen, Prokuristen/innen, Handlungsbevolimachtigte und deren
Angehdrige.

Folgende Geschéafte der Geschaftsflihrung bedlrfen der vorherigen Zustimmung des
Aufsichtsrates, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan budgetiert:

a) Einleitung gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren Beendigung
durch Ricknahme der Antrdge oder Vergleich oberhalb einer Wertgrenze von
800.000 €,

b) Leistungen freiwilliger sozialer Zuwendungen (einschlielich sogenannter
Gratifikationen) und von sonstigen aufierordentlichen Vergutungen soweit die
Gesamtheit der Leistungen eine Wertgrenze von 50.000 € Ubersteigt,
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d) Hingabe von Spenden, Schenkungen und sonstigen freiwilligen Zuwendungen
oberhalb einer Wertgrenze von 25.000 €,

e) Abschluss und Anderung von Vertrdgen auRerhalb des Konzern mit einem
einmaligen oder einem jahrlich wiederkehrenden von der Gesellschaft zu zahlenden
Entgelt oberhalb einer Wertgrenze von 300.000 €,

f)  Vergleiche, Stundung, Erlass von Forderungen und Abgabe von Anerkenntnissen,
ausgenommen bei Liefergeschaften und sonstigen Geschaften des gewohnlichen
Geschaftsverkehrs oberhalb einer Wertgrenze von 100.000 €.

Der Aufsichtsrat beauftragt den/ die Abschlussprifer/in mit der Prufung des
Jahresabschlusses gemal § 111 Abs. 2 S. 3 AktG.

Soweit in den Tochter- oder Beteiligungsunternehmen der Gesellschaft ein Aufsichtsrat
existiert und dieser bereits eine Beschlussempfehlung an die
Gesellschafterversammlung des jeweiligen Tochter- bzw. Beteiligungsunternehmens
gegeben hat, findet Abs. 2i.V.m. § 7 (1) x) keine Anwendung.

Der Aufsichtsrat behandelt strittige Beschlussempfehlungen des Aufsichtsrates von den
Tochterunternehmen, an denen die Gesellschaft alleinige Gesellschafterin ist, wenn die
Gesellschafterversammlung des Tochterunternehmens den Beschlussempfehlungen
des Aufsichtsrates des Tochterunternehmens nicht gefolgt ist.

Die Zustimmung des Aufsichtsrates nach Abs. 5 kann in Fallen, in denen unverzigliches
Handeln im Interesse der Gesellschaft geboten erscheint und eine Beschlussfassung
des Aufsichtsrates nicht rechtzeitig herbeigefihrt werden kann, durch vorherige
Zustimmung des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden ersetzt werden, der/ die sich mit
seinem/seiner/ ihrem/ihrer Stellvertreter/in nach Moglichkeit abstimmen soll. Kann auch
die Zustimmung des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden nicht rechtzeitig eingeholt werden,
so handelt die Geschéaftsfuhrung nach pflichtgemaRem Ermessen. Die Grinde fur die
Notwendigkeit der Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind dem Aufsichtsrat
unverzuglich, spatestens jedoch in der ndchsten Sitzung mitzuteilen. Gleiches gilt fur
Beschllsse nach Absatz 4.

§ 11

Geschiftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft
Die Gesellschaft hat einen/ eine Geschaftsfluhrer/in oder mehrere Geschaftsfihrer/innen.

Ist nur ein/ eine Geschaftsfihrer/in bestellt, so vertritt er/ sie die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschéaftsfihrer/innen bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei
Geschéftsfuhrer/innen gemeinschaftlich oder einen/ eine Geschéftsflihrer/in in
Gemeinschaft mit einem/ einer Prokuristen/in vertreten.

Die Gesellschafterversammlung kann einen/ eine Geschéaftsfuhrer/in oder mehrere
Geschéftsfuhrer/innen ganz oder teilweise von den Beschrankungen des § 181 BGB
befreien.

Die Geschaftsflihrung vertritt die Gesellschaft gerichtlich und auRergerichtlich.
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Die Geschaftsfihrung leitet die Gesellschaft unter Beachtung der Gesetze, dieses
Gesellschaftsvertrages, der Beschlisse der Gesellschafterversammlung und des
Aufsichtsrates sowie der Anstellungsvertrage auf der Grundlage einer vom Aufsichtsrat
zu bestatigenden Geschaftsordnung.

Sind  mehrere  Geschaftsfihrer/innen  bestellt, so haben diese einen
Geschaftsverteilungsplan aufzustellen. In Verbindung mit der Geschaftsordnung und
unbeschadet der gemeinsamen Verantwortung fur alle Geschaftsvorgange ergeben sich
aus diesem die Arbeits- und Verantwortungsbereiche der einzelnen
Geschéftsfuhrer/innen. Der Geschaftsverteilungsplan bedarf des Einvernehmens aller
Geschéftsfuhrer/innen und der Zustimmung des Aufsichtsrates. Kénnen sich die
Geschéftsfuhrer/innen auf keinen Geschéaftsverteilungsplan einigen, wird dieser vom
Aufsichtsrat erlassen.

Die Geschaftsflhrung hat geeignete Mallnahmen zu treffen, insbesondere ein
Uberwachungssystem einzurichten, damit die den Fortbestand der Gesellschaft
gefahrdenden Entwicklungen frihzeitig erkannt werden.

Die Geschaftsfuhrung berichtet dem Aufsichtsrat mindestens vierteljahrlich schriftlich
Uber den Gang der Geschéfte, die Lage und Liquiditat der Gesellschaft sowie Uber die
beabsichtigte Geschaftspolitik und andere grundsatzliche Fragen der kinftigen
Geschéftsfuhrung; diese Berichte sind zeitgleich den Gesellschaftern zu Ubersenden.
Aus wichtigem Anlass hat die Geschéaftsfihrung dem Aufsichtsrat, in dringenden Fallen
dem/ der Vorsitzenden, unverziglich in geeigneter Form zu berichten; die Berichte sind
baldmaoglichst schriftlich niederzulegen.

Die Geschaftsflihrung berichtet dem Aufsichtsrat und der Gesellschafterversammiung in
geeigneter Form und zeitnah Uber die wesentlichen Beschlisse des Aufsichtsrats und
der Gesellschafterversammlung der Tochter- und Beteiligungsunternehmen.

§12
Wirtschaftsplan

Die Geschaftsfuhrung stellt so rechtzeitig einen jahrlichen Wirtschaftsplan auf, dass ihn
die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Geschéftsjahres genehmigen kann.

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemafer Anwendung der fur Eigenbetriebe geltenden
Vorschriften aufzustellen. Dem Wirtschaftsplan ist eine mindestens flnfjahrige,
fortzuschreibende Erfolgs- und Finanzplanung zugrunde zu legen.

Zudem sind Wirtschaftsplane fir alle Beteiligungsgesellschaften aufzustellen
(Konzernplanung).

Geschéafte, die gemall § 7 einer Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung
bedurfen sowie Sponsoringleistungen und Spenden sind im Wirtschaftsplan als solche
auszuweisen und zu erlautern, soweit noch keine separate Beschlussfassung erfolgt ist.

Die Geschéaftsfuhrung unterrichtet die Gesellschafterversammlung und den Aufsichtsrat
Uber den Vollzug des Wirtschaftsplanes im Rahmen der Berichterstattung gemaf § 11
Abs. 8 Satz 1.
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§13
Buchfiihrung, Jahresabschluss, Lagebericht und Prifung

Die Rechnungs- und Buchfuihrungspflichten richten sich nach den Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches.

Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn und Verlustrechnung und Anhang) und Lagebericht
sind von der Geschaftsfliihrung in den ersten drei Monaten des Geschaftsjahres flir das
vergangene Geschaftsjahr aufzustellen. Soweit ein Konzernabschluss und ein
Konzernlagebericht aufzustellen ist, gelten die einschlagigen Vorschriften des
Handelsgesetzbuches.

Die Geschaftsfihrung hat den Jahresabschluss zusammen mit dem Lagebericht und
dem Prufungsbericht des Abschlussprifers/ der Abschlussprtiferin sowie den Vorschlag
zur Ergebnisverwendung unverziiglich nach Eingang des Prifungsberichtes dem
Aufsichtsrat zur Prufung und gleichzeitig der Gesellschafterin vorzulegen. Beizufugen ist
eine schriftliche Stellungnahme der Geschéaftsfihrung, in der auch die MalRnahmen
anzugeben sind, die sie zur Behebung im Prifungsbericht festgestellter Mangel zu
ergreifen beabsichtigt. Der Bericht des Aufsichtsrates Uber das Ergebnis seiner Prufung
ist der Gesellschafterin zusammen mit dem Vorschlag der Geschéaftsfuhrung zur
Ergebnisverwendung ebenfalls unverziiglich vorzulegen.

Die Gesellschafterin hat bis spatestens zum Ablauf der ersten acht Monate des
Geschéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses des vorigen
Geschaftsjahres und die Ergebnisverwendung zu beschlieRen.

Jahresabschluss und Lagebericht sind nach den fir groRe Kapitalgesellschaften
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen und
zu prufen. Der Auftrag an den Abschlussprifer/ die Abschlusspriferin ist auch auf die
Aufgaben nach § 53 Abs. 1 Haushaltsgrundsatzegesetz zu erstrecken.

Dem Rechnungsprifungsamt der Landeshauptstadt Potsdam werden die Rechte aus §
54 Haushaltsgrundsatzegesetz im Rahmen ihrer Betatigungsprifung eingerdaumt. Diese
Rechte gelten auch im Hinblick auf die Tochter- und Beteiligungsgesellschaften.

§14
Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nach den gesetzlichen Vorschriften.

§15
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein, oder werden,
oder aus Rechtsgriinden nicht durchgeflihrt werden kdnnen, soll dadurch die Glltigkeit der
ubrigen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages nicht berthrt werden. Die unwirksame
oder undurchfihrbare Bestimmung ist durch eine andere rechtlich zuldssige Regelung zu
ersetzen, die dem mit den unwirksamen oder undurchfihrbaren Bestimmungen angestrebten
Zweck und der wirtschaftlichen Zielsetzung gerecht wird.
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§1

Firma, Sitz
Die Firma der Gesellschaft lautet:
~ProPotsdam GmbH,,.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in der Landeshauptstadt Potsdam.

§2
Zweck und Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens ist der Erwerb, das Halten und das Bewirtschaften von
Immobilien und das Halten von Beteiligungen an kommunalbeteiligten Unternehmen der
Landeshauptstadt Potsdam, insbesondere von Unternehmen .der Stadtentwicklung, der
Stadtsanierung und der Wohnungswirtschaft im Rahmen der kommunalen Aufgabe
gemaB § 2 Abs. 2 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg, die
Durchfihrung samtlicher Téatigkeiten, die Unternehmensgegenstand der gehaltenen
Beteiligungen sind sowie die Erbringung folgender Dienstleistungen fir die
Landeshauptstadt Potsdam:

- Finanzierung und Durchfihrung von baulichen MaBnahmen an im Eigentum der
Landeshauptstadt Potsdam stehenden bzw. von ihr genutzten Einrichtungen,

- Betrieb im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam stehender oder von ihr genutzter
oder der Erflllung o6ffentlich-kommunaler Aufgaben dienender Einrichtungen des
Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der Erholung sowie
von Einrichtungen &hnlicher Art, soweit private Unternehmen zur Ubernahme des
Betriebs dieser Einrichtungen nicht oder nicht zu fir die Landeshauptstadt Potsdam
angemessenen Bedingungen bereit stehen oder soweit seitens der Landeshauptstadt
Potsdam der Wille besteht, die Gestaltung des Betriebs dieser Einrichtungen dauerhaft
und nachhaltig beeinflussen zu kénnen und dies durch eine Ubertragung des Betriebs
auf private Unternehmen nicht ausreichend sichergestellt werden kann.

Die Gesellschaft ist zu allen MaBnahmen und Geschaften berechtigt, durch die der
Unternehmensgegenstand unmittelbar geférdert werden kann. Hierzu gehdéren auch die
Errichtung von Zweigniederlassungen sowie der Erwerb und die Errichtung von anderen
Unternehmen sowie Beteiligungen an solchen, soweit sich diese innerhalb des
Tatigkeitsumfangs des Gesellschaftsgegenstandes der Muttergesellschaft betéatigen,
gemeinderechtlichen Regelungen nicht entgegenstehen, der Landeshauptstadt Potsdam
unter Berlcksichtigung des § 8 des Gesellschaftsvertrages eine angemessene
Einflussnahme erméglicht wird und der Unternehmensgegenstand nach Art und Umfang
in einem angemessenen Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit und zum Bedarf der
Landeshauptstadt Potsdam steht.

Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmensvertrage, insbesondere
Gewinnabfiihrungs- und Beherrschungsvertrage, abzuschlieBen.
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§3
Dauer der Gesellschaft, Geschéftsjahr

Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt.
Das Geschéaftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.
§4
Stammkapital, Stammeinlage

Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 51.130.000 € (in Worten: einundfiinfzig-
millioneneinhundertdreiBigtausend Euro).

Die Landeshauptstadt Potsdam ist alleinige Gesellschafterin und hat eine Stammeinlage
von 51.130.000 € Ubernommen. Die Stammeinlage ist voll erbracht.

§5
Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind:

(1)

1. die Gesellschafterversammlung,
2. der Aufsichtsrat,
3. die Geschéftsfihrung.

§6
Gesellschafterversammiung

Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschéftsfliinrung schriftlich unter
Mitteilung der Tagesordnung und unter Ubersendung der dazugehérigen Unterlagen,
insbesondere der Beschlussantrage, einberufen. Die Gesellschafterversammlung findet
grundsatzlich am Sitz der Gesellschaft statt. Zwischen dem Tag des Zugangs der
Ladung und dem Tag der Sitzung muss mindestens eine Frist von vier Wochen liegen.

In dringenden Féllen kann die Einberufungsfrist verkirzt werden; darf aber auch in
diesen Fallen nicht weniger als vier Werktage betragen. Abs. 3 bleibt davon unberihrt.

Eine ordentliche Gesellschafterversammiung findet in den ersten acht Monaten des
Geschéftsjahres statt.

AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn dies im
Interesse der Gesellschaft erforderlich ist. Die Einberufung aus einem wichtigen Grund
im Interesse der Gesellschaft kann von der Gesellschafterversammlung, dem
Aufsichtsrat oder der Geschéaftsfihrung unter Angabe des Grundes und der
Eilbedirftigkeit verlangt werden. Dabei kann in eilbedirftigen Fallen auf Form und Frist
bei der Einberufung verzichtet werden, wenn die Gesellschafterin dem zustimmt.
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In der Gesellschafterversammlung wird die Landeshauptstadt Potsdam durch den/ die
Oberbturgermeister/in vertreten. Er/ sie kann eine/n Beschaftigte/n der Landeshauptstadt
Potsdam unter Einhaltung der kommunalrechtlichen Vorschriften betrauen.

Vollmachten sind schriftlich zu erteilen und verbleiben in Verwahrung der Gesellschaft.

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemaBer
Einberufung die Gesellschafterin oder deren Bevollmé&chtigte vertreten sind.

Beschlisse der Gesellschafterin werden grundsétzlich in einer
Gesellschafterversammlung gefasst. Gesellschafterbeschliisse kdénnen in besonderen
Fallen auch schriftlich, per E-Mail oder per Telefax (schriftliches Abstimmungsverfahren)
gefasst werden. Findet das schriftiche Abstimmungsverfahren auf Betreiben der
Geschéftsfiihrung oder des Aufsichtsrates statt, so sind der Beschlussgegenstand und
eine Begrindung Uber das besondere Abstimmungsverfahren darzulegen; es muss ein
ausformulierter Beschlussvorschlag unterbreitet werden, der durch einfache Zustimmung
angenommen werden kann. Im schriftichen Abstimmungsverfahren gefasste
Beschliisse sind von der Geschéaftsfihrung unverziglich zu protokollieren und der
Gesellschafterin und dem Bereich Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt
Potsdam bekannt zu geben.

Die Geschéftsfihrung nimmt an den Gesellschafterversammlungen teil, sofern die
Gesellschafterversammlung im Einzelfall nichts anderes bestimmt. Die Teilnahme
weiterer Personen an den Sitzungen bestimmt die Gesellschafterversammlung.
Vertreter/innen des Bereiches Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam
sind befugt, an den Sitzungen der Gesellschafterversammlung aktiv mit Rederecht
teilzunehmen.

Uber den Verlauf und die Beschliisse der Gesellschafterversammlung hat die
Geschéftsfihrung - soweit nicht notarielle Beurkundung erfolgt - unverziglich eine
Niederschrift anzufertigen. Bei Abwesenheit der Geschéftsfihrung ist ein/ eine
Protokollfihrer/in durch die Gesellschafterversammlung zu benennen. In der
Niederschrift sind Ort, Tag und Dauer der Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/ die
Versammlungsleiter/in, die Feststellung der Beschlussfahigkeit sowie der
OrdnungsmaBigkeit der Ladung, die Gegenstédnde der Tagesordnung, der wesentliche
Verlauf und die Beschlisse der Gesellschafterversammlung im Wortlaut sowie das
Abstimmungsergebnis anzugeben. Die Urschrift der Niederschrift ist vom/ von der
Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung sowie dem/ der Protokollfiihrer/in zu
unterzeichnen und zu den Akten der Gesellschaft zu nehmen. Abschriften der
Niederschriften sind der Gesellschafterin sowie dem Bereich Beteiligungsmanagement
der Landeshauptstadt Potsdam zu Ubersenden.

§7

Aufgaben der Gesellschafterversammlung
Die  Gesellschafterversammlung  beschlieBt  insbesondere  Uber  folgende
Angelegenheiten:
a) Anderung des Gesellschaftsvertrages einschlieBlich Kapitalerhdhung bzw.

Kapitalherabsetzung,

b) Umwandlung des Unternehmens gemaB Umwandlungsgesetz,
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VerauBerung des Unternehmens im Ganzen oder wesentlichen Teilen,
Auflésung der Gesellschaft und Verwendung des Gesellschaftsvermdgens,
Teilung von Geschéftsanteilen und Aufnahme von Gesellschaftern,

Belastung, VerauBerung oder Einziehung von Geschaftsanteilen, soweit nicht schon
im Wirtschaftsplan enthalten,

Erwerb, Errichtung, Umwandlung, VerauBerung, Auflésung sowie Pacht von
Unternehmen, Teilen von Unternehmen und Beteiligungen; die
kommunalrechtlichen Vorschriften sind einzuhalten,

Aufnahme neuer Geschaftsfelder und Aufgabe bisheriger Geschéftsfelder,
Abschluss, Anderung, Aufhebung und Kiindigung von Unternehmensvertragen,
insbesondere Gewinnabflhrungs-, Beherrschungs-, Betriebspacht-,
Betriebstberlassungs- und Betriebsfihrungsvertrage,

Vereinbarungen Uber Sozialplane und Interessenausgleich,

Aufnahme und Hingabe von Darlehen, Ubernahme von Biirgschaften,
Verpflichtungen aus Gewahrvertrdgen und Bestellung von Sicherheiten oberhalb
einer Wertgrenze von 100.000 €, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten,
Erwerb, VerduBerung wund dingliche Belastung von Grundsticken und
grundsticksgleichen Rechten oberhalb einer Wertgrenze von 100.000 €, soweit
nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten,

Feststellung des Jahresabschlusses, des Konzernabschlusses und Verwendung
des Ergebnisses,

Wahl des Abschlussprifers/ der Abschlusspruiferin,

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der Geschéaftsfiihrung,
Feststellung des Wirtschaftsplanes und dessen Anderung,

Genehmigung der Geschéftsordnung des Aufsichtsrates und seiner Ausschusse,

Bestellung und Abberufung von Aufsichtsratsmitgliedern, die geman § 8 Abs. 1 von
der Gesellschafterversammlung bestellt werden,

Festlegung der Vergitung und des Auslagenersatzes der Aufsichtsratsmitglieder,

Bestellung und Abberufung der Geschaftsfilhrer/innen sowie Abschluss, Anderung,
Aufhebung und Kiindigung der Anstellungsvertrage der Geschaftsfihrer/innen,

Befreiung der Geschaftsfihrer/innen von den Beschréankungen des § 181 BGB,
Abschluss und Anderung von D & O - Versicherungen,

Erteilung und Widerruf von Prokura,



TOP 3.6

x) Stimmabgabe der Geschéftsfihrung in ihrer Eigenschaft als Vertreterin des
Gesellschafters in  den Gesellschafterversammlungen von Tochter- und
Beteiligungsunternehmen in  Angelegenheiten, die nach dem jeweiligen
Gesellschaftsvertrag in die Zustandigkeit der Gesellschafterversammiung fallen.

FOr Angelegenheiten, die gemaR der jeweils gliltigen Fassung der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg bzw. der Hauptsatzung der Landeshauptstadt Potsdam der
Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam
bedurfen, ist diese unabdingbar.

Ist ein/ eine Geschéftsflhrer/in zugleich Geschéftsfihrer/in in Unternehmen, in denen
die Gesellschaft die Gesellschaftsanteile ganz oder mehrheitlich halt, bedarf es des
Beschlusses der  Gesellschafterversammlung  Uber die  Entlastung des
Geschéaftsfiihrers/der Geschéftsflhrerin bezlglich seiner/ ihrer Amtsfihrung bei diesen
Tochter- und Beteiligungsgesellschaften auch in dem Fall, in dem sich der/ die
Geschéftsfiihrer/in ansonsten selbst Entlastung erteilen misste.

Die Gesellschafterversammlung wird dazu den/ die Geschéftsfihrer/in schriftlich
bevollmé&chtigen, in der jeweiligen Gesellschafterversammlung der Tochter- oder
Beteiligungsgesellschaft einem Entlastungsbeschluss zuzustimmen.

Durch Beschluss kann die Gesellschafterversammlung weitere Geschéfte an sich ziehen
oder fur zustimmungspflichtig erklaren sowie Wertgrenzen gemaB § 7 Abs. 1 und § 10
Abs. 5 neu festlegen.

§8

Zusammensetzung, Bildung und Amtsdauer des Aufsichtsrates

Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Flr ihn gelten insbesondere die Bestimmungen
des § 394 AktG und des § 52 GmbHG sowie die dort genannten Vorschriften soweit
dieser Gesellschaftsvertrag nichts Abweichendes bestimmt. Der Aufsichtsrat besteht aus
12 Mitgliedern. Dem Aufsichtsrat gehéren an:

a) der/ die Oberblrgermeister/in der Landeshauptstadt Potsdam bzw. ein von ihm/ ihr
zu betrauender Beschéftigter der Landeshauptstadt Potsdam als Vorsitzender/
Vorsitzende des Aufsichtsrates,

b) acht Aufsichtsratsmitglieder, die von der Stadtverordne-tenversammlung der
Landeshauptstadt Potsdam entsprechend den kommunalrechtlichen Regelungen
entsandt werden,

c) drei Mitglieder, von denen ein Mitglied Volljurist ist, ein Mitglied Uber
Berufserfahrung im Bankwesen und ein Mitglied Uber Erfahrung in der
Wohnungswirtschaft verfigt, die von der Stadtverordnetenversammliung
Gesellschafterversammiung auf Vorschlag von Fachverbanden entsandt bestellt
werden. Das Vorschlagsrecht fir jeweils ein Mitglied soll die Rechtsanwaltskammer
des Landes Brandenburg, der Ostdeutsche Sparkassenverband (OSV) und der
Verband Berlin-Brandenburgischer  Wohnungsunternehmen e. V. (BBU)
wahrnehmen.

Der/ die stellvertretende Vorsitzende des Aufsichtsrates wird vom Aufsichtsrat aus seiner
Mitte gewahilt.
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Die Amtszeit des Aufsichtsrates beginnt mit seiner konstituierenden Sitzung. Die
Amtszeit endet mit Beendigung der Gesellschafterversammlung, die Uber die Entlastung
flr das vierte Geschéftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschlieBt. Das Geschaftsjahr, in
dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet. Der alte Aufsichtsrat fuhrt die
Geschéfte bis zur Bildung des neuen Aufsichtsrates entsprechend Satz 1 fort. Scheidet
ein Aufsichtsratsmitglied wahrend der Amtszeit aus, so erfolgt eine neue
Bestellung/Entsendung fur den Rest der Amtszeit. Die erneute Bestellung/Entsendung
zum Aufsichtsratsmitglied nach Ablauf der Amtszeit ist moglich.

Bestellte bzw. entsandte Mitglieder des Aufsichtsrates konnen ihr Amt unter Einhaltung
einer vierwdchigen Frist durch schriftliche Erklarung gegentber der Gesellschaft
niederlegen.

§9
Innere Ordnung des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat wird vom/ von der Aufsichtsratsvorsitzenden oder im Verhinderungstall
von dessen/ deren Stellvertreter/in einberufen, so oft es die Geschéfte der Gesellschaft
erfordern, mindestens jedoch einmal im Kalenderhalbjahr. Die Einberufung erfolgt
schriftlich (mit Empfangsbekenntnis, per Boten oder mit Einwurf-Einschreiben) unter
Mitteilung der Tagesordnung und Ubersendung der dazugehérigen Unterlagen,
insbesondere der Beschlussantrage. Zwischen dem Tag des Zugangs der Ladung und
dem Tag der Sitzung muss mindestens eine Frist von drei Wochen liegen. In dringenden
Fallen kann der/ die Vorsitzende eine andere Form der Einladung und eine kirzere Frist
wahlen; § 6 Abs. 1 S. 4 gilt entsprechend. Abs. 7 bleibt davon unbertihrt.

Der Aufsichtsrat ist einzuberufen, wenn dies von einem/ einer Geschaftsfihrer/in oder
einem Viertel der Aufsichtsratsmitglieder unter Angabe des Zwecks und der Grlinde
verlangt wird. Absatz 1 gilt entsprechend.

Die Geschéftsfihrung nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrates teil, sofern der
Aufsichtsrat im Einzelfall nichts anderes bestimmt. Die Teilnahme weiterer Personen an
den Sitzungen bestimmt der Aufsichtsrat. Vertreter/innen des Bereiches
Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam sind befugt, an den Sitzungen
des Aufsichtsrates aktiv mit Rederecht teilzunehmen.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn er ordnungsgemaB geladen wurde und
mindestens die Halfte der Mitglieder, aus denen er nach diesem Gesellschaftsvertrag zu
bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnehmen, darunter der/ die Vorsitzende oder
sein/e/ihr/e Stellvertreter/in. Im Falle der Beschlussunféhigkeit ist unverziglich mit einer
Mindestfrist von einer Woche eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung
einzuberufen. In dieser Sitzung ist der Aufsichtsrat ohne Rucksicht auf die Zahl der an
der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder beschlussfahig; auf diesen Umstand ist
in der Einladung hinzuweisen.

Unter Verzicht auf Form wund Frist bei der Einberufung ist der Aufsichtsrat
beschlussfahig, wenn alle Mitglieder des Aufsichtsrates dem zustimmen.
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Beschllisse des Aufsichtsrates werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Sie kommen
mit einfacher Mehrheit der an der Beschlussfassung teilnehmenden Mitglieder zustande,
sofern nicht durch Gesetz oder Gesellschaftsvertrag etwas anderes bestimmt ist.
Stimmenthaltungen werden bei der Auszahlung der Voten nicht berlcksichtigt. Bei
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/ der Vorsitzenden; bei dessen/ deren
Abwesenheit die seines/ihres Stellvertreters/ seiner/ihrer Stellvertreterin. Abwesende
Aufsichtsratsmitglieder kdnnen in Anwendung von § 108 Abs. 3 AktG an der
Beschlussfassung teilnehmen.

Zudem kdnnen Beschllisse auch im gemischten Abstimmungsverfahren gefasst werden,
wenn durch einstimmigen Beschluss der anwesenden Aufsichtsratsmitglieder
abwesenden Aufsichtsratsmitgliedern die Moglichkeit einer nachtraglichen schriftlichen
Stimmabgabe gegeben werden soll.

In eilbedirftigen oder einfach gelagerten Angelegenheiten kdnnen nach dem Ermessen
des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden Beschlisse auch auBerhalb der Aufsichtsratssitzung
durch Einholung schriftlicher (auch per Telefax) Erklarungen gefasst werden, wenn kein
Mitglied des Aufsichtsrates innerhalb der vom/ von der Vorsitzenden gesetzten Frist dem
Verfahren widerspricht. Ein Beschluss kommt nur zustande, wenn mindestens die Halfte
der Mitglieder des Aufsichtsrates an der Beschlussfassung durch Stimmabgabe
teilnehmen. Im schriftichen Abstimmungsverfahren gefasste Beschlisse sind
unverziiglich ~ von  der  Geschaftsfthrung  zu  protokollieren  und  den
Aufsichtsratsmitgliedern  sowie dem  Bereich  Beteiligungsmanagement  der
Landeshauptstadt Potsdam schriftlich bekannt zu geben.

Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates hat die Geschéftsfilhrung innerhalb von vier
Wochen eine Niederschrift anzufertigen, die so dann vom/ von der Vorsitzenden der
Sitzung und dem/ der ProtokollfGhrer/in zu unterzeichnen ist. In begriindeten
Ausnahmefallen kann diese Frist in Absprache mit dem Aufsichtsratsvorsitzenden um
bis zu zwei Wochen verléangert werden. In der Niederschrift sind Ort, Tag und Dauer der
Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/ die Sitzungsleiter/in, die Feststellung der
Beschlussfahigkeit sowie der OrdnungsméBigkeit der Ladung, die Gegenstédnde der
Tagesordnung, der wesentliche Verlauf und die Beschlisse des Aufsichtsrates im
Wortlaut sowie das Abstimmungsergebnis (Anzahl der abgegebenen Stimmen, davon
Beflrwortungen, Gegenstimmen, Stimmenthaltungen) anzugeben. Abschriften der
Niederschriften sind den Aufsichtsratsmitgliedern und dem Bereich
Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam zu Ubersenden.

Aufsichtsratsmitglieder sind insbesondere zur Verschwiegenheit Uber erhaltene
vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen verpflichtet. Die Regelungen der §§
93 Absatz 1 Satz 3 und 116 Satz 2 AktG gelten nicht fir Berichte gegentber dem / der
Oberblrgermeister/in der Landeshauptstadt Potsdam.

(10) Erklarungen des Aufsichtsrates werden von dessen Vorsitzenden/ deren Vorsitzender

oder bei dessen/ deren Verhinderung von dessen/ deren Stellvertreter/in namens des
Aufsichtsrates unter der Bezeichnung ,Aufsichtsrat der ProPotsdam GmbH" abgegeben.

(11) Ist der/die Vorsitzende des Aufsichtsrates an der Austibung der ihm/ ihr durch Gesetz,

Gesellschaftsvertrag und Geschéaftsordnung des Aufsichtsrates auferlegten Aufgaben
verhindert, so hat diese fur die Dauer der Verhinderung der/ die Stellvertreter/in zu
dbernehmen.

(12) Der Aufsichtsrat hat sich durch Beschluss eine Geschéftsordnung zu geben, die der

Genehmigung der Gesellschafterversammlung bedarf. Der Aufsichtsrat kann beratende
bzw. empfehlende Ausschiisse bilden. Das Nahere regelt die Geschaftsordnung.
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§10
Aufgaben des Aufsichtsrates

Der Aufsichtsrat nimmt die vom Gesetz und diesem Gesellschaftsvertrag zugewiesenen
Aufgaben wahr. Der Aufsichtsrat berdt und Uberwacht die Geschéftsfihrung,
insbesondere deren rechtmaBiges und wirtschaftliches Handeln. Er kann die zu diesem
Zweck erforderlichen MaBnahmen und Prifungen veranlassen. Der Aufsichtsrat erledigt
die ihm darlber hinaus von der Gesellschafterversammlung Ubertragenen Aufgaben,
soweit sie gesellschafts- oder kommunalrechtlich nicht ausschlieBlich der
Gesellschafterversammlung vorbehalten sind. Die Geschéftsfuhrung hat dem
Aufsichtsrat auf Verlangen Auskiinfte umfassend und nach den Grundséatzen einer
gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu erteilen.

Der Aufsichtsrat vertritt die Gesellschaft gegentiber den Geschéftsfiinrern gerichtlich und
auBergerichtlich. Dies gilt nicht fur den Abschluss, die Anderung, die Aufhebung und die
Kindigung von Geschéaftsfiihreranstellungsvertragen.

Der Aufsichtsrat berat eigene Vorlagen und die Vorlagen der Geschéaftsfihrung fir die
Beschlisse  der  Gesellschafterversammlung und  kann  hierzu  eigene
Beschlussempfehlungen fur die Gesellschafterversammlung geben.

Der Aufsichtsrat prift den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag fir die
Verwendung des Bilanzergebnisses. In Anwendung des § 171 Abs. 2 AktG berichtet er
der Gesellschafterversammlung schriftlich (ber das Ergebnis seiner Priifung. Zudem
berat der Aufsichtsrat den Wirtschaftsplan sowie dessen Anderung; er gibt dazu eine
Beschlussempfehlung fir die Gesellschafterversammlung ab.

Der Aufsichtsrat beschlie3t Uber:

a) Geschaftsordnung der Geschéftsfiihrung sowie Geschéftsverteilungsplan fir die
Geschaftsfiihrung bei Vorhandensein mehrerer Geschéftsfihrer/innen,

b) Geschafte zwischen der Gesellschaft und Mitgliedern der Geschéftsfiihrung oder
des Aufsichtsrates oder diesen nahe stehenden Personen auBerhalb des
gewdhnlichen Geschaftsbetriebes, insbesondere die Gewahrung von Darlehen an
Geschaftsfuhrer/innen, Prokuristen/innen, Handlungsbevollmé&chtigte und deren
Angehdrige.

Folgende Geschéafte der Geschéftsfihrung bedlrfen der vorherigen Zustimmung des
Aufsichtsrates, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan budgetiert:

a) Einleitung gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren Beendigung
durch Rlcknahme der Antrdge oder Vergleich oberhalb einer Wertgrenze von
800.000 €,

b) Leistungen freiwilliger sozialer Zuwendungen (einschlieBlich sogenannter
Gratifikationen) und von sonstigen auBerordentlichen VerglUtungen soweit die
Gesamtheit der Leistungen eine Wertgrenze von 50.000 € Ubersteigt,
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d) Hingabe von Spenden, Schenkungen und sonstigen freiwilligen Zuwendungen
oberhalb einer Wertgrenze von 25.000 €,

e) Abschluss und Anderung von Vertrdgen auBerhalb des Konzern mit einem
einmaligen oder einem jahrlich wiederkehrenden von der Gesellschaft zu zahlenden
Entgelt oberhalb einer Wertgrenze von 300.000 €,

f)  Vergleiche, Stundung, Erlass von Forderungen und Abgabe von Anerkenntnissen,
ausgenommen bei Liefergeschaften und sonstigen Geschéften des gewdhnlichen
Geschaftsverkehrs oberhalb einer Wertgrenze von 100.000 €.

Der Aufsichtsrat beauftragt den/ die Abschlussprifer/in - mit der Prifung des
Jahresabschlusses gemaB § 111 Abs. 2 S. 3 AktG.

Soweit in den Tochter- oder Beteiligungsunternehmen der Gesellschaft ein Aufsichtsrat
existiert und dieser bereits eine Beschlussempfehlung an die
Gesellschafterversammlung des jeweiligen Tochter- bzw. Beteiligungsunternehmens
gegeben hat, findet Abs. 2 i.V.m. § 7 (1) x) keine Anwendung.

Der Aufsichtsrat behandelt strittige Beschlussempfehlungen des Aufsichtsrates von den
Tochterunternehmen, an denen die Gesellschaft alleinige Gesellschafterin ist, wenn die
Gesellschafterversammlung des Tochterunternehmens den Beschlussempfehlungen
des Aufsichtsrates des Tochterunternehmens nicht gefolgt ist.

Die Zustimmung des Aufsichtsrates nach Abs. 5 kann in Féllen, in denen unverzigliches
Handeln im Interesse der Gesellschaft geboten erscheint und eine Beschlussfassung
des Aufsichtsrates nicht rechtzeitig herbeigefihrt werden kann, durch vorherige
Zustimmung des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden ersetzt werden, der/ die sich mit
seinem/seiner/ ihrem/ihrer Stellvertreter/in nach Mdglichkeit abstimmen soll. Kann auch
die Zustimmung des/ der Aufsichtsratsvorsitzenden nicht rechtzeitig eingeholt werden,
so handelt die Geschéaftsfihrung nach pflichtgeméaBem Ermessen. Die Griinde fir die
Notwendigkeit der Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind dem Aufsichtsrat
unverzuglich, spatestens jedoch in der nachsten Sitzung mitzuteilen. Gleiches gilt fur
Beschliisse nach Absatz 4.

§ 11

Geschaftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft
Die Gesellschaft hat einen/ eine Geschaftsflhrer/in oder mehrere Geschéftsflihrer/innen.

Ist nur ein/ eine Geschéftsflhrer/in bestellt, so vertritt er/ sie die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschéftsfiihrer/innen bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei
Geschéftsfihrer/innen gemeinschaftlich oder einen/ eine Geschaftsflhrer/in in
Gemeinschaft mit einem/ einer Prokuristen/in vertreten.

Die Gesellschafterversammlung kann einen/ eine Geschéftsfiihrer/in oder mehrere
Geschéftsfihrer/innen ganz oder teilweise von den Beschrankungen des § 181 BGB
befreien.

Die Geschaftsfihrung vertritt die Gesellschaft gerichtlich und auBergerichtlich.
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Die Geschéftsfihrung leitet die Gesellschaft unter Beachtung der Gesetze, dieses
Gesellschaftsvertrages, der Beschlisse der Gesellschafterversammlung und des
Aufsichtsrates sowie der Anstellungsvertrage auf der Grundlage einer vom Aufsichtsrat
zu bestatigenden Geschéftsordnung.

Sind mehrere  Geschéftsfuhrer/innen  bestellt, so haben diese einen
Geschéftsverteilungsplan aufzustellen. In Verbindung mit der Geschéftsordnung und
unbeschadet der gemeinsamen Verantwortung fur alle Geschaftsvorgénge ergeben sich
aus diesem die Arbeits- und  Verantwortungsbereiche der einzelnen
Geschéaftsfiihrer/innen. Der Geschéftsverteilungsplan bedarf des Einvernehmens aller
Geschéftsfiihrer/innen und der Zustimmung des Aufsichtsrates. Kdnnen sich die
Geschéaftsfihrer/innen auf keinen Geschéftsverteilungsplan einigen, wird dieser vom
Aufsichtsrat erlassen.

Die Geschaftsfilhrung hat geeignete MaBnahmen zu treffen, insbesondere ein
Uberwachungssystem einzurichten, damit die den Fortbestand der Gesellschaft
geféahrdenden Entwicklungen friihzeitig erkannt werden.

Die Geschéaftsfihrung berichtet dem Aufsichtsrat mindestens vierteljahrlich schriftlich
Uber den Gang der Geschafte, die Lage und Liquiditat der Gesellschaft sowie Uber die
beabsichtigte Geschéftspolitik und andere grundsatzliche Fragen der klnftigen
Geschéftsfiihrung; diese Berichte sind zeitgleich den Gesellschaftern zu lbersenden.
Aus wichtigem Anlass hat die Geschaftsfihrung dem Aufsichtsrat, in dringenden Fallen
dem/ der Vorsitzenden, unverztglich in geeigneter Form zu berichten; die Berichte sind
baldmdglichst schriftlich niederzulegen.

Die Geschéftsfihrung berichtet dem Aufsichtsrat und der Gesellschafterversammlung in
geeigneter Form und zeitnah Uber die wesentlichen Beschlisse des Aufsichtsrats und
der Gesellschafterversammlung der Tochter- und Beteiligungsunternehmen.

§12
Wirtschaftsplan

Die Geschéftsfihrung stellt so rechtzeitig einen jahrlichen Wirtschaftsplan auf, dass ihn
die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Geschéftsjahres genehmigen kann.

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemaBer Anwendung der fUr Eigenbetriebe geltenden
Vorschriften aufzustellen. Dem Wirtschaftsplan ist eine mindestens flnfjahrige,
fortzuschreibende Erfolgs- und Finanzplanung zugrunde zu legen.

Zudem sind Wirtschaftsplane fir alle Beteiligungsgesellschaften aufzustellen
(Konzernplanung).

Geschéfte, die gemaB § 7 einer Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung
bedirfen sowie Sponsoringleistungen und Spenden sind im Wirtschaftsplan als solche
auszuweisen und zu erldutern, soweit noch keine separate Beschlussfassung erfolgt ist.

Die Geschéftsfihrung unterrichtet die Gesellschafterversammlung und den Aufsichtsrat
Uber den Vollzug des Wirtschaftsplanes im Rahmen der Berichterstattung geman § 11
Abs. 8 Satz 1.
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§13
Buchfiihrung, Jahresabschluss, Lagebericht und Priifung

Die Rechnungs- und Buchfuhrungspflichten richten sich nach den Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches.

Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn und Verlustrechnung und Anhang) und Lagebericht
sind von der Geschéftsflihrung in den ersten drei Monaten des Geschéftsjahres fur das
vergangene Geschaftsjahr aufzustellen. Soweit ein Konzernabschluss und ein
Konzernlagebericht aufzustellen ist, gelten die einschldgigen Vorschriften des
Handelsgesetzbuches.

Die Geschéftsfihrung hat den Jahresabschluss zusammen mit dem Lagebericht und
dem Prifungsbericht des Abschlussprufers/ der Abschlusspriferin sowie den Vorschlag
zur Ergebnisverwendung unverziglich nach Eingang des Prufungsberichtes dem
Aufsichtsrat zur Prifung und gleichzeitig der Gesellschafterin vorzulegen. Beizufligen ist
eine schriftliche Stellungnahme der Geschéftsfiihrung, in der auch die MaBnahmen
anzugeben sind, die sie zur Behebung im Prifungsbericht festgestellter Mangel zu
ergreifen beabsichtigt. Der Bericht des Aufsichtsrates Uber das Ergebnis seiner Prifung
ist der Gesellschafterin zusammen mit dem Vorschlag der Geschéftsfihrung zur
Ergebnisverwendung ebenfalls unverzuglich vorzulegen.

Die Gesellschafterin hat bis spatestens zum Ablauf der ersten acht Monate des
Geschéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses des vorigen
Geschaftsjahres und die Ergebnisverwendung zu beschlieBen.

Jahresabschluss und Lagebericht sind nach den fir groBe Kapitalgesellschaften
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufzustellen und
zu prufen. Der Auftrag an den Abschlussprufer/ die Abschlusspriferin ist auch auf die
Aufgaben nach § 53 Abs. 1 Haushaltsgrundsatzegesetz zu erstrecken.

Dem Rechnungsprifungsamt der Landeshauptstadt Potsdam werden die Rechte aus §
54 Haushaltsgrundsatzegesetz im Rahmen ihrer Betatigungsprifung eingerdaumt. Diese
Rechte gelten auch im Hinblick auf die Tochter- und Beteiligungsgesellschaften.

§14
Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nach den gesetzlichen Vorschriften.

§15
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein, oder werden,
oder aus Rechtsgriinden nicht durchgefiihrt werden kénnen, soll dadurch die Glltigkeit der
tbrigen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages nicht beriihrt werden. Die unwirksame
oder undurchfihrbare Bestimmung ist durch eine andere rechtlich zuldssige Regelung zu
ersetzen, die dem mit den unwirksamen oder undurchfiihrbaren Bestimmungen angestrebten
Zweck und der wirtschaftlichen Zielsetzung gerecht wird.
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m?])—\Mi Landeshauptstadt BeSChlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

@ Potsdam

Der Oberblrgermeister

13/SVV/0314

Betreff: offentlich

Anderung der Gesellschaftsvertrige der Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig gemeinniitzige
GmbH und der Medizinischen Versorgungszentrum Bad Belzig GmbH

Einreicher: Bereich Beteiligungsmanagement Erstellungsdatum 16.05.2013
Eingang 902: 16.05.2013

Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung

Datum der Sitzung Gremium

05.06.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Anderung der Gesellschaftsvertrage der Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig gemeinniitzige
GmbH und der Medizinisches Versorgungszentrum Bad Belzig GmbH im Rahmen des Vollzuges
des Kaufs der Geschéftsanteile in Hohe von 74,9% an der Johanniter-Krankenhaus im Flaming
Belzig GmbH durch die Klinikum Ernst von Bergmann gemeinnitzige GmbH.

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruickseite

Entscheidungsergebnis

Gremium: Sitzung am:
[0 einstimmig [ ] mit Stmmen- | Ja Nein Enthaltung Giberwiesen in den Ausschuss:
mehrheit
I erledigt [0 abgelehnt
Wiedervorlage:
[0 zuriickgestellt [0 zuriickgezogen
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen?

]

Ja

O

Nein

(Ausfihrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberbirgermeister

Geschéftsbereich 1

Geschéftsbereich 3

Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 4
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Begriindung:

1. Sachverhalt

Die Stadtverordnetenversammlung (SVV) beschloss mit der Drucksache 13/SVV/0042 in ihrer
Sitzung am 30. Januar 2013 den Erwerb der Geschéaftsanteile der Johanniter-Krankenhaus im
Flaming Treuenbrietzen GmbH in Héhe von 74,9 % an der Johanniter-Krankenhaus im Flaming
Belzig GmbH durch die Klinikum Ernst von Bergmann gemeinnitzige GmbH (KEvB).

Bereits in der Begrindung vorgenannter Beschlussvorlage zum Anteilserwerb wurde darauf
verwiesen, dass die KEvB mit dem Anteilskauf zunachst in den Gesellschaftsvertrag der Johanniter-
Krankenhaus im Flaming Treuenbrietzen GmbH eintritt, nach dem Erwerb der Anteile jedoch ein
Gesellschaftsvertrag mit dem Anteilseigner Landkreis Potsdam-Mittelmark geschlossen wird, der sich
an dem Mustergesellschaftsvertrag der Landeshauptstadt Potsdam (LHP) orientiert. Die anliegenden
Gesellschaftsvertragsentwiurfe der Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig GmbH und der
Medizinisches Versorgungszentrum Bad Belzig gemeinnitzige GmbH (Tochterunternehmen der
GmbH) sind mit dem Landkreis Potsdam-Mittelmark abgestimmt.

Der Einfluss der LHP auf die Tochtergesellschaft Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig
gemeinnitzige GmbH und die Enkelgesellschaft Medizinisches Versorgungszentrum Bad Belzig
GmbH der KEvB wird insbesondere Uber den Aufsichtsrat der KEvB und die Stimmabgaben der LHP
in ihrer Eigenschaft als Gesellschafterin der KEvB zu Gesellschafterbeschlissen der
Tochtergesellschaft gesichert.

Mit dem Finanzamt werden die Regelungen zur Gemeinnutzigkeit vor Beurkundung des

Gesellschaftsvertrages der Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig GmbH bezuglich der aktuellen
Vorgaben noch endabgestimmt.

2. Finanzielle Auswirkungen

Der LHP entstehen keine Kosten.

3. Beschlussfassung der SVV

Gemal § 13 Abs. 3 Hauptsatzung der LHP entscheidet die SVV Uber den wesentlichen Inhalt von
Gesellschaftsvertragen von Unternehmen, an denen die LHP unmittelbar oder mittelbar mehr als ein
Viertel der Anteile halt.

Anlagen:
- Gesellschaftsvertrag der Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig gemeinnitzige GmbH

- Gesellschaftsvertrag der Medizinisches Versorgungszentrum Bad Belzig GmbH
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Gesellschaftsvertrag
der

Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig gemeinniitzige GmbH

Inhaltsverzeichnis:

§1 Firma, Sitz

§2  Zweck und Gegenstand des Unternehmens

§3 Dauer der Gesellschaft, Geschéftsjahr

§4 Stammkapital, Stammeinlagen

§5 Organe der Gesellschaft

§6 Gesellschafterversammlung

§ 7  Aufgaben der Gesellschafterversammlung

§8 Geschaftsfuhrung und Vertretung der Gesellschaft
§9  Wirtschaftsplan
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§1

Firma, Sitz

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:

“

,Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig gemeinnuitzige GmbH*.

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Bad Belzig.

(1)

3)

§ 2

Zweck und Gegenstand des Unternehmens

Die Gesellschaft verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinnutzige Zwecke im Sinne
des Abschnitts ,Steuerbegunstigte Zwecke" der Abgabenordnung (AO). Die Gesellschaft

ist selbstlos tatig; sie verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

Satzungsgemaler Zweck der Gesellschaft ist die Férderung des offentlichen Gesund-
heitswesens und der 6ffentlichen Gesundheitspflege durch Feststellung, Heilung, Linde-
rung oder Verhitung der Verschlimmerung von Krankheiten, Leiden oder Korperscha-
den durch arztliche und pflegerische Hilfeleistungen, die Geburtshilfe und Leistungen
der Rehabilitation, sowie der Betrieb von Einrichtungen zur Betreuung alterer und / oder
pflegebedurftiger Menschen. Zweck der Gesellschaft ist zudem die Férderung von Wis-
senschaft und Forschung durch Forschung, Lehre und Studium, sowie die Fdérderung
der Berufsbildung durch die Vorbereitung auf berufliche Tatigkeiten und der Aus- und
Weiterbildung in Berufsfeldern, die der Gesellschaft und ihrer Tochter- oder mehrheitli-

chen Beteiligungsgesellschaften zur Erflllung ihrer Aufgabe dienen.

Der Zweck wird insbesondere verwirklicht durch den Betrieb und die Unterhaltung eines
Krankenhauses mit den Ausbildungsstatten, den sonstigen Nebeneinrichtungen und
Nebenbetrieben, ambulanten Einrichtungen und durch alle MalRnahmen und Geschéfte,
die unmittelbar dieser Aufgabenerfullung unter Beachtung der Gemeinnitzigkeit dienen.
Desweiteren werden medizinische Forschungsvorhaben und Veranstaltungen unter-

stutzt.
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Die Gesellschaft ist zu allen Mallnahmen und Geschaften berechtigt, durch die der Un-
ternehmensgegenstand unmittelbar geférdert werden kann. Hierzu gehéren auch die Er-
richtung von Zweigniederlassungen sowie der Erwerb und die Errichtung von anderen
Unternehmen sowie Beteiligungen an solchen, soweit sich diese innerhalb des Téatig-
keitsumfangs des Gesellschaftsgegenstandes der Mehrheitsgesellschafterin betatigen,
kommunalverfassungsrechtliche Regelungen nicht entgegenstehen, der Landeshaupt-
stadt Potsdam und dem Landkreis Potsdam-Mittelmark unter Berucksichtigung des § 7
des Gesellschaftsvertrages eine angemessene Einflussnahme ermdglicht wird und der
Unternehmensgegenstand nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhaltnis zur

Leistungsfahigkeit und zum Bedarf der Gesellschafter bzw. deren Trager steht.

Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmensvertrage, insbesondere Gewinnabflihrungs-

und Beherrschungsvertrage, abzuschlieflden.

Die Mittel der Gesellschaft dirfen nur fur die satzungsmaRigen Zwecke verwendet wer-
den. Die Gesellschafter diirfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Gesell-

schafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Gesellschaft erhalten.

Die Gesellschafter erhalten bei inrem Ausscheiden oder bei Auflésung der Gesellschaft
oder bei Wegfall steuerbeglinstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahlten Kapitalan-

teile und den gemeinen Wert ihrer geleisteten Sacheinlagen zurtick.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Gesellschaft fremd sind, oder
durch unverhaltnismaRig hohe Vergltungen beginstigt werden. Mittel, die der Gesell-
schaft von dritter Seite zuflieRen (z.B. Spenden), dirfen nur fur den Gesellschaftszweck

verwendet werden.

Bei Auflésung der Gesellschaft oder bei Wegfall steuerbeglnstigter Zwecke fallt das
Vermogen der Gesellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Gesellschafter
und den gemeinen Wert der Sacheinlagen ubersteigt, entsprechend ihren Geschaftsan-
teilen an die Gesellschafter Klinikum Ernst von Bergmann gemeinnutzige GmbH und
Landkreis Potsdam-Mittelmark, die es ausschlieBlich und unmittelbar fir gemeinnutzige,
mildtatige oder kirchliche Zwecke zu verwenden haben. Beschlisse Uber die zukinftige
Verwendung des Vermdgens durfen erst nach Einwilligung des zustandigen Finanzam-

tes ausgefuhrt werden.

(10) Die Gesellschaft ist ein Tendenzbetrieb im Sinne von § 81 und § 118 Betriebsverfas-
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sungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.09.2001, zuletzt geandert
durch Art. 9 des Gesetzes vom 29.07.2009.

§3

Dauer der Gesellschaft, Geschiftsjahr

(1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt.

(2) Das Geschaftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§4

Stammkapital, Stammeinlagen

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 1.030.000,00 € (in Worten:

einemilliondreifdigtausend). Es ist eingeteilt in zwei Geschaftsanteile mit der laufenden

Nr. 1 und der laufenden Nr. 2.

(2) Am Stammkapital der Gesellschaft sind beteiligt:

Klinikum Ernst von Bergmann gemeinnitzige GmbH mit einem Geschéaftsanteil Ifd. Nr. 1
im Nennwert von 771.470,00 € (in Worten:

siebenhunderteinundsiebzigtausendvierhundertsiebzig), mithin in Héhe von 74,9 %,
und
Landkreis Potsdam-Mittelmark mit einem Geschaftsanteil Ifd. Nr. 2 im Nennwert von

258.530,00 € (in Worten: zweihundertachtundfunfzigtausendfiinfhundertdrei3ig), mithin
in Hohe von 25,1 %.

(3) Die Stammeinlagen sind voll erbracht.

§5

Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind:

1. die Gesellschafterversammlung,

2. die Geschaftsflihrung.
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§6

Gesellschafterversammiung

(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschaftsfihrung schriftlich unter Mittei-
lung der Tagesordnung und unter Ubersendung der dazugehérigen Unterlagen, insbe-
sondere der Beschlussantrage, einberufen. Die Gesellschafterversammlung findet
grundsatzlich am Sitz der Gesellschaft statt. Zwischen dem Tag des Zugangs der Ladung
und dem Tag der Sitzung muss mindestens eine Frist von vier Wochen liegen.

In dringenden Fallen kann die Einberufungsfrist verkirzt werden; darf aber auch in die-

sen Fallen nicht weniger als vier Werktage betragen.

(2) Eine ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten acht Monaten des Ge-

schaftsjahres statt.

(3) Aulerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn dies im Inte-
resse der Gesellschaft erforderlich ist. Die Einberufung aus einem wichtigen Grund im In-
teresse der Gesellschaft kann von jedem Gesellschafter oder der Geschaftsfliihrung unter
Angabe des Grundes und der Eilbedirftigkeit verlangt werden. Dabei kann in eilbedurfti-
gen Fallen auf Form und Frist bei der Einberufung verzichtet werden, wenn die Gesell-

schafter dem zustimmen.

(4) Jeder Gesellschafter kann sich in der Gesellschafterversammlung vertreten lassen. Voll-

machten sind schriftlich zu erteilen und verbleiben in Verwahrung der Gesellschaft.

(5) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemaler Einbe-
rufung die Gesellschafter oder deren Bevollmachtigte vertreten sind. Bei mehreren Ge-
sellschaftern ist die Gesellschafterversammlung beschlussfahig, wenn samtliche Ge-
schaftsanteile vertreten sind. Erweist sich eine Gesellschafterversammlung als nicht be-
schlussfahig, so ist binnen 14 Kalendertagen eine neue Gesellschafterversammlung mit
gleicher Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rucksicht auf die Héhe des vertretenen

Stammekapitals beschlussfahig ist. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen.

(6) Beschlusse der Gesellschafter werden grundsatzlich in einer Gesellschafterversammlung
gefasst. Gesellschafterbeschlisse kénnen in besonderen Fallen auch schriftlich, fern-
schriftlich oder per Telekopie (schriftliches Abstimmungsverfahren) gefasst werden, wenn

kein Gesellschafter dem Verfahren widerspricht. Findet das schriftliche Abstimmungsver-
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fahren auf Betreiben der Geschaftsfihrung statt, so sind der Beschlussgegenstand und
eine Begrindung Uber das besondere Abstimmungsverfahren darzulegen; es muss ein
ausformulierter Beschlussvorschlag unterbreitet werden, der durch einfache Zustimmung
angenommen werden kann. Im schriftlichen Abstimmungsverfahren gefasste Beschlisse
sind von der Geschaftsfihrung unverziglich zu protokollieren sowie den Gesellschaftern
und den Beteiligungsverwaltungen der Landeshauptstadt Potsdam und des Landkreises
Potsdam-Mittelmark bekannt zu geben.

Soweit das Gesetz nicht eine andere Mehrheit vorschreibt, werden Beschlusse der Ge-
sellschafterversammlung mit einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertrete-
nen Stammkapitals gefasst. Die Stimmkraft eines jeden Gesellschafters bemisst sich

nach seiner Beteiligung am Stammkapital.

(7) Die Geschaftsflihrung der Gesellschaft nimmt an den Gesellschafterversammlungen teil,
sofern die Gesellschafterversammlung im Einzelfall nichts anderes bestimmt. Die Teil-
nahme weiterer Personen an den Sitzungen bestimmt die Gesellschafterversammlung.
Vertreter des Bereiches Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam und
der Beteiligungsverwaltung des Landkreises Potsdam-Mittelmark sind befugt, an den Sit-
zungen der Gesellschafterversammlung aktiv mit Rederecht teilzunehmen. lhnen werden

alle an die Gesellschafter vorzulegenden Unterlagen zeitgleich zur Verfiigung gestellt.

(8) Uber den Verlauf und die Beschliisse der Gesellschafterversammlung hat die Geschéfts-
fuhrung - soweit nicht notarielle Beurkundung erfolgt - unverzuglich eine Niederschrift an-
zufertigen. Bei Abwesenheit der Geschaftsfuhrung ist ein/ eine Protokollfuhrer/in durch
die Gesellschafterversammlung zu benennen. In der Niederschrift sind Ort, Tag und
Dauer der Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/ die Versammlungsleiter/in, die Feststellung
der Beschlussfahigkeit sowie der OrdnungsmaRigkeit der Ladung, die Gegenstande der
Tagesordnung, der wesentliche Verlauf und die Beschlisse der Gesellschafterversamm-
lung im Wortlaut sowie das Abstimmungsergebnis (Anzahl der abgegebenen Stimmen,
davon Beflrwortungen, Gegenstimmen, Stimmenthaltungen) anzugeben. Die Urschrift
der Niederschrift ist vom/ von der Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung sowie
dem/ der Protokollfihrer/in zu unterzeichnen und zu den Akten der Gesellschaft zu neh-
men. Abschriften der Niederschriften sind den Gesellschaftern sowie dem Bereich Betei-
ligungsmanagement der Landeshauptstadt Potsdam und der Beteiligungsverwaltung des

Landkreises Potsdam-Mittelmarks zu tUbersenden.
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§7

Aufgaben der Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung beschlie3t insbesondere Uber folgende Angelegenhei-

ten:

a)

f)

g)

)

k)

Anderung des Gesellschaftsvertrages einschlieBlich Kapitalerhéhung bzw. Kapital-

herabsetzung,

Umwandlung gemafls Umwandlungsgesetz,

VeraulRerung des Unternehmens im Ganzen oder wesentlichen Teilen,

Auflésung der Gesellschaft und Verwendung des Gesellschaftsvermdgens,

Teilung von Geschéaftsanteilen und Aufnahme von Gesellschaftern,

Belastung, Verauerung, Einziehung, Abtretung oder Verpfandung von Geschaftsan-

teilen, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten,

Erwerb, VerauRerung, Auflésung und Errichtung sowie Pacht von Unternehmen, Tei-
len von Unternehmen und Beteiligungen, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan ent-

halten, die kommunalrechtlichen Vorschriften sind einzuhalten,

Aufnahme neuer Geschéftsfelder und Aufgabe bisheriger Geschéftsfelder im Rahmen

des Unternehmensgegenstandes,

Erwerb, Verduflerung und Belastung von Grundsticken und grundsticksgleichen

Rechten, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten.

Aufnahme und Hingabe von Darlehen, Ubernahme von Biirgschaften, Verpflichtun-
gen aus Gewahrvertragen und Bestellung von Sicherheiten, soweit nicht bereits im
Wirtschaftsplan enthalten,

Abschluss, Anderung, Aufhebung und Kiindigung von Unternehmensvertragen,

Vereinbarung uber Sozialplane und Interessenausgleich,
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m) Feststellung des Jahresabschlusses und der Verwendung des Ergebnisses,

n)

q)

t)

u)

v)

Wahl und Beauftragung des Abschlussprifers/der Abschlusspriferin und der Pri-

fer/innen fur aulerordentliche Prifungen,

Entlastung der Mitglieder der Geschaftsfliihrung,

Feststellung des Wirtschaftsplanes und dessen Anderung, wobei die Geschéaftsfiih-
rung im Wirtschaftsplan ermachtigt werden kann, von den Planansatzen bis zu einem

bestimmten Prozentsatz oder Betrag abzuweichen,

Bestellung und Abberufung der Geschaftsfiihrer/innen sowie Abschluss, Anderung,

Aufhebung und Kindigung der Anstellungsvertrage der Geschaftsfiihrer/innen,

Bestellung und Abberufung des Arztlichen Direktors/der Arztlichen Direktorin, des
Pflegedirektors/der Pflegedirektorin und des Verwaltungsleiters/der Verwaltungsleite-
rin, dessen/deren Funktionen als Mitglied der Klinikumsleitung in der Geschaftsord-

nung der Geschaftsfiihrung und Klinikumsleitung geregelt werden soll,

Befreiung von den Beschrankungen des § 181 BGB,

Erteilung und Widerruf von Prokura,

Abschluss und Anderung von D&O-Versicherungen,

Genehmigung der Geschaftsordnung der Geschaftsfiihrung und der Klinikumsleitung
sowie des Geschéftsverteilungsplanes fur die Geschaftsfuhrung bei Vorhandensein

mehrerer GeschaftsfUhrer/innen,

Geschafte zwischen der Gesellschaft und Mitgliedern der Geschéaftsfuhrung oder die-
sen nahe stehenden Personen aulRerhalb des gewdhnlichen Geschéaftsbetriebes oder

zu besonders gunstigen Konditionen,

Stimmabgabe der Geschéaftsfihrung in ihrer Eigenschaft als Vertreterin des Gesell-
schafters in den Gesellschafterversammlungen von Tochter- und Beteiligungsunter-

nehmen in Angelegenheiten, die nach dem jeweiligen Gesellschaftsvertrag in die Zu-
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standigkeit der Gesellschafterversammlung fallen.

(2) Folgende Geschafte der GeschaftsfUhrung bedirfen der vorherigen Zustimmung der
Gesellschafterversammlung, sofern im Einzelfall fur das jeweilige Geschaft eine Wert-
grenze von 150.000 € Uberschritten wird, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthal-

ten:

a) Einleitung gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren Beendigung

durch Rucknahme der Antrage oder Vergleich,
b) Abschluss, Anderung und Aufhebung von Dienstleistungsvertrdgen auRerhalb des
Konzerns, Betriebsflihrungs-, Betriebspacht- und anderen Betriebsliberlassungsver-

tragen,

c) Abschluss und Anderung von Vertrdgen mit einem einmaligen oder einem jahrlich

wiederkehrenden Entgelt,

d) Abschluss von Miet- und Pachtvertragen mit einer Laufzeit von mehr als zwolf Mo-

naten,

e) Abschluss, Anderung, Aufhebung und Kindigung von Vertragen mit Gesellschaf-

tern,

f)  Einstellung von leitenden Angestellten, soweit diese Einstellung vom genehmigten

Sollstellenplan des Wirtschaftsplanes abweicht,

g) Leistungen freiwilliger sozialer Zuwendungen (einschliel3lich so genannter Gratifika-

tionen) und von sonstigen auferordentlichen VerglUtungen,
h) Vergleiche, Stundung und Erlass von Forderungen, ausgenommen bei Lieferge-
schaften und sonstigen Geschaften des gewohnlichen Geschéaftsverkehrs, Abgabe

von Anerkenntnissen,

i)  Ubernahme von Akzeptverbindlichkeiten.
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(3) Die Hingabe von Spenden, Schenkungen und sonstigen freiwilligen Zuwendungen ab
einem Wert von € 2.000 bedirfen der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterver-

sammlung.

(4) Durch Beschluss kann die Gesellschafterversammlung weitere Geschéafte an sich ziehen

oder fur zustimmungspflichtig erklaren.

(5) Ist ein/ eine Geschaftsflhrer/in zugleich Geschéaftsfuhrer/in in Unternehmen, in denen die
Gesellschaft die Gesellschaftsanteile ganz oder mehrheitlich halt, bedarf es des Be-
schlusses der Gesellschafterversammlung Uber die Entlastung des Geschéaftsfuhrers/der
Geschaftsfuhrerin bezlglich seiner/ ihrer Amtsfihrung bei diesen Tochter- und Beteili-
gungsgesellschaften auch in dem Fall, in dem sich der/ die Geschaftsflihrer/in ansonsten
selbst Entlastung erteilen musste.

Die Gesellschafterversammlung wird dazu den/ die Geschéaftsfuhrer/in schriftlich bevoll-
machtigen, in der jeweiligen Gesellschafterversammlung der Tochter- oder Beteiligungs-

gesellschaft einem Entlastungsbeschluss zuzustimmen.

(6) Die Zustimmung der Gesellschafterversammlung nach Abs. 2 kann in Fallen, in denen
unverzlgliches Handeln im Interesse der Gesellschaft geboten erscheint und eine Be-
schlussfassung der Gesellschafterversammlung nicht rechtzeitig herbeigefuhrt werden
kann, durch vorherige telefonische oder mundliche Zustimmung der Gesellschafterver-
treter ersetzt werden. Kann die Zustimmung der Gesellschaftervertreter nicht rechtzeitig
eingeholt werden, so handelt die Geschaftsfliihrung in Abstimmung mit dem Prokuristen -
soweit ein solcher bestellt ist - nach pflichtgemalliem Ermessen. Die Griinde fir die Not-
wendigkeit der Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind der Gesellschafterver-

sammlung so bald als moglich, spatestens jedoch in der nachsten Sitzung mitzuteilen.

(7) Der Abschluss von Budget- und Entgeltvereinbarungen auf der Grundlage der einschla-
gigen gesetzlichen Bestimmungen zur Krankenhausfinanzierung bedarf nicht der Zu-

stimmung der Gesellschafterversammlung.

(8) Fur Angelegenheiten, die gemal der jeweils glltigen Fassung der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg bzw. der Hauptsatzungen der Tragerkommunen des Gesell-
schafters der Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung bzw. des Kreistages be-

dirfen, ist diese unabdingbar.
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§8

Geschiftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft hat einen/ eine Geschaftsfuhrer/in oder mehrere Geschaftsfuhrer/innen.

(2)

3)

(6)

Ist nur ein/ eine Geschaftsflihrer/in bestellt, so vertritt er/ sie die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschaftsfuhrer/innen bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschafts-
fuhrer/innen gemeinschaftlich oder einen/ eine Geschéftsfihrer/in in Gemeinschaft mit

einem/ einer Prokuristen/in vertreten.

Die Gesellschafterversammlung kann einen/ eine Geschaftsfuhrer/in oder mehrere Ge-
schaftsflhrer/innen ganz oder teilweise von den Beschrankungen des § 181 BGB be-

freien.

Die Geschaftsflihrung vertritt die Gesellschaft gerichtlich und aulRergerichtlich.

Die Geschaftsfuihrung leitet die Gesellschaft unter Beachtung der Gesetze, dieses Ge-
sellschaftsvertrages, der Beschlisse der Gesellschafterversammlung sowie der Anstel-
lungsvertrage auf der Grundlage einer von der Gesellschafterversammlung zu bestati-

genden Geschaftsordnung.

Sind mehrere Geschéaftsfihrer/innen bestellt, so haben diese einen Geschéaftsvertei-
lungsplan aufzustellen. In Verbindung mit der Geschéaftsordnung und unbeschadet der
gemeinsamen Verantwortung fur alle Geschaftsvorgange ergeben sich aus diesem die
Arbeits- und Verantwortungsbereiche der einzelnen Geschéaftsfuhrer/innen. Der Ge-
schaftsverteilungsplan bedarf des Einvernehmens aller Geschaftsflihrer/innen. Kénnen
sich die Geschéftsfihrer/innen auf keinen Geschaftsverteilungsplan einigen, wird dieser

von der Gesellschafterversammlung erlassen.

Die Geschéaftsfilhrung hat geeignete MaRnahmen zu treffen, insbesondere ein Uberwa-
chungssystem einzurichten, damit die den Fortbestand der Gesellschaft gefahrdenden

Entwicklungen frihzeitig erkannt werden.

Die Geschéftsfuhrung berichtet der Gesellschafterversammlung mindestens vierteljahr-
lich schriftlich Uber den Gang der Geschéfte, die Lage und Liquiditat der Gesellschaft
sowie Uber die beabsichtigte Geschaftspolitik und andere grundsatzliche Fragen der

kinftigen Geschéaftsfihrung; diese Berichte sind zeitgleich den Gesellschaftern und den
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Beteiligungsverwaltungen zu tbersenden. Aus wichtigem Anlass hat die Geschaftsflih-
rung der Gesellschafterversammlung unverziglich in geeigneter Form zu berichten; die
Berichte sind baldmdglichst schriftlich niederzulegen. In den Berichterstattungen sind die

unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungsgesellschaften zu berucksichtigen.

§9
Wirtschaftsplan

Die Geschaftsfuhrung stellt so rechtzeitig einen jahrlichen Wirtschaftsplan auf, dass ihn

die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Geschéftsjahres genehmigen kann.

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemaler Anwendung der fiir Eigenbetriebe geltenden
Vorschriften aufzustellen. Dem Wirtschaftsplan ist eine mindestens finfjahrige, fortzu-

schreibende Erfolgs- und Finanzplanung zugrunde zu legen.

Geschafte, die gemal § 7 einer Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung be-
durfen, sind im Wirtschaftsplan als solche auszuweisen und zu erlautern, soweit noch

keine separate Beschlussfassung erfolgt ist.

Die Geschéaftsfihrung unterrichtet die Gesellschafterversammlung tber den Vollzug des

Wirtschaftsplanes im Rahmen der Berichterstattung gemaf § 8 Abs. 8 Satz 1.

Der Wirtschaftsplan und der Finanzplan sowie wesentliche Abweichungen hiervon wer-
den der Landeshauptstadt Potsdam und dem Landkreis Potsdam-Mittelmark sowie den

jeweiligen Beteiligungsverwaltungen unverzuglich zur Kenntnis gegeben.

§10

Buchfiihrung, Jahresabschluss, Lagebericht und Priifung

Die Rechnungs- und Buchfuhrungspflichten richten sich nach den Vorschriften des Drit-

ten Buches des Handelsgesetzbuches.

(2) Die Geschéftsfuhrung hat den Jahresabschluss zusammen mit dem Lagebericht und dem

Prifungsbericht des Abschlussprifers/ der Abschlusspriferin sowie den Vorschlag zur
Ergebnisverwendung unverzuglich nach Eingang des Prufungsberichtes der Gesellschaf-
terversammlung vorzulegen. Beizufligen ist eine schriftiche Stellungnahme der Ge-
schaftsfluihrung, in der auch die MaRnahmen anzugeben sind, die sie zur Behebung im

Prifungsbericht festgestellter Mangel zu ergreifen beabsichtigt.
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(3) Die Gesellschafter haben bis spatestens zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-
schéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses des vorigen Geschéaftsjahres

und die Ergebnisverwendung zu beschlielRen.

(4) Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) und Lagebericht
sind nach den fur grof3e Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buches
des Handelsgesetzbuches aufzustellen und zu prifen. Der Auftrag an den Abschlusspru-
fer/ die Abschlusspriferin ist auch auf die Aufgaben nach § 583 Abs. 1

Haushaltsgrundsatzegesetz zu erstrecken.

(5) Den Rechnungsprifungsamtern der Landeshauptstadt Potsdam und des Landkreises
Potsdam-Mittelmark werden die Rechte aus § 54 Haushaltsgrundsatzegesetz im Rah-
men ihrer Betatigungsprifung eingeraumt. Diese Rechte gelten auch im Hinblick auf

Tochter- und Beteiligungsgesellschaften.

§ 11

Verfugungen liber Geschaftsanteile

(1) Jegliche Verfugung Uber Geschaftsanteile oder die Teilung von und Verfugung uber Ge-
schaftsanteile sowie die Belastung von Anteilen bedurfen der Genehmigung der Gesell-

schaft.

(2) Im Falle des Verkaufs eines Geschéaftsanteils oder eines Teiles eines Geschéaftsanteils
und seiner Abtretung gleich aus welchem Rechtsgrund hat der abtretungswillige Gesell-
schafter den Geschaftsanteil zunachst den Ubrigen Gesellschaftern schriftlich zum Kauf
als gemeinschaftlichen Anteil anzubieten. Die Ubrigen Gesellschafter oder einzelne von
ihnen, mehrere im Innenverhaltnis ihrer Geschaftsanteile, kdonnen innerhalb von vier Wo-
chen nach Zugang der Mitteilung schriftlich verlangen, dass ihnen der Anteil als gemein-
schaftlicher Anteil abgetreten wird.

Im Falle der Ausubung des Ankaufsrechtes sind die Gesellschafter verpflichtet, die zur
Abtretung erforderliche Zustimmung zu erteilen. Uben die Gesellschafter inr Ankaufsrecht
nicht oder nicht fristgerecht aus, so haben sie der dann erfolgenden AnteilsveraufRerung
zuzustimmen, sofern dem nicht wichtige, in der Person des Erwerbers liegende Griinde

entgegenstehen.
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§ 12

Einziehung von Geschiftsanteilen

Die Einziehung von Geschéaftsanteilen ist mit Zustimmung des betroffenen Gesellschaf-

ters jederzeit zulassig. Einer Zustimmung bedarf es nicht, wenn

der Geschéftsanteil von einem Glaubiger des Gesellschafters gepfandet oder sonst wie
in diesen vollstreckt wird und die Vollstreckungsmaflnahme nicht innerhalb von zwei

Monaten, spatestens bis zur Verwertung des Geschéftsanteiles aufgehoben wird;

Uber das Vermogen der Gesellschaft das Insolvenzverfahren erdffnet oder die Eroff-
nung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder der Gesellschafter

die Richtigkeit seines Vermdgensverzeichnisses an Eides Statt zu versichern hat;

in der Person des Gesellschafters ein seine Ausschlieung rechtfertigender Grund vor-

liegt;

der Gesellschafter Auflosungsklage erhebt oder seinen Austritt aus der Gesellschaft er-
klart;

ein Gesellschafter seinen Geschaftsanteil unter Verstol gegen § 11 lbertragt.

Steht ein Geschaftsanteil mehreren Gesellschaftern gemeinschaftlich zu, so ist es aus-
reichend, wenn der Einziehungsgrund nur in der Person eines Mitgesellschafters vorliegt.
Die Gesellschaft oder die Gesellschafter kdnnen bei der Pfandung eines Geschaftsan-
teils den vollstreckenden Glaubiger befriedigen und den gepfandeten Anteil einziehen. Er

hat sich die erfolgte Zahlung auf seinen Entgeltanspruch anrechnen zu lassen.

Die Einziehung wird durch die Geschaftsfuhrung erklart. Sie bedarf eines Beschlusses
der Gesellschafterversammlung. Der betroffene Geschéaftsanteil gewahrt kein Stimm-

recht.

Statt der Einziehung kann die Gesellschaft verlangen, dass der Geschéaftsanteil an die
Ubrigen Gesellschafter im Verhaltnis ihrer Beteiligung oder — nach Wahl der Gesellschaft
— an diese selbst oder an eine juristische oder naturliche dritte Person abgetreten wird,
wobei die Beschlussfassung entsprechend Absatz 3 zu geschehen hat. § 30 GmbHG
bleibt unberunhrt.
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§13

Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.

(1)

§ 14

Informationsrecht, Verschwiegenheit

Jeder Gesellschafter kann von der Geschaftsfihrung verlangen, dass ihm in angemes-
sener Frist Auskunft Gber die Angelegenheiten der Gesellschaft erteilt und die Einsicht in
die Bucher und Schriften gestattet wird. Er kann zur Einsichtnahme einen zur Berufsver-

schwiegenheit verpflichteten Dritten hinzuziehen oder ihn damit beauftragen.

(2) Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, Uber Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Still-

(1)

(2)

3)

schweigen zu bewahren. Ausgenommen hiervon ist das Auskunftsrecht des Oberbur-
germeisters/der Oberblrgermeisterin der Landeshauptstadt Potsdam und des Landrates
des Landkreises Potsdam-Mittelmark nach kommunalrechtlichen Vorschriften. Die
Schweigepflicht gilt darliber hinaus nicht fur die Vorlage von Bilanzen der Gesellschaft
bei Banken. Aullerdem darf jeder Gesellschafter vertrauliche Angelegenheiten Angeho-
rigen eines zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten rechts-, wirtschaft- oder steuerbe-
ratenden Berufes anvertrauen, wenn und soweit dies zur Wahrung seiner eigenen be-

rechtigten Interessen erforderlich ist.

§ 15

Schlussbestimmungen und salvatorische Klausel

Soweit dieser Vertrag keine abweichende Regelung enthalt, findet das GmbH-Gesetz

Anwendung.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein, oder
werden, oder aus Rechtsgriinden nicht durchgeflhrt werden kdnnen, soll dadurch die
Gultigkeit der Ubrigen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages nicht berthrt wer-
den. Die unwirksame oder undurchfihrbare Bestimmung ist durch eine andere rechtlich
zulassige Regelung zu ersetzen, die dem mit den unwirksamen oder undurchfihrbaren

Bestimmungen angestrebten Zweck und der wirtschaftlichen Zielsetzung gerecht wird.

Alle das Gesellschaftsverhaltnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern
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oder zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern bediirfen zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform, soweit sie nicht eines Gesellschafterbeschlusses oder notarieller Beurkun-
dung bedurfen. Das gilt auch flr einen etwaigen Verzicht auf das Erfordernis der Schrift-

form.

(4) Die Kosten des Vertrages und seiner Durchfuhrung tragt die Gesellschaft bis zu einem
Wert von 2.500 €.
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§1

Firma, Sitz

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet: Medizinisches Versorgungszentrum Bad Belzig GmbH.

(2) Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Bad Belzig.

§ 2

Zweck und Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand des Unternehmens ist der Betrieb eines oder mehrerer Medizinischer Ver-
sorgungszentren im Sinne des § 95 Sozialgesetzbuch Teil V (SGB V) zur Erbringung al-
ler hiernach zulassigen arztlichen und nichtarztlichen Leistungen und aller hiermit im Zu-
sammenhang stehenden Tatigkeiten sowie die Bildung von Kooperationen mit den ambu-
lanten und stationaren Leistungserbringern der Krankenhausbehandlung und der Vorsor-
ge und Rehabilitation und den nicht-arztlichen Leistungserbringern im Bereich des
Gesundheitswesens einschlielllich des Angebots und der Durchfiihrung neuer Versor-

gungsformen, wie die integrierte Versorgung.

(2) Die Gesellschaft ist zu allen MaRnahmen und Geschéaften berechtigt, durch die der Un-
ternehmensgegenstand unmittelbar geférdert werden kann. Hierzu gehéren auch die Er-
richtung von Zweigniederlassungen sowie der Erwerb und die Errichtung von anderen
Unternehmen sowie Beteiligungen an solchen, soweit sich diese innerhalb des Tatig-
keitsumfangs des Gesellschaftsgegenstandes der Muttergesellschaft bewegen, gemein-
derechtliche Regelungen nicht entgegenstehen, der Landeshauptstadt Potsdam und dem
Landkreis Potsdam-Mittelmark unter Berucksichtigung des § 7 des Gesellschaftsvertra-
ges eine angemessene Einflussnahme ermdoglicht wird und der Unternehmensgegen-
stand nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhaltnis zur Leistungsfahigkeit
und zum Bedarf der Landeshauptstadt Potsdam und dem Landkreis Potsdam-Mittelmark
steht.

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmensvertrage, insbesondere Gewinnabfihrungs-

und Beherrschungsvertrage, abzuschlief3en.
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§3

Dauer der Gesellschaft, Geschiftsjahr

(1) Die Dauer der Gesellschaft ist nicht begrenzt.

(2) Das Geschaftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

§4

Stammkapital, Stammeinlagen

(1) Das Stammkapital der Gesellschaft betragt 25.000 € (in Worten: finfundzwanzigtausend

Euro).

(2) Am Stammkapital der Gesellschaft sind beteiligt:

Die Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig GmbH mit einer Stammeinlage i.H.v. 25.000 €

(in Worten: finfundzwanzigtausend Euro).

Die Stammeinlage ist entrichtet.

§5

Organe der Gesellschaft

Organe der Gesellschaft sind:

1. die Gesellschafterversammlung

2. die Geschéftsfihrung.

§6

Gesellschafterversammliung

(1) Die Gesellschafterversammlung wird von der Geschéftsfihrung schriftlich (mit Emp-
fangsbekenntnis oder mit Einwurf-Einschreiben) unter Mitteilung der Tagesordnung und
unter Ubersendung der dazugehérigen Unterlagen, insbesondere der Beschlussantrage,
einberufen. Die Gesellschafterversammlung findet grundsatzlich am Sitz der Gesellschaft

statt. Zwischen dem Tag des Zugangs der Ladung und dem Tag der Sitzung muss min-
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destens eine Frist von vier Wochen liegen. In dringenden Fallen kann die Einberufungs-
frist verkirzt werden; darf aber auch in diesen Fallen nicht weniger als vier Werktage be-

tragen.

(2) Eine ordentliche Gesellschafterversammlung findet in den ersten acht Monaten des Ge-

schéftsjahres statt.

(3) AuBerordentliche Gesellschafterversammlungen sind einzuberufen, wenn dies im Inte-
resse der Gesellschaft erforderlich ist. Die Einberufung aus einem wichtigen Grund im In-
teresse der Gesellschaft kann von der Gesellschafterin oder der Geschaftsfuhrung unter
Angabe des Grundes und der Eilbedurftigkeit verlangt werden. Dabei kann in eilbedurfti-
gen Fallen auf Form und Frist bei der Einberufung verzichtet werden, wenn die Gesell-

schafter dem zustimmen.

(4) Jeder Gesellschafter kann sich in der Gesellschafterversammlung vertreten lassen. Et-
waige Vollmachten sind schriftlich zu erteilen und verbleiben in Verwahrung der Gesell-

schaft.

(5) Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn nach ordnungsgemaler Einbe-
rufung die Gesellschafter oder deren Bevollmachtigter vertreten sind. Erweist sich eine
Gesellschafterversammlung als nicht beschlussfahig, so ist binnen 14 Kalendertagen ei-
ne neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Tagesordnung einzuberufen, die ohne
Ruicksicht auf die Hohe des vertretenen Stammkapitals beschlussfahig ist. Hierauf ist in

der Einladung hinzuweisen.

(6) Beschlusse der Gesellschafter werden grundséatzlich in einer Gesellschafterversammliung
gefasst. Gesellschafterbeschlisse kdnnen in besonderen Fallen auch schriftlich, fern-
schriftlich oder per Telekopie (schriftliches Abstimmungsverfahren) gefasst werden, wenn
kein Gesellschafter dem Verfahren widerspricht. Findet das schriftliche Abstimmungsver-
fahren auf Betreiben der Geschaftsfuhrung statt, so sind der Beschlussgegenstand und
eine Begrindung Uber das besondere Abstimmungsverfahren darzulegen; es muss ein
ausformulierter Beschlussvorschlag unterbreitet werden, der durch einfache Zustimmung
angenommen werden kann. Im schriftlichen Abstimmungsverfahren gefasste Beschlisse
sind von der Geschéftsfihrung unverziglich zu protokollieren und dem Gesellschafter
sowie den Beteiligungsverwaltungen der Landeshauptstadt Potsdam und des Landkrei-

ses Potsdam-Mittelmark bekannt zu geben.
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Soweit das Gesetz nicht eine andere Mehrheit vorschreibt, werden Beschliisse der Ge-
sellschafterversammlung mit einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertrete-

nen Stammkapitals gefasst, wobei je 1.000 € eine Stimme gewahren.

(7) Die Geschaftsfihrung nimmt an den Gesellschafterversammlungen teil, sofern die Ge-
sellschafterversammlung im Einzelfall nichts anderes bestimmt. Die Teilnahme weiterer
Personen an den Sitzungen bestimmt die Gesellschafterversammlung.

Vertreter/innen der Beteiligungsverwaltungen der Landeshauptstadt Potsdam und des
Landkreises Potsdam-Mittelmark sind befugt, an den Sitzungen der Gesellschafterver-
sammlung aktiv mit Rederecht teilzunehmen. lhnen werden alle, an die Gesellschafter

vorzulegenden Unterlagen zeitgleich zur Verfliigung gestellt.

(8) Uber den Verlauf und die Beschliisse der Gesellschafterversammlung hat die Geschéfts-
fuhrung - soweit nicht notarielle Beurkundung erfolgt - unverztiglich eine Niederschrift an-
zufertigen. Bei Abwesenheit der Geschaftsfiihrung ist ein/e Protokollfiihrer/in durch die
Gesellschafterversammlung zu benennen. In der Niederschrift sind Ort, Tag und Dauer
der Sitzung, die Teilnehmer/innen, der/die Versammlungsleiter/in, die Feststellung der
Beschlussfahigkeit sowie der OrdnungsmaRigkeit der Ladung, die Gegenstande der Ta-
gesordnung, der wesentliche Verlauf und die Beschlisse der Gesellschafterversammlung
im Wortlaut sowie das Abstimmungsergebnis (Anzahl der abgegebenen Stimmen, davon
Beflrwortungen, Gegenstimmen, Stimmenthaltungen) anzugeben. Die Urschrift der Nie-
derschrift ist vom Gesellschaftervertreter sowie dem/der Protokollfiihrer/in zu unterzeich-
nen und zu den Akten der Gesellschaft zu nehmen. Abschriften der Niederschriften sind
dem Gesellschafter sowie dem Bereich Beteiligungsmanagement der Landeshauptstadt

Potsdam zu tbersenden.

§7

Aufgaben der Gesellschafterversammlung

(1) Die Gesellschafterversammlung beschliefl3t insbesondere Uber folgende Angelegenhei-

ten:

a) Anderung des Gesellschaftsvertrages einschlieRlich Kapitalerhéhung bzw. Kapital-

herabsetzung,

b) Umwandlung gemafl Umwandlungsgesetz,
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VeraulRerung des Unternehmens im Ganzen oder wesentlichen Teilen,

Auflésung der Gesellschaft und Verwendung des Gesellschaftsvermdgens,

Teilung von Geschéaftsanteilen und Aufnahme von Gesellschaftern,

Belastung, VeraulRerung, Einziehung, Abtretung oder Verpfandung von Geschaftsan-

teilen, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten,
Erwerb, VerauRerung, Auflésung und Errichtung sowie Pacht von Unternehmen, Tei-
len von Unternehmen und Beteiligungen, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan ent-

halten, die kommunalrechtlichen Vorschriften sind einzuhalten,

Aufnahme neuer Geschaftsfelder und Aufgabe bisheriger Geschaftsfelder im Rahmen

des Unternehmensgegenstandes,

Erwerb, Veraulierung und Belastung von Grundstiicken und grundstiicksgleichen

Rechten, soweit nicht bereits im Wirtschaftsplan enthalten.

Aufnahme und Hingabe von Darlehen, Ubernahme von Blirgschaften, Verpflichtun-
gen aus Gewahrvertrdgen und Bestellung von Sicherheiten, soweit nicht bereits im
Wirtschaftsplan enthalten,

Abschluss, Anderung, Aufhebung und Kiindigung von Unternehmensvertragen,

Vereinbarung Uber Sozialplane und Interessenausgleich,

m) Feststellung des Jahresabschlusses und der Verwendung des Ergebnisses,

n)

Wahl und Beauftragung des Abschlussprifers/der Abschlusspriferin und der Pru-

fer/innen fur aulierordentliche Prifungen,
Entlastung der Mitglieder der Geschéftsfihrung,
Feststellung des Wirtschaftsplanes und dessen Anderung, wobei die Geschéftsfiih-

rung im Wirtschaftsplan ermachtigt werden kann, von den Planansatzen bis zu einem

bestimmten Prozentsatz oder Betrag abzuweichen,
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q) Bestellung und Abberufung der Geschéaftsfiihrer/innen sowie Abschluss, Anderung,

Aufhebung und Kundigung der Anstellungsvertrage der Geschaftsfuhrer/innen,

r) Befreiung von den Beschrankungen des § 181 BGB,

s) Erteilung und Widerruf von Prokura,

t) Abschluss und Anderung von D&O-Versicherungen,

u) Genehmigung der Geschéaftsordnung der Geschéaftsfiihrung sowie des Geschaftsver-
teilungsplanes fir die Geschaftsfliihrung bei Vorhandensein mehrerer Geschaftsfiih-

rer/innen,

v) Geschafte zwischen der Gesellschaft und Mitgliedern der Geschaftsfliihrung oder die-
sen nahe stehenden Personen aullerhalb des gewohnlichen Geschéaftsbetriebes oder

zu besonders gunstigen Konditionen,

w) Stimmabgabe der Geschaftsfihrung in ihrer Eigenschaft als Vertreterin des Gesell-
schafters in den Gesellschafterversammlungen von Tochter- und Beteiligungsunter-
nehmen in Angelegenheiten, die nach dem jeweiligen Gesellschaftsvertrag in die Zu-

standigkeit der Gesellschafterversammlung fallen.

(2) Folgende Geschafte der GeschaftsfUhrung bedirfen der vorherigen Zustimmung der
Gesellschafterversammlung, soweit im Einzelfall fir das jeweilige Geschaft eine Wert-
grenze von 150.000 € Uberschritten wird, sofern nicht bereits im Wirtschaftsplan enthal-

ten:

a) Einleitung gerichtlicher oder schiedsgerichtlicher Verfahren sowie deren Beendigung

durch Ricknahme der Antrage oder Vergleich,
b) Abschluss, Anderung und Aufhebung von Dienstleistungsvertragen auferhalb des
Konzerns, Betriebsfiihrungs- und Betriebspacht- und anderen Betriebsuberlas-

sungsvertragen,

c) Abschluss und Anderung von Vertrdgen mit einem einmaligen oder einem jahrlich

wiederkehrenden Entgelt,
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d) Abschluss von Miet- und Pachtvertragen mit einer Laufzeit von mehr als zwolf Mo-

naten,

e) Abschluss, Anderung, Aufhebung und Kiindigung von Vertradgen mit Gesellschaf-

tern,

f)  Einstellung von leitenden Angestellten, soweit diese Einstellung vom genehmigten

Sollstellenplan des Wirtschaftsplanes abweicht,

g) Leistungen freiwilliger sozialer Zuwendungen (einschlief3lich so genannter Gratifika-

tionen) und von sonstigen aufierordentlichen Vergitungen,

h) Vergleiche, Stundung und Erlass von Forderungen, ausgenommen bei Lieferge-
schaften und sonstigen Geschaften des gewohnlichen Geschaftsverkehrs, Abgabe

von Anerkenntnissen,

i)  Ubernahme von Akzeptverbindlichkeiten.

Die Hingabe von Spenden, Schenkungen und sonstigen freiwilligen Zuwendungen ab
einem Wert von € 2.000 bedirfen der vorherigen Zustimmung der Gesellschafterver-

sammlung.

Durch Beschluss kann die Gesellschafterversammlung weitere Geschéafte an sich ziehen

oder fur zustimmungspflichtig erklaren.

Die Zustimmung der Gesellschafterversammlung nach Abs. 2 kann in Fallen, in denen
unverzugliches Handeln im Interesse der Gesellschaft geboten erscheint und eine Be-
schlussfassung der Gesellschafterversammlung nicht rechtzeitig herbeigefihrt werden
kann, durch vorherige telefonische oder mindliche Zustimmung der Gesellschafterver-
treter ersetzt werden. Kann die Zustimmung der Gesellschaftervertreter nicht rechtzeitig
eingeholt werden, so handelt die Geschéftsfihrung in Abstimmung mit dem Prokuristen -
soweit ein solcher bestellt ist - nach pflichtgemallem Ermessen. Die Grinde fur die Not-
wendigkeit der Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind der Gesellschafterver-

sammlung so bald als mdglich, spatestens jedoch in der nachsten Sitzung mitzuteilen.
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Fur Angelegenheiten, die gemal der jeweils glltigen Fassung der Kommunalverfassung
des Landes Brandenburg bzw. der Hauptsatzungen der Tragerkommunen des Gesell-
schafters der Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung bzw. des Kreistages be-

durfen, ist diese unabdingbar.

§8

Geschiftsfiihrung und Vertretung der Gesellschaft

(1) Die Gesellschaft hat einen/ eine Geschaftsfuhrer/in oder mehrere Geschaftsfuhrer/innen.

(2)

()

(6)

Ist nur ein/ eine Geschaftsfihrer/in bestellt, so vertritt er/ sie die Gesellschaft allein. Sind
mehrere Geschaftsfuhrer/innen bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschéfts-
fuhrer/innen gemeinschaftlich oder einen/ eine Geschéftsfiihrer/in in Gemeinschaft mit

einem/ einer Prokuristen/in vertreten.

Die Gesellschafterversammlung kann einen/ eine Geschaftsfuhrer/in oder mehrere Ge-
schaftsflhrer/innen ganz oder teilweise von den Beschrankungen des § 181 BGB be-

freien.

Die Geschaftsfihrung vertritt die Gesellschaft gerichtlich und auRergerichtlich.

Die Geschéftsfihrung leitet die Gesellschaft unter Beachtung der Gesetze, dieses Ge-
sellschaftsvertrages, der Beschlisse der Gesellschafterversammlung sowie der Anstel-

lungsvertrage auf der Grundlage der Geschaftsordnung.

Sind mehrere Geschéaftsfihrer/innen bestellt, so haben diese einen Geschéftsvertei-
lungsplan aufzustellen. In Verbindung mit der Geschéaftsordnung und unbeschadet der
gemeinsamen Verantwortung fur alle Geschaftsvorgange ergeben sich aus diesem die
Arbeits- und Verantwortungsbereiche der einzelnen Geschéaftsfihrer/innen. Der Ge-
schaftsverteilungsplan bedarf des Einvernehmens aller Geschaftsfihrer/innen. Kénnen
sich die Geschaftsfuhrer/innen auf keinen Geschaftsverteilungsplan einigen, wird dieser

von der Gesellschafterversammlung erlassen.
Die Geschéftsfiihrung hat geeignete MaRknahmen zu treffen, insbesondere ein Uberwa-

chungssystem einzurichten, damit die den Fortbestand der Gesellschaft gefahrdenden

Entwicklungen friihzeitig erkannt werden.
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Die Geschéftsfuhrung berichtet der Gesellschafterversammlung mindestens vierteljahr-
lich schriftlich Uber den Gang der Geschafte, die Lage und Liquiditat der Gesellschaft
sowie Uber die beabsichtigte Geschéaftspolitik und andere grundsatzliche Fragen der
kinftigen Geschaftsfihrung. Aus wichtigem Anlass hat die GeschéaftsfiUhrung der Gesell-
schafterversammlung, unverziglich in geeigneter Form zu berichten; die Berichte sind

baldmdglichst schriftlich niederzulegen.

§9
Wirtschaftsplan

Die Geschaftsflihrung stellt so rechtzeitig einen jahrlichen Wirtschaftsplan auf, dass ihn

die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Geschéftsjahres genehmigen kann.

Der Wirtschaftsplan umfasst insbesondere den Investitions-, Erfolgs- und Finanzplan
sowie den Stellenplan. Dem Wirtschaftsplan ist eine funfjahrige, fortzuschreibende Er-
folgs- und Finanzplanung zugrunde zu legen. Die kommunalrechtlichen Bestimmungen

sind zu beachten.

Geschafte, die gemal § 7 der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammliung
bedurfen, sind im Wirtschaftsplan als solche auszuweisen und zu erlautern, sofern noch

keine separate Beschlussfassung erfolgt ist.

Die Geschéaftsfihrung unterrichtet die Gesellschafterversammlung tber den Vollzug des

Wirtschaftsplanes im Rahmen der Berichterstattung nach § 8 Abs. 8, S. 1.

§ 10

Buchfiihrung, Jahresabschluss, Lagebericht und Priifung

Die Rechnungs- und Buchfuhrungspflichten richten sich nach den Vorschriften des Drit-

ten Buches des Handelsgesetzbuches (HGB).

Die Geschéftsfihrung hat den Jahresabschluss zusammen mit dem Lagebericht und
dem Prifungsbericht des Abschlusspriifers/ der Abschlussprtiferin sowie den Vorschlag
zur Ergebnisverwendung unverziglich nach Eingang des Prufungsberichtes der Gesell-
schafterversammlung vorzulegen. Beizufigen ist eine schriftliche Stellungnahme der
Geschéaftsfuhrung, in der auch die MalRnahmen anzugeben sind, die sie zur Behebung

im Prufungsbericht festgestellter Mangel zu ergreifen beabsichtigt.
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Die Gesellschafter haben bis spatestens zum Ablauf der ersten acht Monate des Ge-
schéftsjahres Uber die Feststellung des Jahresabschlusses des vorigen Geschaftsjahres

und die Ergebnisverwendung zu beschlielRen.

Jahresabschluss, Lagebericht und der ausfihrliche Erlauterungsteil sind nach den fir
grolie Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge-
setzbuches aufzustellen und zu prifen. Der Auftrag an den Abschlussprifer/ die Ab-
schlusspruferin ist auch auf die Aufgaben nach § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2

Haushaltsgrundsatzegesetz zu erstrecken.

Den Rechnungsprifungsamtern der Landeshauptstadt Potsdam und dem Landkreis
Potsdam-Mittelmark werden die Rechte aus § 54 Haushaltsgrundsatzegesetz im Rah-

men ihrer Betatigungsprifung eingeraumt.

§ 11

Verfligung uber Geschéftsanteile

Jegliche Verfligung tUber Geschaftsanteile oder die Teilung von und Verfligung Gber
Geschaftsanteile sowie die Belastung von Anteilen bedtrfen der Genehmigung der

Gesellschafter.

Im Falle des Verkaufs eines Geschaftsanteils oder eines Teiles eines Geschaftsanteils
und seiner Abtretung gleich aus welchem Rechtsgrund hat der abtretungswillige Gesell-
schafter den Geschaftsanteil zunachst den Ubrigen Gesellschaftern schriftlich zum Kauf
als gemeinschaftlichen Anteil anzubieten. Die Ubrigen Gesellschafter oder einzelne von
ihnen, mehrere im Innenverhaltnis ihrer Geschaftsanteile, kdbnnen innerhalb von vier Wo-
chen nach Zugang der Mitteilung schriftlich verlangen, dass ihnen der Anteil als gemein-
schaftlicher Anteil abgetreten wird.

Im Falle der Ausubung des Ankaufsrechtes sind die Gesellschafter verpflichtet, die zur
Abtretung erforderliche Zustimmung zu erteilen. Uben die Gesellschafter ihr Ankaufsrecht
nicht oder nicht fristgerecht aus, so haben sie der dann erfolgenden Anteilsveraulierung
zuzustimmen, sofern dem nicht wichtige, in der Person des Erwerbers liegende Griinde

entgegenstehen.

§ 12

Einziehung von Geschaftsanteilen
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Die Einziehung von Geschéaftsanteilen ist mit Zustimmung des betroffenen Gesellschaf-

ters jederzeit zulassig. Einer Zustimmung bedarf es nicht, wenn

der Geschéftsanteil von einem Glaubiger des Gesellschafters gepfandet oder sonst wie
in diesen vollstreckt wird und die Vollstreckungsmaflnahme nicht innerhalb von zwei

Monaten, spatestens bis zur Verwertung des Geschéaftsanteiles aufgehoben wird;

Uber das Vermogen der Gesellschaft das Insolvenzverfahren erdffnet oder die Eroff-
nung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder der Gesellschafter

die Richtigkeit seines Vermogensverzeichnisses an Eides Statt zu versichern hat;

in der Person des Gesellschafters ein seine AusschlielRung rechtfertigender Grund vor-

liegt;

der Gesellschafter Auflosungsklage erhebt oder seinen Austritt aus der Gesellschaft er-
klart;

ein Gesellschafter seinen Geschaftsanteil unter Verstol gegen § 11 Ubertragt.

Steht ein Geschaftsanteil mehreren Gesellschaftern gemeinschaftlich zu, so ist es aus-
reichend, wenn der Einziehungsgrund nur in der Person eines Mitgesellschafters vorliegt.
Die Gesellschaft oder die Gesellschafter kdnnen bei der Pfandung eines Geschaftsan-
teils den vollstreckenden Glaubiger befriedigen und den gepfandeten Anteil einziehen. Er

hat sich die erfolgte Zahlung auf seinen Entgeltanspruch anrechnen zu lassen.

Die Einziehung wird durch die Geschaftsfuhrung erklart. Sie bedarf eines Beschlusses
der Gesellschafterversammlung. Der betroffene Geschéaftsanteil gewahrt kein Stimm-

recht.

Statt der Einziehung kann die Gesellschaft verlangen, dass der Geschéaftsanteil an die
Ubrigen Gesellschafter im Verhaltnis ihrer Beteiligung oder — nach Wahl der Gesellschaft
— an diese selbst oder an eine juristische oder naturliche dritte Person abgetreten wird,
wobei die Beschlussfassung entsprechend Absatz 3 zu geschehen hat. § 30 GmbHG
bleibt unberuhrt.

§13

Bekanntmachungen
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Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger.

(1)

(2)

(1)

(2)

§ 14

Informationsrecht, Verschwiegenheit

Der Gesellschafter kann von der Geschéaftsfihrung verlangen, dass ihm in angemesse-
ner Frist Auskunft Uber die Angelegenheiten der Gesellschaft erteilt und die Einsicht in
die Bucher und Schriften gestattet wird. Er kann zur Einsichtnahme einen zur Berufsver-

schwiegenheit verpflichteten Dritten hinzuziehen oder ihn damit beauftragen.

Der Gesellschafter ist verpflichtet, Uber Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse Stillschwei-
gen zu bewahren. Ausgenommen hiervon ist das Auskunftsrecht des Oberblirgermeis-
ters/der Oberblrgermeisterin der Landeshauptstadt Potsdam und des Landrates des
Landkreises Potsdam-Mittelmark nach kommunalrechtlichen Vorschriften. Die Schwei-
gepflicht gilt dartber hinaus nicht flr die Vorlage von Bilanzen der Gesellschaft bei Ban-
ken. Aulierdem darf der Gesellschafter vertrauliche Angelegenheiten Angehérigen eines
zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten rechts-, wirtschaft- oder steuerberatenden Be-
rufes anvertrauen, wenn und soweit dies zur Wahrung seiner eigenen berechtigten Inte-

ressen erforderlich ist.

§ 15

Schlussbestimmungen und salvatorische Klausel

Soweit dieser Vertrag keine abweichende Regelung enthalt, findet das GmbH-Gesetz

Anwendung.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein, oder
werden, oder aus Rechtsgrinden nicht durchgefihrt werden kénnen, soll dadurch die
Gultigkeit der Ubrigen Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages nicht berthrt wer-
den. Die unwirksame oder undurchfihrbare Bestimmung ist durch eine andere rechtlich
zuldssige Regelung zu ersetzen, die dem mit den unwirksamen oder undurchfiihrbaren

Bestimmungen angestrebten Zweck und der wirtschaftlichen Zielsetzung gerecht wird.

Alle das Gesellschaftsverhaltnis betreffenden Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern
oder zwischen Gesellschaft und Gesellschaftern bedirfen zu ihrer Wirksamkeit der
Schriftform, soweit sie nicht eines Gesellschafterbeschlusses oder notarieller Beurkun-

dung bedurfen. Das gilt auch fur einen etwaigen Verzicht auf das Erfordernis der Schrift-
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form.

(4) Die Kosten des Vertrages und seiner Durchfuhrung tragt die Gesellschaft bis zu einem
Betrag von 2.500 €.
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POTSDAM

Stadtverordnetenversammlung

Ny o
Landeshauptstadt

Potsdam

Betreff:

Wahlalter 16 gut vorbereiten

Antrag

TOP 3.8

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

13/SVV/0264

offentlich

Einreicher: Fraktionen SPD, FDP Erstellungsdatum 22.04.2013
Eingang 902:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

08.05.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Unterschrift

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Oberbirgermeister auf, ein Konzept zur Durchfiihrung
von U18-Wahlen an allen weiterfihrenden Potsdamer Schulen zu erarbeiten und dafur noch vor der
Sommerpause mit Stadtjugendring, Schulen und Jugendeinrichtungen zusammenzukommen. Davon
ausgehend sollen im Hinblick auf die im nachsten Jahr folgenden Kommunal- und Landtagswahlen die
Erfahrungen der vergangenen Erstwahlerkampagnen (wie ,Ich wahle, weil...“) genutzt werden, um
ebenso erfolgreich junge Menschen fir die Austibung des Wahlrechts zu begeistern. Das aktuelle
Projekt ,Jugend? Macht! Politik...* des Stadtjugendrings ist in diesem Sinne sehr zu begriifen.

Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Entscheidungsergebnis

Sitzung am:

Gremium:

I einstimmig [ ] mit Stmmen- | Ja Nein Enthaltung
mehrheit

I erledigt [0  abgelehnt

Uberwiesen in den Ausschuss:

I zuriickgestellt

[J  zuriickgezogen

Wiedervorlage:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? L Ja [J  Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne &ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Neben dem derzeit laufenden Volksbegehren ,Hochschulen erhalten“ werden die Potsdamerinnen
und Potsdamer ab 16 Jahren bei den Kommunal- und Landtagswahlen 2014 das erste Mal
Gelegenheit haben, vom Wahlrecht mit 16 Gebrauch zu machen. Hierflir muss friihzeitig mit der
Arbeit begonnen werden, damit die verschiedenen Altersgruppen gut angesprochen werden. In
Potsdam kann zur Hebung der Wahlbeteiligung bereits auf die sehr erfolgreiche Erstwahlerkampagne
zur Kommunalwahl 2008 abgestellt werden. Fur 2014 wird es darum gehen, auch die unter 18
Jahrigen anzusprechen. Die U18 Wahlen sind hierfiir eine gute Méglichkeit. Uber mehrere Wochen
kodnnen sich Jugendliche so in Schule und Jugendeinrichtungen mit Politik und politischen Prozessen
auseinandersetzen und erfahren, worlber sie eigentlich entscheiden und wieso auch sie vom
jeweiligen Wahlausgang direkt betroffen sind. Fir eine erfolgreiche Kampagne ist es wichtig, die
politische Sensibilisierung der Bundestagswahl als Aufschlag zu nutzen und Gber die dicht folgenden
Kommunal-, Europa- und Bundestagswahlen mitzunehmen. Da die U18 Wahlen bereits vor der
Bundestagswahl — also Mitte September — stattfinden, muss bereits vor Schuljahresbeginn Anfang
August ein Fahrplan stehen. Das ist besonders fur die bestmdgliche Nutzung der zur Verfigung
stehenden Fordergelder von EU, Bund und Land sowie die ggf. erforderliche Bereitstellung von
stadtischen Mitteln Voraussetzung
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POTSDAM Stadtverordnetenversammliung

\ @ ] der
Landeshauptstadt

Potsdam

BESCHLUSS
der 92. 6ffentlichen Sitzung des Hauptausschusses am 19.06.2013

Wahlalter 16 gut vorbereiten
Vorlage: 13/SVV/0264

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Oberbiirgermeister auf, den
Stadtjugendring bei der Ansprache von Schulen und Jugendeinrichtungen zu
unterstitzen, um diese zu einer Teilnahme an der U-18-Wahl zur Bundestagswahl zu
bewegen. Fir Kommunal- und Landtagswahlen im Jahr 2014, bei denen erstmals
das Wahlrecht ab 16 gilt, sollen die Erfahrungen der vergangenen
Erstwahlerkampagnen (wie ,lch wahle, weil...“) genutzt werden, um ebenso
erfolgreich junge Menschen fiir die Ausliibung des Wahlrechts sowie generell fiir
Beteiligung zu begeistern. Dabei soll auch die Beteiligung junger Menschen und was
dafur in Verwaltung und Politik noétig ist, eine Rolle spielen. Das aktuelle Projekt
»,Jugend? Macht! Politik...“des Stadtjugendrings ist in diesem Sinne sehr zu
begriiBen. Die Stadt Potsdam soll den Stadt Jugendring hierbei unterstiitzen.
Spatestens im  Dezember 2013 soll der Oberbirgermeister der
Stadtverordnetenversammlung berichten, welche finanziellen Mittel hierfir
erforderlich sind.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 12
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 4

GemaB § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder
des Hauptausschusses von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die
Ubereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich
beglaubigt.

Dem Beschluss wird __1__ Seite beigefligt.

Potsdam, den 20. Juni 2013 Ziegenbein
Leiterin des Blros
Stempel

Seite: 1/1
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Der Oberblrgermeister
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Mitteilu ngsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

13/SVVI/0354

Betreff: offentlich
Ehrenamtspass mit Potsdam-Mittelmark

beziiglich
DS Nr.: 13/SVV/0126

Erstellungsdatum
Eingang 902:
Einreicher: FB Soziales, Gesundheit und Umwelt

22.05.2013

22.05.2013

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

05.06.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung:

Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Mit Beschluss der SVV vom 03.04.2013 (DS 13/SVV/0126) wurde der Oberburgermeister beauftragt
zu prufen, ob und welche Leistungen fiir Inhaber des Ehrenamtspasses gemeinsam mit Potsdam-

Mittelmark angeboten werden kdnnen.

Im Rahmen dieser Prifung wurde eine Gegentberstellung der Anforderungen und Leistung der

Ehrenamtskarte Potsdam-Mittelmark und der Ehrenamtskarte des Landes
gegenlbergestellt (siehe Anlage).

Brandenburg

Im Ergebnis verbleibt die Landeshauptstadt Potsdam bei der Nutzung der Ehrenamtskarte des

Landes Brandenburg.

Auf die nachfolgende Begriindung wird verwiesen.

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

] zuriickgestellt O zurlickgezogen Uberwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:

Biro der Stadtverordnetenversammlung




Finanzielle Auswirkungen? U

Ja
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Nein

(Ausfihrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberbirgermeister

Geschéftsbereich 1

Geschaftsbereich 3

Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 4
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Ergebnisse der Prifung und Gesprache

1. Der Ehrenamtspass des Landkreises Potsdam-Mittelmark
wird seit 21. Marz 2009 an auflergewdhnlich engagierte Blrgerinnen und Birger vergeben.

2. Das Engagement umfasst wenigstens 80 Stunden freiwilliger Tatigkeit im Jahr. Die Vergabe liegt
im Ermessen von inzwischen 14 Kommunen in Potsdam-Mittelmark, die beim Vorzeigen des
Ehrenamtspasses Verglnstigungen gewahren. Diese Kommunen erhalten jeweils 20 Karten pro
Jahr.

3. Die Vergabe erfolgt auf der Basis jahrlich neu einzureichender Vorschlage von Vereinen und
Einrichtungen im Landkreis.

4. Der Ehrenamtspass hat eine Gultigkeit von 1 Jahr. Er kann nicht verlangert, sondern muss danach
neu verliehen werden.

5. Die gewahrten Vorteile bestehen in ErmaRigungen bis hin zu freien Eintritten bei Museen und
Bibliotheken, fir Ausstellungen, Bader, Konzerte, Kurse der Kreisvolkshochschule, Angebote der
Kreismusikschule, Gesundheitskurse des Kreissportbundes u.a.m.

6. Die Akquise von privaten, gemeinnitzigen und offentlichen Vorteilspartnern erfolgt durch den
Arbeits- und Ausbildungsférderverein Potsdam-Mittelmark im Auftrag des Landkreises.

7. Die Reichweite des Ehrenamtspasses und der damit zu erzielenden Verginstigungen ist auf den
Landkreis Potsdam-Mittelmark begrenzt.

Durch die Einfihrung der Ehrenamtskarte des Landes Brandenburg im Jahr 2013, gultig in allen
kreisfreien Stadten und Landkreisen, wird dem Antrag dem Sinn nach Rechnung getragen.

Als Ergebnis der Initiative der Staatskanzlei des Landes Brandenburg, der Ehrenamtskonferenz der
Landeshauptstadt Potsdam, der Industrie- und Handelskammer Potsdam, des Arbeitskreises
Freiwilligenpass, der Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligenagenturen, des Handelsverbandes
Berlin-Brandenburg, der Unternehmen als Partner der Jugend (upj), des Landessportbundes, des
Landesjugendrings, der Landesverkehrswacht, der Tourismus Marketing Brandenburg GmbH, der
Burgerstiftung Potsdam, der BB Bank, des Vereins Soziale Stadt Potsdam e. V. u.a. wird die
Ehrenamtskarte des Landes Brandenburg an jede Uberdurchschnittlich engagierte Person in
Brandenburg vergeben. Ein Engagement von wenigstens 120 Stunden / Jahr wird vorausgesetzt. Sie
unterliegt keiner Kontingentierung

besitzt eine Gilltigkeit von zwei Jahren und kann fortlaufend verlangert werden

erzielt Vorteile ahnlich denen des Ehrenamtspasses Potsdam-Mittelmark

gewahrt Verglnstigungen in der Stadt, im Umland und daruber hinaus

wird von der Staatskanzlei kontinuierlich und nicht anlassbezogen ausgegeben

steht allen Brandenburgerinnen und Brandenburgern ab 14 Jahren zu

hat innerhalb von sechs Monaten Uber 77 Partner (Unternehmen, Geschafte, Institutionen)
gewonnen, darunter ein Drittel aus der Landeshauptstadt Potsdam

» fordert die Uberregionale Anerkennungsgemeinschaft und Anerkennungskultur

VVVYYVYYVYVY

Partner aus der Landeshauptstadt Potsdam sind zum Beispiel:

Biosphare Potsdam, bb Bank, Filmmuseum, Filmpark Babelsberg, Fluxus-Museum, Friedrich-
Reinsch-Haus, Hans Otto Theater, Haus der Brandenburgisch-PreuRischen Geschichte, Kabarett,
Kammerakademie Potsdam, Karin Genrich Moden, Naturkundemuseum, Nikolaisaal, Obelisk,
Potsdam Museum — Forum fiir Kunst und Geschichte, Potsdam Tourismus Service, Stiftung
Preuf3ische Schldsser und Garten, Thalia Potsdam, Villa Schéningen, Volkspark Potsdam ...

Die Landeshauptstadt Potsdam unterstitzt die Ehrenamtskarte des Landes Brandenburg und war an
inrer Entwicklung beteiligt. Eine regional eingegrenzte Anerkennung der Ehrenamtskarte des Landes
ist nicht moglich. Ein gesonderter Ehrenamtspass von Potsdam-Mittelmark und Landeshauptstadt
Potsdam als Erganzung oder Alternative wird qualitativ zu keinen anderen Vorteilen fihren, als sie
Inhabern der Ehrenamtskarte gewahrt wird. Wegen ihrer regionalen und Uberregionalen Reichweite
erscheint die Ehrenamtskarte des Landes bei den Partnern als werbewirksamer und ,lukrativer®.



Ehrenamtskarte Landkreis PM

Synopse, April 2013

Ehrenamtskarte Land Brandenburg

ANLAGE
Komponenten Formatbeschreibung fur LK Potsdam-Mittelmark Formatbeschreibung fur Land Brandenburg| Anmerkungen
Ausgabe durch 14 Kommunen, die selbst Ausgabe erfolgt durch die Staatskanzlei PM /fontingeﬁtfiert, Land
Ausgabe Verglinstigungen gewahren und jeweils 20 Karten des Landes, Koordinierungsstelle vergibt unlimitiert.
erhalten. burgerschaftliches Engagement
Karte wird "verliehen”, kann nicht von Privatpersonen Antragstellung durch jeden PMvergibtauf
) i . . o . Vorschlag von Vereinen
Antrag beantragt werden; Vorschlage nur von Vereinen und Engagementtrager fir jede engagierte etc.- Land vergibt auf
Einrichtungen Person maoglich Antrag.
Verleihung findet zu besonderen Anlassen statt: Antrag und Ausgabe Uber das ganze Jahr
Anlass z.B. Neujahrsempfang, Seniorenwoche, Stadtfest hinweg mdoglich, nicht anlassbezogen
oder Sitzung Gemeindevertretung
Maximal 300 Karten pro Jahr (landkreisweit). Ausgabe erfolgt in unbegrenzter H6he
Anzahl Kommunen verleihen ihre Karten nach ihrem ("unlimited")
Ermessen.
Format Scheckkartenformat mit Angabe von: Namen, Adresse, ﬁgrfgﬁkgtigﬁ;?;tﬂt:SS;ZE;OW In beiden Féllen ohne
Ausgabetag, Gltigkeitsdauer. A ’ ’ Lichtbilderfordernis
Gultigkeitsdauer.
Giiltigkeit 1 Jahr Gultigkeit, nicht verlangerbar. 2 Jahre Gltigkeit.

Geltungsgebiet

LHP, Ehrenamtskoordination

Ehrenamtskarte wird jahrlich neu verliehen.

Landkreisweit.

Fortlaufend um zwei Jahre verlangerbar.

Landesweit. Spatere Anerkennung
auch im Land Berlin wird angestrebt.

Zusammenstellung mit Unterstitzung der Koordinierungsstelle in PM

Stand: 24.04.2013



Ehrenamtskarte Landkreis PM

Synopse, April 2013

Ehrenamtskarte Land Brandenburg

Komponenten Formatbeschreibung fur Potsdam-Mittelmark Formatbeschreibung fur Land Brandenburg| Anmerkungen
Keine Aufwandsentschadigung Uber den Auslagen-  Keine Aufwandsentschadigung CUber den
. Ersatz hinaus Auslagenersatz hinaus
Konditionen - , , L , ,
Freiwilligenarbeit von mindestens 80 Stunden pro Jahr, Freiwilligenarbeit von 120 Std. bei 5 Jahren
bei ,auBergewdhnlichem® Engagement und 240 Std. bei 3 Jahren
(Uberdurchschnittliches Engagement)
private, gemeinnitzige und 6ffentliche Offentliche Kulturinstitutionen, Stiftungen,
Partner Unternehmen, Betriebe und Institutionen Freizeiteinrichtungen, Verbande und
(regionale Akteure) Vereine, Unternehmen, Banken
(regionale und Uberregionale Akteure) In Potsdam z. B.
L . o i Naturkundemuseum,
ErmaBigter odgr freier Emft_ntt in  Museen, fur Zwei Karten zum Preis von 1 Ticket. Potsdam-Museum,
Vorteil & Ausstellungen, Kino, Theater, Bader, Konzerte Kabarett, HOT,
Veraiinstiaun ErmaBigte oder freie Nutzung in Bibliotheken Freier Eintritt an Tagen und Stunden Kammmerakademie,
(Beigspiele)g 9 Ermé&Bigung auf Kurse Kreisvolkshochschule PM Einkaufsrabatte und Aktionsboni Nikolaisaal,

Koordinierung

Homepage

LHP, Ehrenamtskoordination

ErmaBigung auf U-Std. Kreismusikschule PM
ErmaBigung auf Gesundheitskurse Kreissportbund

Arbeits- und Ausbildungsférderungsverein PM im
Auftrag des Landkreises

E-Mail: freiwillig-pom@aafv.de

Filmmuseum Filmpark
Babelsberg, Volkspark
u.a.m.

ErméaBigungs- statt Normaltarife
1 EURO — Angebote

Staatskanzlei des Landes Brandenburg
Referat Burgerschaftliches Engagement

Gemeinschaftsinitiative von
Freiwilligenagenturen, Kammern,
Kommunen, Unternehmen, Geschéften,
Institutionen, Vereinen und Verbanden

www.ehrenamtskarte-pm.de

www.ehrenamtiskarte.brandenburg.de

www.ehrenamt-potsdam.de

Zusammenstellung mit Unterstitzung der Koordinierungsstelle in PM

Stand: 24.04.2013
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m?])—\Mi Landeshauptstadt Mitteilu ngsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

\— Potsdam
N e 13/SVV/0371

Der Oberblrgermeister

Betreff: . offentlich
Kooperation mit Potsdam-Mittelmark im OPNV

beziiglich
DS Nr.: 13/SVV/0125

Erstellungsdatum 30.05.2013

Eingang 902: 30.05.2013

Einreicher: GB Stadtentwicklung und Bauen 4/461

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

05.06.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung: Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Grundsatzlich erfolgt die Abstimmung zum OPNV zwischen der Landeshauptstadt Potsdam und
dem Landkreis Potsdam-Mittelmark im Hinblick auf die Linienfihrung und die Taktung der die
Stadtgrenzen Uberschreitenden Linien bereits regelmafdig. Darlber hinaus ist vor dem Hintergrund
der bestehenden komplexen Verkehrsbeziehungen eine integrierte Betrachtung der Verflechtungen
wichtig.

Die Umsetzung des Beschlusses erfolgt daher im Rahmen einer auf Initiative von
Oberburgermeister Jakobs und Landrat Blasig bei einem Gesprach Anfang Marz 2013 gegriindeten
Arbeitsgruppe ,Verkehr* der Landeshauptstadt Potsdam und des Landkreises Potsdam-Mittelmark.
Neben den fachlich zustédndigen Bereichen der Stadt- und Landkreisverwaltung sind hierbei auch
die Stadte bzw. Gemeinden Kleinmachnow, Michendorf, Nuthetal, Schwielowsee, Stahnsdorf,
Teltow und Werder einbezogen.

Aufgabe der Arbeitsgruppe ist es, die verschiedenen Malinahmen im Bereich des Verkehrs (v.a. des
StralRenverkehrs, des OPNV und des Radverkehrs) miteinander abzustimmen und gemeinsame
Vorschlage fir die Bewaltigung der Herausforderungen unter anderem beim Pendlerverkehr zu

erarbeiten.
Fortsetzung der Mitteilung Seite 3

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

] zuriickgestellt O zurlickgezogen Uberwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:

Biro der Stadtverordnetenversammlung




Finanzielle Auswirkungen? U

Ja
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Nein

(Ausfihrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberbirgermeister

Geschéftsbereich 1

Geschaftsbereich 3

Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 4
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Die Auftaktsitzung fand im April 2013 statt. Dabei wurde unter anderem die Einsetzung von drei
Unterarbeitsgruppen beschlossen, die sich an den jeweiligen Einfahrtsrichtungen nach Potsdam
orientieren. Diese haben bisher jeweils ein Mal getagt. Weitere Sitzungen der Unterarbeitsgruppen
und der Arbeitsgruppe insgesamt sind im Juni 2013 geplant.

Zum jetzigen Zeitpunkt wurden erste Uberlegungen fiir mdgliche MaRnahmen angestellt, die im
weiteren Beratungsprozess noch genauer gepruft, verfeinert und konkretisiert bzw. zeitlich und
inhaltlich priorisiert werden sollen. Ergebnis wird eine MaRnahmenliste als Grundlage fir die weitere
Arbeit der jeweiligen Gebietskorperschaften sein, deren EinzelmaRnahmen nicht zuletzt in laufende
bzw. anstehende Planungsprozesse einflieen sollen. Ein Zwischenergebnis ist fur Ende Juni 2013
vorgesehen. Die abschliefende MalRnahmenliste wird in der zweiten Jahreshalfte vorliegen. Darlber
wird dann unter Einbeziehung des Hauptausschusses und des Ausschusses fur Stadtentwicklung und
Bauen berichtet.
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m?])—\Mi Landeshauptstadt Mitteilu ngsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

\— Potsdam
N e 13/SVV/0344

Der Oberblrgermeister

Betreff: offentlich
Wohnungsunterbringungskonzept fir asylsuchende und geduldete Personen

beziiglich
DS Nr.:

Erstellungsdatum 22.05.2013

Eingang 902: 22.05.2013

Einreicher: FB Soziales, Gesundheit und Umwelt

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

05.06.2013 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Inhalt der Mitteilung: Die Stadtverordnetenversammlung nimmt zur Kenntnis:

Wohnungsunterbringungskonzept fiir asylsuchende und geduldete Personen

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

] zuriickgestellt O zurlickgezogen Uberwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:

Biro der Stadtverordnetenversammlung
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Finanzielle Auswirkungen? 0 Ja [0 Nein

(Ausfihrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

Fir die Umsetzung des Wohnungsunterbringungskonzeptes ist es zwingend erforderlich, den Bereich
383 (Soziales Leistungen) mit einem Mitarbeiter zu verstarken, der die Gesprdche mit den
asylsuchenden und geduldeten Personen fiihrt und ggf. Unterstlitzung koordiniert. Auf Grund der
derzeitigen Zuweisungszahlen wird von ca. 100 Personen ausgegangen, mit denen jeweils mind. 3
Gesprache zu fuhren und auszuwerten sind. Diese MaRnahme wirde zu Mehrausgaben im
Personalkostenbereich von ca. 44.600,00 € fihren.

Dem Bereich 383 wurde ab dem Jahr 2013 eine Stelle fur einen Sozialermittler (E 6) unter Vorbehalt
einer Strukturprifung bewilligt.

Da aber aus Sicht des FB 38 die Umsetzung des Wohnungsunterbringungskonzeptes Prioritat hat,
soll diese Stelle, in Abstimmung mit dem Servicebereich Verwaltungsmanagement, in eine
Fallmanagerstelle (E 9) umgewandelt werden.

Eine verstarkte Unterbringung von Asylsuchenden und geduldeten Personen (alleinstehend) in
Wohnungen auflerhalb der Gemeinschaftsunterkunft verursacht gegeniber einer strikten
Unterbringung dieses Personenkreises in Gemeinschaftsunterkinften unter Umstanden hdhere
Kosten fir die Kommune. In Anbetracht der Tatsache, dass die Zuweisungszahlen ansteigen und auf
langere Sicht die Unterkinfte in der GU nicht ausreichen werden, kann durch die verstarkte
Unterbringung in Wohnungen die Anzahl und die Dimension der zu errichtenden weiteren
Einrichtungen so gering wie moglich gehalten werden.

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschaftsbereich 2
Geschaftsbereich 3 Geschéftsbereich 4
Begriindung:

Die Anforderungen an Unterbringung und Integration von Flichtlingen und Asylsuchenden haben sich
in den letzten Jahren im Land Brandenburg verandert. Seit dem Jahr 2010 hat sich die Zahl der
Zuwanderungen aus Krisen- und Kriegsgebieten erhoht.
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2002 | 2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013

108 |110 |82 |54 |37 |43 |24 |28 |38 |72 |78 |VOoranS™
ca. 110

Der Landtag Brandenburg hat in seiner 58. Sitzung am 07.06.2012 den Beschluss gefasst, die
Lebenssituation von Flichtlingen, Asylbewerberinnen und Asylbewerbern im Land Brandenburg zu
verbessern.

Insbesondere soll gemeinsam mit den Landkreisen und kreisfreien Stadten ein Konzept fur
Flichtlinge, Asylbewerberinnen und Asylbewerber erarbeitet werden, welches langfristig die
Unterbringung in Wohnungen zum Ziel hat. Die Regelverweildauer in Gemeinschaftsunterkinften fiir
Fluchtlinge, Asylbewerberinnen und Asylbewerber soll daher kinftig maximal 12 Monate betragen.
Bei Personen mit besonderer Schutzbedurftigkeit sollte bereits nach sechsmonatiger Verweildauer
eine Unterbringung in Wohnungen geprift werden.

Die Landeshauptstadt Potsdam konnte bereits im Jahr 2012 nur unter gréfRten Anstrengungen die
Aufnahmequote des Landes erflllen und dies auch erst im Januar 2013. Das Land hatte der
Landeshauptstadt Potsdam bereits im Oktober 2012 die Ersatzvornahme, fur den Fall der
Nichterfillung der Quote, angedroht.

Im Jahr 2013 konnten bisher erst 26 von insgesamt 110 aufzunehmenden Flichtlingen aufgenommen
werden. Die Gemeinschaftsunterkiinfte am Schlaatz (180 Platze) und in der Hegelallee (13 Platze)
sind voll ausgelastet.

Ziel des Wohnungsunterbringungskonzeptes ist es Asylsuchende auf ein eigenstindiges und
unabhangiges Leben in einer Wohnung intensiv vorzubereiten. Die Asylsuchenden sollen durch
Anregungen und Hilfestellungen gezielt auf die mit dem Leben in einer Wohnung verbundenen
Anforderungen vorbereitet werden. In diesem Rahmen wird die LHP den Asylsuchenden auch
Sprachkurse anbieten, da Sprache der erste Schritt auf dem Weg der Integration ist.

Die Uberarbeitung des Wohnungsunterbringungskonzeptes aus dem Jahr 2002 soll den
Zielstellungen des Potsdamer Integrationskonzeptes (Punkt C1.3) Rechnung tragen.
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Wohnungsunterbringungskonzept
far asylsuchende und geduldete Personen
Stand 11.02.2013

Einleitung/ Ziel

Die Anforderungen an Unterbringung und Integration von Flichtlingen und Asylsuchenden
haben sich in den letzten Jahren im Land Brandenburg verandert. Seit dem Jahr 2010 hat
sich die Zahl der Zuwanderungen aus Krisen- und Kriegsgebieten erhéht. Der Landtag
Brandenburg hat daher in seiner 58. Sitzung am 07.06.2012 den Beschluss gefasst, die
Lebenssituation von Flachtlingen, Asylbewerberinnen und Asylbewerbern im Land
Brandenburg zu verbessern.

Insbesondere soll gemeinsam mit den Landkreisen und kreisfreien Stadten ein Konzept fur
Flichtlinge, Asylbewerberinnen und Asylbewerber erarbeitet werden, welches langfristig die
Unterbringung in Wohnungen zum Ziel hat. Die Regelverweildauer in
Gemeinschaftsunterkiinften fir Flichtlinge, Asylbewerberinnen und Asylbewerber soll daher
kinftig maximal 12 Monate betragen. Bei Personen mit besonderer Schutzbedurftigkeit
sollte bereits nach sechsmonatiger Verweildauer eine Unterbringung in Wohnungen gepruft
werden.

Ziel des Unterbringungskonzeptes ist es, Asylsuchende auf ein eigenstédndiges und
unabhéngiges Leben in einer Wohnung vorzubereiten. Der Asylsuchende soll durch
Anregungen und Hilfestellungen gezielt auf die mit dem Leben in einer Wohnung
verbundenen Anforderungen vorbereitet werden. Das Wohnungsunterbringungskonzept
dient vorrangig der Pravention, um Vereinsamung, Uberforderungen des Asylsuchenden und
mangelnde Integration entgegenzuwirken.

Die Regelverweildauer in einer Gemeinschaftsunterkunft kann bedingt durch den aktuellen
Wohnungsmarkt Schwankungen unterliegen. Ein Rechtsanspruch auf eine Wohnung kann
nicht geltend gemacht werden.

Vor diesem Hintergrund wird mit der Anderung des ,Konzeptes zur Unterbringung von
Zuwanderern in Potsdam®, welches durch die Stadtverordnetenversammlung am 23.01.2002
beschlossen wurde, den neuen Anforderungen Rechnung getragen.

Zielgruppen

Mit dem Konzept zur Unterbringung von Zuwanderern in Potsdam wird das Verfahren zur
Unterbringung von

- Asylsuchenden im laufenden Asylverfahren i.S. des § 55 AsyIViG'
- ,Geduldete” Personen i.S. des § 60 a AufenthG®

geregelt.

Rechtliche Grundlagen

Die rechtliche Grundlage fur die Unterbringung von Asylsuchenden ist der § 53 des
Asylverfahrensgesetzes. = Demnach  sind  Asylsuchende in der Regel in
Gemeinschaftsunterkinften unterzubringen.

! AsylVIG: Asylverfahrensgesetz

2 AufenthG: Aufenthaltsgesetz
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Die in § 53 Abs. 1 Asylverfahrensgesetz gewahlte Formulierung ,in der Regel® schlieBt
jedoch andere Formen der Unterbringung von Asylsuchenden nicht aus. Damit besteht
grundsatzlich auch die Mdglichkeit der Unterbringung von Asylsuchenden auBerhalb von
Gemeinschaftsunterkunften, also beispielweise in Wohnungen.

Gegenlber den Personen, denen eine Duldung ausgesprochen worden ist, ist das
Asylverfahrensgesetz nicht anzuwenden. Eine direkte Unterbringungspflicht von geduldeten
Personen in Gemeinschaftsunterkiinften ist nach § 61 Aufenthaltsgesetz nicht
vorgeschrieben. Aus dem Asylverfahrensgesetz wirkt fir ehemalige Asylsuchende lediglich
die rdumliche Aufenthaltsbeschréankung auf den zugewiesenen Wohnort nach.

Bisheriges Verfahren in der Landeshauptstadt Potsdam

Im Regelfall wurden Asylsuchende und geduldete Personen bisher in der
Gemeinschaftsunterkunft untergebracht. Nach 3 Jahren (Familien, Alleinstehende mit
Kindern) bzw. nach 5 Jahren (Alleinstehende) konnten diese nach Prifung, ob
auslénderrechtliche Griinde einer Wohnraumversorgung entgegenstehen, in eine Wohnung
auBerhalb der GU® umziehen. Aus besonderen Griinden (Krankheit, Traumata, sexuelle
Belastigung) konnte die Verwaltung nach Priafung des Einzelfalles einer friheren
Wohnsitznahme auBerhalb der GU zustimmen.

Da es in der Vergangenheit in einigen Fallen dazu kam, dass Personen in der eigenen
Wohnung an der Bewaltigung des Alltags gescheitert sind, wurde zusétzlich im Rahmen von
Anhérungen gepruft, ob ausreichende Sprachkenntnisse vorhanden sind und ob Grinde
vorliegen, die eine Wohnsitznahme auBerhalb der Gemeinschaftsunterkunft erforderlich
machen.

Zukunftiges Verfahren zur Unterbringung von Zuwanderern in Potsdam

In der LHP* soll die Unterbringung von Asylsuchenden und geduldeten Personen in
Gemeinschaftsunterkiinften in der Regel 12 Monate betragen. Besonders schutzbediirftige
Personen sollen nicht langer als 6 Monate in der Gemeinschaftsunterkunft verweilen. Je
nach Einzelfall kénnen neben der Unterbringung in einer Wohnung auch weitere
Unterbringungsformen gepruft werden.

Von einem Regelfall fir die Mdglichkeit der Anmietung einer Wohnung ist auszugehen, wenn
der/die Asylsuchende oder geduldete Person als wohnféhig eingeschatzt wird und keine
ausléanderrechtlichen Grinde vorliegen, die einer Zustimmung zur Wohnsitznahme
auBerhalb der Gemeinschaftsunterkunft entgegenstehen.

Grunde zur Versagung der Wohnsitznahme auBerhalb der Gemeinschaftsunterkunft liegen
insbesondere in folgenden Fallen vor:

- Leistungskirzung nach §1a AsylbLG®
- Abschiebung der betroffenen Person steht in absehbarer Zeit bevor
- anhéangiges Strafverfahren

Die Feststellung der Wohnféhigkeit bedarf einer intensiven Prifung. Vor allem aber einer
Unterstitzung und Begleitung der Asylsuchenden. Die LHP sieht es daher als ihre Aufgabe
an, die Asylsuchenden auf ein selbsténdiges Leben in einer Wohnung vorzubereiten, um
personliche Konflikte, Verletzung von vertraglichen Verpflichtungen, aber auch Isolation zu
vermeiden.

Um die Asylsuchenden intensiv auf ein eigenstdndiges Leben in einer Wohnung
vorzubereiten, beginnt die Betreuung der/des Asylsuchenden direkt nach der Aufnahme in

% GU: Gemeinschaftsunterkunft
* LHP: Landeshauptstadt
® AsylbLG: Asylbewerberleistungsgesetz
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Potsdam. Hierzu wird ein dreistufiges Verfahren zur Feststellung der Wohnfahigkeit
eingeleitet (Erstgesprach, Zwischengesprach, Abschlussgesprach).

1.

Erstgesprach

Das Erstgesprach wird durch eine/n Sozialarbeiter/in der Gemeinschaftsunterkunft fir
Asylbewerber und einem/einer Mitarbeiter/in des Fachbereiches 38 (Soziales,
Gesundheit und Umwelt) mit der/dem Asylsuchenden gefiihrt. Die Einladung zum
Erstgesprach erfolgt durch die Mitarbeiter der Gemeinschaftsunterkunft in Absprache
mit dem Fachbereich 38. Das Erstgespréach findet in der Gemeinschaftsunterkunft far
Asylbewerber statt. Das vertraute Umfeld soll der/dem Asylsuchenden Sicherheit
vermitteln und dadurch eine Uberforderung und Uberlastung der/des Asylsuchenden
verhindern. Hintergrund des Erstgespraches ist es, der/dem Asylsuchenden zunéachst
einen allgemeinen Uberblick Uber das Wohnungsunterbringungskonzept zu
vermitteln. Anhand des Leitfadens zur Einschatzung der Wohnfahigkeit (siehe
Anlage) werden mit der/dem Asylsuchenden die einzelnen Kriterien, die fur die
Beurteilung der Wohnfahigkeit von Bedeutung sind, erortert. Darlber hinaus wird
der/dem Asylsuchenden das Wohnungsunterbringungskonzept in mehreren
Sprachen zur Verflgung gestellt. Bei Sprachschwierigkeiten und
Verstéandigungsproblemen ist es Aufgabe der Gemeinschaftsunterkiinfte, einen
Sprachmittler zur Verfligung zu stellen.

Im Erstgesprach sollen mégliche Probleme, die in Bezug auf die Wohnfahigkeit
bestehen konnten, thematisiert werden. Der/dem Asylsuchenden wird die Mdglichkeit
des Abschlusses einer Zielvereinbarung unterbreitet. Die Zielvereinbarung dient
dem/der Asylsuchenden als Leitfaden, um ein messbares Ergebnis im Hinblick auf
die eigene Wohnfahigkeit zu erhalten. Jedoch ist der Abschluss einer
Zielvereinbarung grundsatzlich freiwillig. Die Zielvereinbarungen sollen das Ziel der
Integration der/des Asylsuchenden verfolgen. Hierzu zahlen das Erlernen der
deutschen Sprache, die Kontaktaufnahme auBerhalb der Gemeinschaftsunterkinfte
(Eingliederung in die Gesellschaft) sowie die Anndherung an die Gewohnheiten der
Aufnahmegesellschaft. Mégliche Zielvereinbarungen kénnten daher z.B. der Besuch
eines Deutschkurses, die Durchflhrung gemeinnitziger Arbeit in der
Gemeinschaftsunterkunft oder ehrenamtliche Téatigkeiten sein.

Beim Abschluss der Zielvereinbarungen ist auf die bereits bestehenden
Angebotsstrukturen (z.B. ehrenamtliche) in der Landeshauptstadt Potsdam
hinzuweisen.

Zwischengespréach

Das Zwischengespréach erfolgt nach ca. 4 Monaten. Das Gesprach wird durch eine/n
Sozialarbeiter/in der Gemeinschaftsunterkunft fiir Asylbewerber und einem/einer
Mitarbeiter/in des Fachbereiches 38 mit der/dem Asylsuchenden geflihrt. Jedoch
findet das Gesprach in den Dienstrdumen der Stadtverwaltung Potsdam statt.
In dem gemeinsamen Gespréach sollen folgende Themen erdrtert werden:

o Umsetzungsstand der Zielvereinbarung

o Wohnverhalten der/ des Asylsuchenden in der GU

o Médgliches Konfliktpotential

o Integrationsstand

Das Zwischengesprach dient dazu sich einen Uberblick (iber die Wohnfahigkeit
der/des Asylsuchenden zu verschaffen. Der/dem Asylsuchenden soll deutlich
gemacht werden, ob eine Wohnungsunterbringung nach 6 bzw. 12 Monaten
realistisch erscheint. Sollte im Ergebnis des Zwischengespraches deutlich werden,
dass die/der Asylsuchende das Ziel der Wohnféhigkeit nicht erreichen wird, ist die/der
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Asylsuchende darauf hinzuweisen. Hierdurch soll der/dem Asylsuchenden deutlich
gemacht werden, dass eine Unterbringung in einer Wohnung nur bei aktiver Mitarbeit
und nachweisbaren Integrationsbemuihen maoglich ist.

Bei Bedarf sind weitere Strategien und Lésungsansatze zu entwickeln.

3. Abschlussgespréch

Das Abschlussgesprach erfolgt nach ca. 10 Monaten (bei besonders
schutzbedurftigen Personen nach 6 Monaten). Das Gesprach wird durch einen/einer
Sozialarbeiter/in der Gemeinschaftsunterkunft und einem/einer Mitarbeiter/in des
Fachbereiches 38 mit der/dem Asylsuchenden geftihrt. Das Gesprach findet in den
Dienstraumen der Stadtverwaltung Potsdam statt.

Die Themenschwerpunkte des Zwischengespraches werden wieder aufgegriffen, um
sich einen aktuellen Uberblick Uber die Entwicklung der/des Asylsuchenden im
Hinblick auf ihre/seine Wohnfahigkeit zu verschaffen.

Grundsatzlich wird abgeprift, ob die/der Asylsuchende in eine eigene Wohnung
ziehen mdchte. Besteht der Wunsch in eine eigene Wohnung zu ziehen, wird der
Antrag auf Zustimmung zur Wohnsitznahme auBerhalb der GU geprift.

Die Prifung des Antrages erfolgt auf Grundlage des Leitfadens zur Einschatzung der
Wohnféhigkeit durch den/die Mitarbeiter/in des Fachbereiches 38. Im Ergebnis wird
festgelegt, ob die/der Asylsuchende selbstédndig in der Lage ist, eine eigene
Wohnung zu bewirtschaften oder ob die/der Asylsuchende zum jetzigen Zeitpunkt
besser in der Gemeinschaftsunterkunft verbleiben sollte.

Verfahren:

o Der Asylsuchende ist nach Einschatzung des Fachbereiches 38 selbstandig in
der Lage eine eigene Wohnung zu bewirtschaften

Weiterleitung des Ergebnisprotokolls an den AsylbLG-
Leistungssachbearbeiter. Der Leistungssachbearbeiter erstellt dann den
Zustimmungsbescheid.

Bei Einverstéandnis der/des Asylsuchenden, Mitteilung an den/die zustandigen
Sozialarbeiter/in zur Begleitung der/des Asylsuchenden beim Umzug aus der
Gemeinschaftsunterkunft in eine Wohnung.

o Der Asylsuchende ist nach Einschatzung des Fachbereiches 38 noch nicht in
der Lage selbsténdig eine eigene Wohnung zu bewirtschaften

Einberufung  einer  Fallkonferenz mit den  Sozialarbeitern  der
Gemeinschaftsunterkunft, dem Bereich Wohnen und dem zustandigen
Mitarbeiter des Fachbereiches 38. In der Fallkonferenz wird der Leitfaden zur
Einschatzung der Wohnfahigkeit mit der/dem Asylsuchenden ausgewertet. Im
Ergebnis der Fallkonferenz soll ein Hilfeplan erarbeitet werden.

Ubergangsregelung

Die Umsetzung dieses Konzeptes erfolgt mit den Personen, die nach Beschlussfassung
durch die Stadtverordnetenversammlung der LHP zugewiesen werden.

Fir Personen, die bereits in Potsdam leben, wird das bisherige Verfahren angewandt. Zur
Herstellung der Transparenz der Verwaltungsentscheidung wird das Verfahren durch den
Wohnféhigkeitscheck erganzt.
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Anlage 1

Leitfaden zur Einschatzung der Wohnfahigkeit

Personliches Profil

Schutzbeddrftige Person

O nein

Name, Vorname

Einzelperson oder Familie

in Potsdam seit

Bisheriger Aufenthalt

Beweggriinde flr den Auszug
aus der GU fur Asylbewerber

Muttersprache und weitere
Sprachkenntnisse

Aufenthaltsstatus

Bleibeprognose der ABH

Leistungsbezug AsylbLG
(§§ 3,2 oder 1a AsylbLG)

Wohnsituation

Kriterium

Ja/Nein/trifft nicht zu

Bemerkung

Wohnverhalten in einer Wohnung

Lag bereits ein Mietverhaltnis
vor?

Warum besteht das
Mietverhaltnis nicht mehr?

Liegen Mietschulden/
Energieschulden vor?

Wenn ja, H6he
Bei wem?

Tilgung seit wann?
Ho6he der Tilgung
RegelmaBigkeit

Raumungsklage
Zwangsraumung
Hauptgrund:
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Wohnverhalten in der Gemeinschaftsunterkunft

Ordnung und Sauberkeit

Angemessenes Sozialverhalten
in der Gemeinschaft

Larm/ Ruhebelastigung

Tagesstruktur vorhanden

Info zum sparsamen Umgang
mit Wasser und Energie durch
die Sozialarbeiter der GU (ja/

nein)

Lebensumstinde

Kriterium

Ja/Nein/Trifft nicht zu

Bemerkung

Haft
Bewéhrung

Sucht

Psychische Schwierigkeiten/
Behinderungen/ Krankheiten

Schulden?

Sonstige Umstande

Einschéatzung unterschiedlicher Leistungstrager

Einschatzung Sozialarbeiter GU

Kriterium

Einschatzung

Kenntnisse der deutschen
Sprache

Fahigkeit, bestehende
Probleme zu erkennen und sich
Hilfe von entsprechenden
Institutionen zu holen

aktive Beteiligung an der
Lésung der Probleme

Bereitschaft zur Kommunikation

Verhalten und Rucksichtnahme
gegeniber Mitbewohnern in
Bezug auf soziales Verhalten,
Larm etc.
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Konfliktfahigkeit

Besonderheiten/ Probleme

Einschatzung Auslanderbehérde

Kriterium

Einschatzung

Kenntnisse der deutschen
Sprache

Einhaltung von Terminen und
Absprachen
(Mitwirkungspflichten)

Besonderheiten/ Probleme

Einschéatzung SB Asyl

Kriterium

Einschatzung

Kenntnisse der deutschen
Sprache

Einhaltung von Terminen und
Absprachen
(Mitwirkungspflichten)

Besonderheiten/ Probleme

Integration

Kriterium

Ja/Nein/Trifft nicht zu

Bemerkung

Qualifizierter Deutschkurs
(welcher Lehrgang/ wann
abgeschlossen?)

gzA- Tétigkeit, ehrenamtliche
Tatigkeiten

Bereitschaft zum selbstandigen
Leben

personliches Netzwerk
(Unterstlitzungsstrukturen)

Gibt es Freunde, Bekannte/
Familie die unterstutzend téatig
sind?

Werden Angebote der
Flichtlingsberatungsstellen
oder anderer Institutionen
wahrgenommen?
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m?])—\Mi Landeshauptstadt Mitteilu ngsvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

@ Potsdam

Der Oberblrgermeister

13/SVV/0379

Betreff: offentlich
Unterbringung von Asylsuchenden

beziiglich
DS Nr.:

Erstellungsdatum 06.06.2013

Eingang 902: 06.06.2013

Einreicher: FB Soziales, Gesundheit und Umwelt

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium

19.06.2013 Hauptausschuss

Inhalt der Mitteilung: Der Hauptausschuss nimmt zur Kenntnis:
Umsetzungsvorschlage zur Aufnahme von Asylsuchenden in der Landeshauptstadt Potsdam:

Bereits zum Ende des Jahres 2012 musste die Verwaltung davon ausgehen, dass fur das Jahr 2013 mit
einer erheblichen Erhdhung der Aufnahmequote fur auslandische Fluchtlinge zu rechnen ist und hat mit
Hochdruck mit der Prifung infrage kommender Grundstlicke begonnen.

Im Januar 2013 wurde der LHP durch das MASF mitgeteilt, dass die Aufnahmequote flr ausléndische
Flichtlinge im Jahr 2013 bei 110 Personen liegt.

Mit Schreiben vom 10.05.2013 wurde diese sodann auf 153 Personen nach oben korrigiert. Dies stellt
nahezu eine Verdoppelung zum Vorjahr (78 Personen) dar. Gleichzeitig forderte das MASF
nachdricklich dazu auf, die erforderlichen Aufnahmekapazitaten umgehend zu schaffen.

Die Zentrale Auslanderbehdérde in Eisenhuttenstadt drangt mit Schreiben vom 27.05.2013 darauf, die
Anzahl der Freimeldungen von Aufnahmekapazitaten zu erhéhen sowie ggf. Gber die Vorhaltung von
Notunterkiinften nachzudenken.

Beratungsergebnis
Zur Kenntnis genommen:

Gremium: Sitzung am:

] zuriickgestellt O zurlickgezogen Uberwiesen in den Ausschuss:

Wiedervorlage:

Biro der Stadtverordnetenversammlung




Finanzielle Auswirkungen? U

Ja

TOP 4.7

Nein

(Ausfihrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6ffentl. Férderung),
beantragte/bewilligte 6ffentl. Férderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Oberbirgermeister

Geschéftsbereich 1

Geschaftsbereich 3

Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 4
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Fortsetzung der Mitteilung:

Anzahl der in den letzten Jahren zugewiesenen auslandischen Flichtlinge aus der
Zentralaufnahmeeinrichtung in Eisenhiittenstadt:

Jahr Anzahl der
aufgenommen
en Personen
2007 43
2008 24
2009 28
2010 38
2011 72
2012 78
2013 153

In den vergangenen Monaten konnten die erhdhten Fallzahlen zugewiesener auslandischer
Flichtlinge erflllt werden, indem die durchschnittliche Aufenthaltsdauer in den beiden
Gemeinschaftsunterkinften deutlich gesenkt und der entsprechende Personenkreis in Wohnungen
innerhalb der Landeshauptstadt Potsdam untergebracht wurde. (Im Zeitraum vom 01.04.2012 bis
31.03.2013 konnten 73 Personen in insgesamt 41 Wohnungen vermittelt werden.)

In 2013 wurden von der vorlaufig zu erwarteten Aufnahmequote von insgesamt 153 Personen bis
Stichtag 27.05.2013 insgesamt 33 Personen aufgenommen, so dass bis zu Jahresende 2013 mit
weiteren 120 aufzunehmenden auslandischen Flichtlingen zu rechnen ist.

Benoétigter Platzbedarf in 2013/2014:

2013:

bereits untergebrachte Personen 193 Personen

erwartete Zuweisungen 153 Personen
346 Personen

ausziehen werden ca. 70 Personen

Platzbedarf in 2013 276 Platze

Defizit 2013: 83 Platze (276 abzgl. 193 vorgehaltener Platze)

2014:

Platzbedarf 276 Personen

erwartete Zuweisungen mindestens 153 Personen
429 Personen

ausziehen werden in 2014 ca. 70 Personen

Platzbedarf in 2014 359 Platze

Defizit 2014: 166 Platze (359 abzgl. 193 vorgehaltener Platze)

Obwohl die Landeshauptstadt weiterhin alle Anstrengungen unternehmen wird, die — noch nicht
beschlossenen — Leitlinien des Landes Brandenburg zur verkurzten Verweildauer in
Gemeinschaftsunterkiinften umzusetzen, wird der angespannte Wohnungsmarkt in der LHP dieses
nur bedingt zulassen. Die Schaffung einer weiteren Gemeinschaftsunterkunft ist aufgrund der
dargestellten Zuweisungszahlen unerlasslich.

Hierzu hat der Fachbereich Soziales, Gesundheit und Umwelt in den vergangenen Monaten
insgesamt 35 Objekte (unbebaute und bebaute Grundstlicke) fiir eine entsprechende Nutzung
gepruft. Als Ergebnis kommt aus fachlicher Sicht aktuell nur eine Liegenschaft in Frage, welche ohne
Restriktionen oder auch Einschrankungen sofort nach einer notwendigen Vorbereitungszeit mit
entsprechenden Kosten nutzbar wéare. Uber eine weitere Option sind fir 2014 noch weitergehende
Verhandlungen notwendig. Der Migrantenbeirat sowie die Beauftragte fur Migration und Integration
sind in das Verfahren eingebunden.
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Bei der in Frage kommenden Liegenschaft handelt es sich um die bislang nicht erschlossene
Grundstucksflache Am Buchhorst 33.

Das unbebaute und sich im Eigentum der Landeshauptstadt Potsdam befindliche Grundstiick kann
kurzfristig noch in 2013 erschlossen werden. Gleichzeitig konnen zwei Wohncontainermodule
(Aufnahmekapazitat je Containermodul: 50 Personen) gemietet oder erworben und auf dem
Grundstick aufgestellt werden. Hierdurch ware auch perspektivisch ein Riickbau der Flache denkbar,
so dass die Vermarktungsinteressen des Bereiches Wirtschaftsforderung an diesem Grundstlck nicht
verloren gingen, sondern lediglich zurlickgestellt werden wirden.

An dem Integrationskonzept der LHP sowie dem Wohnungsunterbringungskonzept wird
selbstverstandlich festgehalten.

Parallel dazu wird auch hier der Betrieb der Einrichtung an einen freien Trager nach erfolgtem
Ausschreibungsverfahren Ubergeben.

Bei Anhaltenden steigenden Zuweisungszahlen in den nach 2014 folgenden Jahren, muss die LHP
weitere Unterbringungsmdglichkeiten erschlief3en.

Vorlaufige Kostenschatzung:

Nach Prufung als Ergebnis eines ersten Vorgesprachs geht der Kommunale Immobilienservice (KIS)
von Gesamtkosten in Hohe von ca. 1.500.000,00 € aus (davon 100.000,00 € Erschliefungskosten
sowie Investitionsmittel fur Ausstattung i. H. v. 40.000,00 €). Hierbei wird mit 100 unterzubringenden
Personen gerechnet.

Als Ergebnis einer vorlaufigen Kostenschatzung wirden Uber 5 Jahre als Mietkosten (Kaufmiete)
etwa 1.400.000,00 € anfallen.

Ergebnis: jahrliche Mietkosten in Hohe von 280.000,00 €
Betrieb der Einrichtung ca. 120.000,00 €
Geschatzte Gesamtkosten pro Jahr: 400.000,00 € fur 100 Personen

Bereits fur 2013 wund 2014 sind jeweils im Haushalt 500.000,00 € fir weitere
Gemeinschaftsunterkinfte eingeplant, so dass entsprechende Mittel zur Verfugung stinden.

Der Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam wird zur Sitzung am 04.09.2013
eine Beschlussvorlage mit einer konkreten Berechnung der finanziellen Auswirkungen sowie einem
Zeitplan zur Umsetzung vorgelegt.
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Niederschrift
92. offentliche/nicht offentliche Sitzung des Hauptausschusses

Sitzungstermin: Mittwoch, 19.06.2013
Sitzungsbeginn: 17:00 Uhr
Sitzungsende: 20:20 Uhr

Ort, Raum: R. 280 a, Stadthaus

Anwesend sind:

Ausschussvorsitzender

Herr Jann Jakobs Oberbirgermeister

Ausschussmitglieder

Frau Birgit Muller DIE LINKE

Frau Dr. Sigrid Mller DIE LINKE

Herr Dr. Hans-Jirgen Scharfenberg DIE LINKE

Frau Dr. Karin Schroter DIE LINKE

Herr Mike Schubert SPD

Herr Claus Wartenberg SPD

Herr Dr. Hagen Wegewitz SPD

Herr Horst Heinzel CDU/ANW ab 17:05 Uhr
Herr Klaus Rietz CDU/ANW

Herr Peter Schiler Blindnis 90/Die Griinen
Herr Jan Wendt Die Andere

Herr Peter Schultheild Potsdamer Demokraten

stellv. Ausschussmitglieder

Herr Pete Heuer SPD
Frau Franziska Schneider FDP ab 17:23 Uhr
Herr Wolfhard Kirsch BlrgerBlndnis bis 19:17 Uhr

Nicht anwesend sind:

Ausschussmitglieder

Frau Hannelore Knoblich SPD entschuldigt
Herr Stefan Becker FDP entschuldigt
Frau Ute Bankwitz BlrgerBlundnis entschuldigt
Gaste:

Herr Exner, GB Zentrale Steuerung und Service

Frau Dr. Magdowski, GB Bildung, Kultur, Sport

Frau Muller-Preinesberger, GB Soziales, Jugend

Gesundheit, Ordnung, Umweltschutz Herr Kimmel, Buro des Oberbirgermeisters
Herr Klipp, GB Stadtentwicklung und Bauen weitere Gaste — siehe Gasteliste

Frau Ziegenbein, Schriftfiihrerin

Niederschrift der 92. &ffentlichen/nicht 6ffentlichen Sitzung des Hauptausschusses vom 19.06.2013
Seite: 1/15



Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1 Er6ffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemafien Ladung /
Feststellung der o6ffentlichen Tagesordnung/ Entscheidung Uber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift des offentlichen Teils der Sitzung vom

29.05.2013
3 Uberweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung
3.1 Theaterschiff

Vorlage: 12/SVV/0810
Fraktion DIE LINKE
zur Erledigung

3.1.1 Verlagerung des Theaterschiffes aus der Alten Fahrt in die Schiffbauergasse
Vorlage: 13/SVV/0391
Oberburgermeister, FB Kultur und Museum

3.2 Anderung der Geschéftsordnung - Mehr Transparenz bei Beschliissen mit
finanziellen Auswirkungen
Vorlage: 12/SVV/0209
Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Griinen, CDU/ANW, FDP

3.3 Weiterfiihrung des Gestaltungsrates
Vorlage: 13/SVV/0229
Fraktion Die Andere

3.4 Lustgarten - Annaherung an das historische Vorbild
Vorlage: 13/SVV/0249
Fraktion FDP

3.5 Mittel aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT)
Vorlage: 13/SVV/0308
Fraktion DIE LINKE

3.6 Anderung des Gesellschaftsvertrages der ProPotsdam GmbH
Vorlage: 13/SVV/0312
Oberblrgermeister, Bereich Beteiligungsmanagement

3.7 Anderung der Gesellschaftsvertrage der Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig
gemeinnttzige GmbH und der Medizinischen Versorgungszentrum Bad Belzig
GmbH
Vorlage: 13/SVV/0314
Oberburgermeister, Bereich Beteiligungsmanagement
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3.8 Wahlalter 16 gut vorbereiten
Vorlage: 13/SVV/0264
Fraktionen SPD, FDP
neue Fassung vom 05.06.2013
zur Erledigung

4 Mitteilungen der Verwaltung

4.1 Bericht zur Umsetzung der Strukturveranderungen im Buro fur
Chancengleichheit und Vielfalt
aus HA 13.02.13 - TOP 4.11

4.2 Sachstandsbericht - Beauftragte/r fir die Kooperation mit den Nachbarkreisen
gemal Beschluss: 13/SVV/0177

4.3 Sachstand zu den Gesprachen mit fairwiese e.V. (Wagenhausburg)

4.4 Ehrenamtspass mit Potsdam-Mittelmark
Vorlage: 13/SVV/0354
Oberblrgermeister, FB Soziales, Gesundheit und Umwelt

4.5 Kooperation mit Potsdam-Mittelmark im OPNV
Vorlage: 13/SVV/0371
Oberblrgermeister, FB Stadtplanung und Stadterneuerung

4.6 Wohnungsunterbringungskonzept fur asylsuchende und geduldete Personen
Vorlage: 13/SVV/0344
Oberblrgermeister, FB Soziales, Gesundheit und Umweltschutz

4.7 Unterbringung von Asylsuchenden
Vorlage: 13/SVV/0379
Oberblrgermeister, FB Soziales, Gesundheit und Umwelt

5 Sonstiges

Protokoll:

Offentlicher Teil

zu1i Ero6ffnung der Sitzung

Der Oberblrgermeister erdffnet die Sitzung.

zu 2 Feststellung der Anwesenheit sowie der ordnungsgemaRen Ladung /
Feststellung der o6ffentlichen Tagesordnung/ Entscheidung tiber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift des 6ffentlichen Teils der Sitzung
vom 29.05.2013
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zu 3

zu 3.1

zu 3.1.1

Der Oberblrgermeister stellt die ordnungsgemalle Ladung sowie die
Beschlussfahigkeit fest. Zu Beginn der Sitzung sind 14 Mitglieder bzw.
stellvertretende Mitglieder des Hauptausschusses anwesend.

Zur vorliegenden Tagesordnung schlagt er folgende Anderungen vor:
Zurickgestellt werden sollen:

- TOP 3.2 — Transparenz bei Beschlissen mit finanziellen Auswirkungen,
da hier im Ausschuss fir Finanzen eine Verfahrensweise verabredet
wurde und der Antrag in der Sitzung am 21. August 2013 wieder
aufgerufen wird.

- TOP 3.4 - Lustgarten - Annaherung an das historische Vorbild, da dieser
auf Wunsch der Antragstellerin im Ausschuss fur Stadtentwicklung und
Bauen ebenfalls zurlickgestellt wurde.

Er schlagt eine Erweiterung der Tagesordnung um Informationen unter dem
Punkt ,,Mitteilungen der Verwaltung“ zu folgenden Themen vor:
- Anhoérung zur Gegenfinanzierung der finanziellen Beteiligung der LHP an
Projekten der Stiftung PreuBische Schlésser und Garten Berlin-
Brandenburg

- Stand der Diskussion zur Wahlkreisstruktur/ zu den Wahlkreiszuschnitten
zur Kommunalwahl 2014

- Bericht bezuglich der Haltung des Landesdenkmalamtes im Hinblick auf
den Erweiterungsbau Humboldt-Gymnasium

- Bericht zum ,Eichenprozessionsspinner*

Zu den vorliegenden Antragen auf Rederecht zu TOP 4.6 und 4.7 erhebt sich
kein Widerspruch.

Zur Niederschrift der 91. o6ffentlichen Sitzung des Hauptausschusses vom 29.
Mai 2013 gibt es keine Hinweise; die Niederschrift wird mit 13 Ja-Stimmen, bei 2
Stimmenthaltungen bestatigt.

Uberweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung

Theaterschiff
Vorlage: 12/SVV/0810
Fraktion DIE LINKE

Der Antrag wurde in den Hauptausschuss zur Erledigung Gberwiesen.

Nach Kenntnisnahme der Mitteilungsvorlage, DS 13/SVV/039, Tagesordnungs-
punkt 3.1.1 erklart Herr Dr. Scharfenberg den Antrag als durch
Verwaltungshandeln erledigt.

Verlagerung des Theaterschiffes aus der Alten Fahrt in die
Schiffbauergasse

Vorlage: 13/SVV/0391

Oberblrgermeister, FB Kultur und Museum
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zu 3.2

zu 3.3

Der Oberburgermeister verweist auf die dazu vorliegende DS 13/SVV/0391 in der
mitgeteilt werde, dass das Theaterschiff an den Standort Schiffbauergasse
,verholt“ werde.

AnschlieBend beantwortet er die Nachfrage von Herrn Kirsch bezlglich der
Bedingungen fur das Restaurantschiff ,John Barnett®. Hier seien Gesprache
gefuhrt worden, so dass das Theaterschiff zum 01.11.13 umgesetzt werde. Frau
Dr. Schréter fragt nach, ob die Mitteilungsvorlage mit den Akteuren abgestimmt
sei. Sie, so Frau Dr. Magdowski, habe Herrn Dr. Iffert von den Prifergenissen in
Kenntnis gesetzt. Auf die Nachfrage zum genauen Standort des Theaterschiffes
entgegnet sie, dass dieser sich zwischen der Flofistation und dem Theater
befinden werde.

Auf die Nachfrage von Herrn Schiler bezuglich evtl. Larmprobleme und einer
mdglichen Beeintrachtigung des Theaterbetriebes, verweist sie auf das
vorliegende Larmschutzgutachten aus dem sich keine diesbezlglichen Hinweise
darauf ergeben.

Anderung der Geschiftsordnung - Mehr Transparenz bei Beschliissen mit
finanziellen Auswirkungen

Vorlage: 12/SVV/0209

Fraktionen SPD, Bindnis 90/Die Grinen, CDU/ANW, FDP

zuriickgestellt

Weiterfiihrung des Gestaltungsrates
Vorlage: 13/SVV/0229
Fraktion Die Andere

Der Oberblrgermeister verweist auf das zustimmende Votum des Ausschusses
fur Stadtentwicklung und Bauen verbunden mit einer Anderung des
Beschlusstextes:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, bei der Weiterflihrung des
Gestaltungsrates (Geschaftsordnung) und der Neubesetzung der Sitze
sicherzustellen zu priifen, ob dass-der Gestaltungsrat ...

Herr Klipp betont die Notwendigkeit einer Neubesetzung, um einen nahtlosen
Ubergang zu sichern. Er sehe es als problematisch an, in der Septembersitzung
der Stadtverordnetenversammlung Uber einen neuen Gestaltungsrat zu
beschlieBen und gleichzeitig eine Neubesetzung im oben genannten Sinne zu
prifen, in deren Ergebnis evtl. eine andere personelle Besetzung erfolgen
musste. Auf Grund der bisherigen Erfahrungen und dieser schwierigen
Konstellation empfehle er eine Ablehnung des Antrags.

Herr Schiler hegt gegen den Antrag ebenso Bedenken, weil die Aufgabe des
Gestaltungsrates die Beratung privater Bauherren bei ihren Bauvorhaben sei.
Wenn jetzt die im Antrag genannten Aufgaben hinzukommen, gefahrde das die
Akzeptanz des Gestaltungsrates bei den Bauherren. AuRerdem gehoéren diese
Aufgaben originar in die Stadtverordnetenversammlung und in den Ausschuss flr
Stadtentwicklung und Bauen.

Herr Wendt entgegnet darauf, dass Stadtgestaltung nicht bei der Architektur
stehen bleiben solle. Herr Dr. Scharfenberg meint, dass es keine vollig neuen
Aufgaben seien, sondern neue Aufgaben hinzugefiigt werden. Wenn sich das im
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Ergebnis der Prifung bestatige, konnte der Gestaltungsrat um entsprechende
Personen erganzt werden. Ein Beispiel sei der soziale Aspekt, der seiner
Meinung nach auch im Expertengremium Potsdam 22 eine Rolle gespielt habe.
Er meine, der soziale Hintergrund habe einen hohen Stellenwert und kénnte den
Gestaltungsrat aufwerten.

Herr Heuer pladiert daflr, Bewahrtes beizubehalten. Der Antrag sei aus seiner
Sicht kontraproduktiv und verandere den Gestaltungsrat erheblich.

Dem schliel3t sich Herr Heinzel an, denn der Gestaltungsrat wurde nach
fachlichen Pramissen ausgesucht und die im Antrag enthaltenen Anliegen
werden in den Gremien beraten. Herr Kirsch erklart, dass ein Bauherr Vorschlage
erwarte, wie seine Architektur schoner und besser gemacht werden kénne — alles
andere seien stadtebauliche Geschichten, die nicht in den Gestaltungsrat
gehoren.

Der Anderungsvorschlag aus dem Ausschuss Stadtentwicklung und Bauen wird
zur Abstimmung gestellt und mit 10 Nein-Stimmen, bei 5 Ja-Stimmen abgelehnt.

Anschlie3end wird der Antrag in seiner urspriinglichen Fassung mit folgendem
Wortlaut zur Abstimmung gestellt:

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, bei der Weiterflihrung des
Gestaltungsrates und der Neubesetzung der Sitze sicherzustellen, dass der
Gestaltungsrat

1. neuere Entwicklungen in der Architektur in seiner beratenden Tatigkeit starker
berlcksichtigt

2. in seinen Empfehlungen das Ziel der sozialen Durchmischung und Vielfalt der
Bevolkerung berlcksichtigt (Alter und Lebensphasen der Bewohner/innen,
sozio-0konomischer Status und Lebensformen)

3. in seinen Empfehlungen die folgenden offentlichen Belange in der Beratung
mit bericksichtigt:

- Ausbau der sozialen, wirtschaftlichen, und kulturellen Infrastruktur (z.B.
Ladenflachen, Gaststatten, Rdumlichkeiten fur kulturelle Veranstaltungen,
Bandproberaume, Atelierflachen, etc.)

- Vertraglichkeit mit sich verandernden Anforderungen fir Verkehr (insb.
mehr Stellplatze fir Fahrrader).

Die Aufgabenstellung und Geschaftsordnung des Gestaltungsrates sollen
entsprechend Uberarbeitet werden und sind den Stadtverordneten zur
Beschlussfassung vorzulegen.

In Zusammenhang mit den Punkten 2. und 3. ist weiterhin zu prifen, inwiefern die
fachliche Besetzung des Gremiums verandert bzw. erweitert werden muss.

Der Stadtverordnetenversammlung ist bis September 2013 Bericht zu erstatten.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 3
Ablehnung: 1
Stimmenthaltung: 2

Damit empfiehlt der Hauptausschuss der Stadtverordnetenversammlung, diesen
Antrag abzulehnen.
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zu 3.4

zu 3.5

zu 3.6

Lustgarten - Annaherung an das historische Vorbild
Vorlage: 13/SVV/0249
Fraktion FDP

zuriickgestellt

Mittel aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (BuT)
Vorlage: 13/SVV/0308
Fraktion DIE LINKE

Herr Dr. Scharfenberg bringt den Antrag ein und verweist auf seine dazu bereits
in der Sitzung gegebene Begrindung.

Frau Mdller-Preinesberger erlautert, dass es einen diesbezilglichen
Verordnungsentwurf des Bundesministeriums gebe, mit dem eine Verrechnung
nicht verausgabter Mittel aus dem Bildungs- und Teilhabepaket mit den
Zuweisungen flr das Jahr 2013 angestrebt werde. Diese Verordnung werde am
05. Juli 2013 im Bundesrat erdrtert. Da davon auszugehen sei, dass die
Verordnung dort keine Zustimmung bekomme und der Vermittlungsausschuss
angerufen werden misse, werde erst im Oktober mit einer Entscheidung zu
rechnen sein. Sobald diese vorliege, werde sie die Auswirkungen darstellen.

Herr Schiler fihrt aus, dass unter dieser Malgabe eine monatliche
Berichterstattung nicht sinnvoll sei und schlagt vor, dass der Oberbirgermeister
Uber die Ergebnisse berichten solle.

Herr Dr. Scharfenberg signalisiert grundsatzliches Einverstandnis zu dieser
Anderung. Trotzdem erschliee sich ihm der Zusammenhang zwischen den
Restmitteln aus 2012 und der Neufestlegung der Beteiligung des Bundes in 2013
nicht.

Die vom Oberbiirgermeister vorgeschlagene Anderung, dass umgehend iiber den
Stand der Gesprache berichtet werde, sobald ein neuer Sachstand vorliege, wird
vom Antragsteller Gbernommen.

Der Hauptausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, wie folgt zu
beschlielen:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, den Hauptausschuss monatlich
umgehend Uber den Stand der Gesprache zum Umgang mit den nicht
verausgabten Mitteln aus dem Bildungs- und Teilhabepaket (ca. 800 T €) zu
informieren.

Die Entscheidung Uber den Umgang mit diesen nicht verausgabten Mitteln trifft
die Stadtverordnetenversammiung.

Abstimmungsergebnis:
einstimmig angenommen.

Anderung des Gesellschaftsvertrages der ProPotsdam GmbH
Vorlage: 13/SVV/0312
Oberblrgermeister, Bereich Beteiligungsmanagement

Der Oberblrgermeister bringt die Vorlage ein. Anschlie3end schlagt Herr Dr.
Scharfenberg bezlglich der Aufsichtsratsbesetzung folgende Anderung im § 8
Abs. 1 Buchstabe b) vor:
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zu 3.7

acht elf Aufsichtsratsmitglieder, die von der Stadtverordnetenversammiung ...
Dieser Anderungsantrag wird mit 8 Ja-Stimmen, 8 Nein-Stimmen abgelehnt.

Da dieser Anderungsanj[_rag keine Mehrheit gefunden hat, beantragt Herr Dr.
Scharfenberg folgende Anderung im § 8 Abs. 1 Buchstabe

c): 3 Mitglieder, die von der Stadtverordnetenversammliung
Gesellschafterversammiung auf Vorschlag von Fachverbanden entsandt bestellt

Dieser Anderungsantrag wird mit 15 Ja-Stimmen, bei einer Stimmenthaltung
angenommen.

Der Hauptausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, wie folgt zu
beschlielen:

Anderung des Gesellschaftsvertrages der ProPotsdam GmbH gemaR Anlage,
einschlieBlich der Anderung im § 8 Abs. 1 Buchstabe c).

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 13
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 3

Anderung der Gesellschaftsvertrage der Klinik Ernst von Bergmann Bad
Belzig gemeinniitzige GmbH und der Medizinischen Versorgungszentrum
Bad Belzig GmbH

Vorlage: 13/SVV/0314

Oberburgermeister, Bereich Beteiligungsmanagement

Der Oberblrgermeister bringt die Vorlage ein.

Herr Schulthei® merkt dazu an, dass er beziiglich der Anderung des
Gesellschaftsvertrages Bedenken habe, weil Stadt und Stadtverordnetenver-
sammlung fur Potsdam zustandig seien, der Landkreis Potsdam-Mittelmark dies
unter Verweis auf einen ausgeglichenen Haushalt selber regeln kénne und
Potsdam die dafir aufzuwendenden Finanzen flr andere Zwecke verwenden
kdénnte. Deshalb werde er dem Antrag nicht zustimmen.

Herr Dr. Scharfenberg nimmt Bezug auf eine Tendenz in der Diskussion des
Anliegens in Potsdam-Mittelmark, in der die Frage gestellt wurde, ob dies ein
Tendenzbetrieb sein misse und ein eigener Aufsichtsrat zu bilden ware. Herr
Grebner verweist in seiner Antwort darauf, dass es unbedingt ein Tendenzbetrieb
sein musse. Beziglich des Aufsichtsrates flhrt er aus, dass es in keiner Tochter
des Klinikums einen Aufsichtsrat gebe und daflir auch keine Notwendigkeit
gesehen werde.

Die Beratung der Vorlage, so der Oberbirgermeister, erfolge in beiden Gremien
parallel; er kenne diese Tendenzen in der Diskussion nicht.

Der Hauptausschuss empfiehlt der Stadtverordnetenversammlung, wie folgt zu
beschlielen:

Anderung der Gesellschaftsvertrage der Klinik Ernst von Bergmann Bad Belzig

Niederschrift der 92. &ffentlichen/nicht 6ffentlichen Sitzung des Hauptausschusses vom 19.06.2013

Seite: 8/15



zu 3.8

zu4

gemeinnutzige GmbH und der Medizinisches Versorgungszentrum Bad Belzig
GmbH im Rahmen des Vollzuges des Kaufs der Geschaftsanteile in Héhe von
74,9% an der Johanniter-Krankenhaus im Flaming Belzig GmbH durch die
Klinikum Ernst von Bergmann gemeinnitzige GmbH.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 10
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 6

Wabhlalter 16 gut vorbereiten
Vorlage: 13/SVV/0264
Fraktionen SPD, FDP

neue Fassung vom 05.06.2013
zur Erledigung

Der Oberblrgermeister nimmt Bezug auf die in der Sitzung der
Stadtverordnetenversammlung am 05. Juni 2013 von Herrn Heuer vorgetragene
neue Fassung und bittet um Wortmeldungen.

Frau Dr. Mdaller wiederholt ihre in der Stadtverordnetenversammiung
vorgetragene Bitte, die Wahlen auch mit jungen Leuten nachzubereiten und daftr
die finanziellen Mittel ebenso zu berlcksichtigen. Der Oberblrgermeister
entgegnet, dass dazu ein Gesamtkonzept vorgestellt werde, in dem dieses
Anliegen Berlicksichtigung finde und finanziell unterstitzt werde.

Die neue Fassung des Antrags wird zur Abstimmung gestellt:
Der Hauptausschuss beschlieft:

Die Stadtverordnetenversammlung fordert den Oberbiirgermeister auf, den
Stadtjugendring bei der Ansprache von Schulen und Jugendeinrichtungen
zu unterstiitzen, um diese zu einer Teilnahme an der U-18-Wahl zur
Bundestagswahl zu bewegen. Fir Kommunal- und Landtagswahlen im Jahr
2014, bei denen erstmals das Wahlrecht ab 16 gilt, sollen die Erfahrungen
der vergangenen Erstwahlerkampagnen (wie ,lch wahle, weil...”“) genutzt
werden, um ebenso erfolgreich junge Menschen fiir die Ausiibung des
Wabhlrechts sowie generell fiir Beteiligung zu begeistern. Dabei soll auch
die Beteiligung junger Menschen und was dafiir in Verwaltung und Politik
notig ist, eine Rolle spielen. Das aktuelle Projekt ,Jugend? Macht!
Politik...“des Stadtjugendrings ist in diesem Sinne sehr zu begrifen. Die
Stadt Potsdam soll den Stadt Jugendring hierbei unterstiitzen. Spatestens
im Dezember 2013 soll der Oberbiirgermeister der
Stadtverordnetenversammiung berichten, welche finanziellen Mittel hierfur
erforderlich sind.

Abstimmungsergebnis:

Zustimmung: 12
Ablehnung: 0
Stimmenthaltung: 4

Mitteilungen der Verwaltung
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zu 4.1

zu 4.2

zu 4.3

zu44

Bericht zur Umsetzung der Strukturveranderungen im Buro fiir
Chancengleichheit und Vielfalt

aus HA 13.02.13 - TOP 4.11

Frau Grasnick fiihrt dazu aus, dass sich das Bulro flir Chancengleichheit und
Vielfalt auf dem Weg zur Qualifizierung der Beauftragtenarbeit als
Querschnittsaufgabe befindet - unter Beteiligung der Betroffenen, der
Stadtgesellschaft, Verbanden und Organisationen, sowie Politik und Verwaltung.

Der Aufbau der neuen Struktur des Buros sei in Umsetzung, wobei erfreulich ist,
dass die Neubesetzung der Stelle der Beauftragten fir Menschen mit
Behinderung zum 1. August 2013 erfolgen kénne. Die Stelle flir einen/eine
Sozialwissenschaftler/in, mit Aufgabenschwerpunkt Reporting
(Inklusionscontrolling, Evaluation, Monitoring), sei bereits zum 1. Juni 2013
besetzt worden.

Sachstandsbericht - Beauftragte/r fiir die Kooperation mit den
Nachbarkreisen
gemaR Beschluss: 13/SVV/0177

Der Oberbirgermeister gibt zur Kenntnis, dass diese Aufgabe an Herrn
Jetschmanegg ubertragen wurde und dies bis auf Weiteres auch als ausreichend
erscheine. Wenn sich daran etwas andere, werde es eine personelle Neuordnung
geben.

Dies, so Herr Dr. Scharfenberg, entspreche nicht dem Anliegen des Beschlusses,
dass sich jemand schwerpunktmaRig damit auseinandersetzen solle. Er bittet um
eine erneute Berichterstattung im September/Oktober 2013.

Sachstand zu den Gesprachen mit fairwiese e.V. (Wagenhausburg)

Wie bereits in der letzten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zur
Fragestunde ausgefuhrt, so Herr Exner, gebe es eine neue Option zum Verbleib
auf der Insel, die derzeit betrachtet werde. Bezlglich der Frage, von welchem
Verkehrswert auszugehen sei, gebe es ein Gutachten, das an die Bewohner der
Wagenhausburg ubergeben worden sei. Im Weiteren seien
bauordnungsrechtliche Fragen zu klaren, die durch einen Anwalt geprift werden
— Ergebnisse seien bis Mitte August zu erwarten.

Ehrenamtspass mit Potsdam-Mittelmark
Vorlage: 13/SVV/0354
Oberblrgermeister, FB Soziales, Gesundheit und Umwelt

Bezug nehmend auf die dazu vorliegende Mitteilungsvorlage fuhrt Herr Dr.
Scharfenberg aus, dass es das Anliegen gewesen sei, mehr zu machen. Dazu
gebe es ein entsprechendes Interesse des Landkreises, die Angebote zu
verschranken.

Frau Muller-Preinesberger entgegnet, dass es Gesprache gegeben habe und die
Option sich der Ehrenamtskarte des Landes Brandenburg anzuschlieRen und z.
B. die Gililtigkeitsdauer von jetzt einem Jahr auf zwei Jahre zu verlangern.

Der Oberbiurgermeister schlagt vor, diese Thematik in einer der nachsten
Gesprache mit dem Landrat anzusprechen und erneut im September/Oktober im
Hauptausschuss zu berichten.

Die Nachfrage von Herrn Dr. Scharfenberg beziiglich der Anzahl der Nutzer wird
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zu 4.5

zu 4.6

im Nachgang zur Sitzung wie folgt beantwortet (nachgereicht durch den GB):

Das Land Brandenburg hat die Ausgabe der ersten 50 Ehrenamtskarten durch
Ministerprasident Platzeck am 16. April 2013 vorgenommen. Das flir die Ausgabe
zustandige Referat "Burgerschaftliches Engagement” in der Staatskanzlei rechnet
damit, die folgenden Ehrenamtskarten im Kontingent zu jeweils 200 Stuck
quartalsweise zu verschicken.

Potsdamer Ehrenamtliche machen im Durchschnitt einen Anteil von 20 % bis 25
% aus; eine genaue Sortierung nach Gebietskorperschaften nimmt das Referat
aufwandsbedingt nicht vor, so dass nur geschatzt werden kann.

Alle in den Prozess "Ehrenamtskarte" involvierten Trager, Kreise, Partner,
Agenturen und Fachstellen rechnen mit der Verteilung von rund 700
Ehrenamtskarten bis Endes des Jahres, im nachsten nochmal 1.000
Ehrenamtskarten.

Bei dem stichprobenartig ermittelten Anteil Potsdams von 20 % bis 25 %
bedeutet das einen Umfang von rund 350 bis 500 Ehrenamtskarten-
Inhaber/innen in 2013 und 2014. Die Karten sind zwei Jahre lang giltig und
ermoglichen Vorteile bei inzwischen Uber 80 Partnern der Ehrenamtskarte in
Potsdam, im Umland und dartber hinaus im ganzen Land.

Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen.

Kooperation mit Potsdam-Mittelmark im OPNV
Vorlage: 13/SVV/0371
Oberbirgermeister, FB Stadtplanung und Stadterneuerung

Frau B. Miller bittet, erste Ergebnisse der in der Mitteilungsvorlage angefiihrten
Abstimmungen in den Fahrplanwechsel im Dezember mit einflieBen zu lassen
und Fahrtzeiten des OPNV mit denen der Deutschen Bahn zu verkniipfen.

Herr Dérrie fuhrt dazu aus, dass die Mitteilungsvorlage ein Zwischenergebnis der
Arbeitsgruppe darstelle und konkrete Veranderungen noch nicht bis zum
Dezember eingepflegt werden konnen, da weiter Untersuchungen bis Anfang
2014 laufen. Die Optimierung der Fahrizeiten mit denen der Deutschen Bahn
spiele auf jeden Fall im Rahmen der Optimierung eine Rolle.

Die Mitteilungsvorlage wird zur Kenntnis genommen.

Wohnungsunterbringungskonzept fur asylsuchende und geduldete
Personen

Vorlage: 13/SVV/0344

Oberblrgermeister, FB Soziales, Gesundheit und Umweltschutz

Eingangs werden die zu Beginn der Sitzung bestatigten Rederechte gewahrt.

Frau Marianne Ballé Moudoumbou, Mitglied des Landesintegrationsbeirats,
Sprecherin Pan-African Women's Empowerment and Liberation
Organization (PAWLO-Germany) e.V. mit Sitz in Potsdam spricht sich fiir eine
weitestgehende Unterbringung in Wohnungen aus und meint, dass die
Containerlésung im Gegensatz zum Integrationskonzept stehe.
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Herr Ngninkelej, FIBB bemangelt die fehlende Integrationsméglichkeit von
Fluchtlingen, wenn sie in dieser Art untergebracht werden.

Frau Byssek, children Voice e.V. und Frau Tinney vom Flichtlingsrat
Brandenburg fordern den Oberblrgermeister und die Stadtverordneten dazu auf,
andere Losungen zu finden.

Gegen den Vorschlag des Oberbiirgermeister die Tagesordnungspunkt 4.6
und 4.7 zusammen zu beraten, erhebt sich kein Widerspruch. Er fordert
gleichzeitig dazu auf, die verwendeten Begrifflichkeiten der Zielstellung
anzupassen. Dabei sei die Bezeichnung ,Lager‘ eine eher unpassende
Begrifflichkeit. Zwar passe auch Container als Bezeichnung fir eine
Unterbringung nicht, hierzu gebe es aber auch andere Beispiele, wo Menschen in
diesen untergebracht seien. AnschlieRend erlautert Frau Mdller-Preinesberger
beide Mitteilungsvorlagen.

Namens des Migrantenbeirates fiihrt Frau Kindelberger aus, dass die Vorschlage
sorgfaltig im Beirat abgewogen wurden und er die vorgeschlagene Variante
mittrage, weil sie in ein Gesamtkonzept eingebettet sei und eine
Ubergangslésung darstelle.

Frau Miuller fragt nach, ob der Migrantenbeirat mit den Betroffenen gesprochen
habe. Eine Unterbringung im Heim Uber 10 Jahre, wie in einem der Rederechte
dargestellt, musse der Vergangenheit angehodren. Bezuglich des jetzigen
Standortes bemaéngelt sie die Verkehrsanbindung vor allem an den
Wochenenden. Frau Kindelberger unterstreicht nachdricklich, dass sich der
Migrantenbeirat bestandig und sehr umfassend mit den Betroffenen, ihren Sorgen
und Angsten befasse. Frau Miiller-Preinesberger weist die Bemerkung bezlglich
der Verkehrsanbindung zurick; diese sei auch an den Wochenenden sehr gut.

Herr Schiler bittet um eine Erérterung des Themas ohne Zorn und Eifer. Die
Stadt habe hier eine akute Notlage, in der nach mdglichst guten L&sungen
gesucht werden musse. Auch die Grunen bevorzugen eine Unterbringung in
Wohnungen und halten an dem Ziel einer Aufenthaltsdauer von nicht langer als
12 Monate im Heim fest. Da auch im nachsten Jahr weitere Asylbewerber
zugewiesen und untergebracht werden muissen, sei es eine lllusion, an
Grundsatzen festhalten zu kdnnen. Damit bleibe keine Alternative als die
Ubergangsunterkunft - die Modulbauweise vermittle die Hoffnung, dass die
Verweildauer eingehalten werde. Den gewahlten Standort halte auch er fir nicht
glicklich und moéchte die von Frau Mdaller-Preinesberger erwahnte Liste der
gepruften Standorte zur Verfigung gestellt bekommen.

Frau Dr. Muller findet es bedauerlich, die Thematik unter den Vorzeichen und
dem Zeitdruck diskutieren zu missen. Sie meine, dass hier die Rede von zwei
unterschiedlichen  Dingen sei. Zum Einen gehe es um das
Unterbringungskonzept als Handlungsmal fur die Kollegen der Verwaltung und
zum Anderen stehe der konkrete Anlass zur Debatte, eine zugewiesene Anzahl
von Asylbewerbern unterbringen zu wollen. Sich jetzt noch gegen das Wort
,container zu wenden, sei zu spat, weil das Uber die Pressemitteilung der
Verwaltung schon verbreitet wurde. Frust sei auch durch die Kommunikation
des Vorhabens Uber die Presse entstanden, vorbei an bestehenden Strukturen
und an den Fraktionen. Aulerdem seien unterschiedliche Zahlen im Gesprach
und gebe es zahlreiche offene Fragen.
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zu 4.7

neu

Herr Wendt verweist darauf, dass sicher auch andere Menschen mit
Containerldsungen leben mussen. Trotzdem sei hier die Frage, wie mehr
Wohnungen zur Verfigung gestellt werden kénnen, z.B. durch den Umbau von
Gewerberaumen. Zu Prifen sei auch, ob die Stadt nicht selbst Wohnungen fir
die Unterbringung anmieten kénne. DarlUber hinaus sei der Leitfaden zur
Einschatzung der Wohnfahigkeit sehr kritisiert worden — auch ihm erschliel3e sich
nicht der Zweck der Frage, ob bereits ein Mietverhaltnis vorgelegen habe.
Vielmehr sollte eine Vorabfrage, wie Flichtlinge vorher gelebt haben, in den
Leitfaden aufgenommen und starker berucksichtigt werden.

Darauf eingehend fiihrt Frau Miuller-Preinesberger aus, dass es Asylbewerber
gebe, die schon eine Wohnung hatten und sie aus unterschiedlichen Grinden
wieder verloren haben. Dahinter liege eine vielfaltige Problematik, so dass
Nachsorgekonzepte gebraucht werden, um diese Aspekte beriicksichtigen und
darauf eingehen zu kénnen.

Der Oberbirgermeister verweist auf eine in der Sitzung der
Stadtverordnetenversammlung im September vorzulegende Beschlussvorlage
und die bestehende Gelegenheit bis dahin die Dinge mit den Beteiligten &ffentlich
zu kommunizieren.

Herr Schubert fuhrt aus, dass die Diskussion von Anfang an kritisch gewesen sei
— nun aber werden Lésungen gebraucht und dazu kénnten alle beitragen.

Herr Dr. Scharfenberg betont, dass es auch Handlungsbedarf aus den
vergangenen Jahren gebe so wie z. B. die Umsetzung eines Forderungskatalogs
der Flichtlinge von vor einigen Jahren. Der Strandortkatalog misse allen
Fraktionen zur Kenntnis und Prifung Gbergeben werden; vielleicht gebe es doch
noch eine bessere Lésung. Wichtig zu wissen sei auch, in welchem Zeitraum
dariiber alternativ gesprochen werden koénne. Die Ausgestaltung der
Unterklinfte sollte gemeinsam unter Berlicksichtigung der einzelnen Bedurfnisse
erfolgen.

Frau Mauller-Preinesberger sagt zu, die Liste der gepriften Standorte der
Niederschrift als Anlage beizufugen und den Fraktionen vorab zur Kenntnis zu
geben. Beziglich der Zeitschiene, so der Oberblrgermeister, sei nicht mehr viel
Spielraum, da die Beschlussvorlage in die Septembersitzung der
Stadtverordnetenversammlung eingebracht werden misse.

Die Mitteilungsvorlagen werden zur Kenntnis genommen.

Unterbringung von Asylsuchenden

Vorlage: 13/SVV/0379

Oberblrgermeister, FB Soziales, Gesundheit und Umwelt

siehe Tagesordnungspunkt 4.6

Anhorung zur Gegenfinanzierung der finanziellen Beteiligung der LHP an
Projektender Stiftung PreuBische Schlésser und Garten Berlin-

Brandenburg

Hierzu, so Herr Kimmel, sei ein Hearing fir den 15. August 2013, 16:00 Uhr
geplant, das extern moderiert und begleitet werden solle.
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neu

neu

zZub

Auf eine entsprechende Nachfrage von Herrn Dr. Scharfenberg betont der
Oberburgermeister, dass Tourismusabgabe und Bettensteuer parallel betrachtet
und weitere Modelle einer Tourismusabgabe mit externen Sachverstandigen
beleuchtet werden.

Auf die Nachfrage von Herrn Schubert nach der Zeitschiene, dem Ablauf und den
Vorbereitungsmoglichkeiten der Fraktionen, entgegnet der Oberblrgermeister,
dass das Veranstaltungskonzept Anfang August vorliegen solle und zu diesem
Zeitpunkt auch die Fraktionen informiert werden. Er bittet schon vorab evtl.
Anregungen zu Ubermitteln sowie Informationen Uber die Stadte, die aus Sicht
der Fraktionen zum Vergleich herangezogen werden kénnen. Er wolle Vertreter
dieser Stadte einladen, die ihre Lésungen erlautern werden.

Im Ergebnis der weiteren Verstandigung sagt der Oberbilrgermeister zu, den
Fraktionen bis Freitag, 02. August 2013, die Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

Stand der Diskussion zur Wahlkreisstruktur/ zu den Wahlkreiszuschnitten
zur Kommunalwahl 2014

Herr Exner flhrt dazu aus, dass es einen Wahlkreiszuschnitt erst geben kénne,
wenn der konkrete Wahltermin feststehe. Allerdings gebe es bereits
Voruberlegungen, da die Beibehaltung der alten Wahlkreise auf Grund des
Bevodlkerungswachstums nicht mehr moglich sei. Tendenziell werde es wohl 6
Wabhlkreise geben, da bei der Beibehaltung von 5, ein Wahlkreis auf beiden
Seiten der Havel liege.

Den Fraktionen werden zum Ende der Sommerpause entsprechende
Informationen zugeleitet. Zur Vorbereitung einer Beschlussvorlage bittet er um
die Stellungnahme der Fraktionen.

Herr Dr. Scharfenberg fordert eine offene, transparente und frihzeitige
Diskussion sowie die Vorlage der Vorschlage zum friihestmdglichen Zeitpunkt.
Herr Schubert verweist auf ahnlich gefuhrte Diskussionen in der Vergangenheit.
Es sei gut dies im Vorfeld zu tun und die Stellungnahmen der Fraktionen zu
bindeln. Zu berlcksichtigen sei eine verninftige Vertretung aller Stadtteile.

Bericht beziiglich der Haltung des Landesdenkmalamtes im Hinblick auf
den Erweiterungsbau Humboldt-Gymnasium

Herr Richter flhrt dazu aus, dass es zum Erweiterungsbau des Humboldt-
Gymnasiums keine Einigung zwischen der oberen und der unteren
Denkmalschutzbehorde gebe und derzeit Gesprache mit dem Land zur Losung
des Konflikts gefliihrt werden. Gelingt das nicht, werde es mit hoher
Wahrscheinlichkeit Auswirkungen auf den Bauablauf geben.

Der Oberblrgermeister erganzt, dass er Gesprache mit dem Staatssekretar
gefuhrt habe und diese am kommenden Montag fortgesetzt wiirden. Das Problem
bei einer fehlenden Einigung sei die dann ndétige Ministerentscheidung - was
wiederum negative Auswirkungen auf den Zeitplan habe. Um diesen einhalten zu
koénnen, bedarf es einer Entscheidung bis zum kommenden Mittwoch.

Sonstiges
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Bericht zum ,,Eichenprozessionsspinner*

Herr Dr. Wegewitz informiert, dass sich wieder neue Nester des
Eichenprozessionsspinners bilden und er die entsprechenden Stellen in der
Stadtverwaltung informiert habe. Als Antwort habe er erhalten, dass es sich um
Einzelfallentscheidungen handele, wo Dippel ES eingesetzt werde. Er meine, die
Stadt habe viel in die Bekampfung des Eichenprozessionsspinners investiert — da
sollte jetzt nicht nachgelassen werden.

Herr Schubert verweist auf seine Bitte, unbedingt Rickmeldungen an die Blrger
Zu geben, was ihm auch zugesichert wurde. Er habe eine Meldung abgegeben,
aber keine Rickmeldung erhalten.

Der Oberburgermeister dankt fir die Information und bittet die Standortliste der
betroffenen Baume an Herrn Klipp weiterzugeben.

Wache Babelsberg

Frau Muller-Preinesberger informiert Uber die Eréffnung des Alternativstandortes
zur  ehemaligen Wache in Babelsberg, der ab 1. Juli 2013 in der
Tuchmacherstralle, am Montag, Dienstag und Freitag gemeinsam mit Polizei und
Ordnungsamt besetzt werde.
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	Ö Top 3.6 13/SVV/0312 Anlage 03 'Anlage_2_Gesellschaftsvertrag_ProPotsdam_Stand_19_06_2013'
	Ö Top 3.7 13/SVV/0314
	Ö Top 3.7 13/SVV/0314 Anlage 01 'Gesellschaftvertrag_KKBelzig'
	Ö Top 3.7 13/SVV/0314 Anlage 02 'Gesellschaftsvertrag_MVZ'
	Ö Top 3.8 13/SVV/0264
	Ö Top 3.8 Anlage 01 'Beschluss'
	Ö Top 4.4 13/SVV/0354
	Ö Top 4.4 13/SVV/0354 Anlage 01 'Synopse'
	Ö Top 4.5 13/SVV/0371
	Ö Top 4.6 13/SVV/0344
	Ö Top 4.6 13/SVV/0344 Anlage 01 'Konzept Unterbringung'
	Ö Top 4.7 13/SVV/0379
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